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ileknstagimg der sozialistischen Ärzte in Dresden 

Pfingsten 1928. 

Kollegen und Genossen! 

Gemäß dem Beschluß der Berliner Generäl Versammlung' 
benlft der Vorstand des V. S. Ae. auf Einladung unserer 
sächsischen Ortsgruppen eine Reichstagung zu Pfingsten 1928 
nach Dresden ein. Die Tagesordnung ist vorläufig. wie folgt 
festgesetzt worden: 

Sonnabend, den 26. Mai, 18 Uhr: 

Oerf entliehe Kundgebung mit dem Thema: 
„Geburtenregelung und Sozialismus.“ 

Abends geselliges Zusammensein aller Tagungsteilnehmer. 

Sonntag... den 27. Mai. morgens 9 Uhr: Interne Sitzung: 

1: Organisations- und Programmfragen: ; 

2. Krankenkassen und ^Sozialisierung des Heilwesens.- 

3. Die Organisation- des öffentlichen Gesundheitswesens. 

4. Anträge, ja. 

Anschließend gemeinsames Mittagsessen und Ausflug in 
die' Sächsische Schweiz. Alle näheren Angaben (Referenten. 
V ersänunlungslokal etc.) folgen im Kürze nach. Anträge wol- 
len die Ortsgruppen und Einzeimitglieder bis zum 15. Mai 
an den Schriftführer einseuden. Melden ge n zur Teil- 
nahme und Wünsche betr. Quartier- sind um j 
gehend erbeten. 

Wir fordern unsere Kollegen und Genossen in Stad^ und 
Land auf, für regen Bestich dieser ersten Reichstagung Sdrge 
zti tragen. Eine besondere Einladung ergeht an ansere Freunde 
in- -den angrenzenden Ländern, .in der Tschechoslowakei und 
in Oesterreich. 

Mit sozialistischem Gruß! 

E. Simmel-Berlin; Ewald Fabian-Berlin; K. Eskuchen- 
Zwickau; O. Popitz-Dresden; . K. Soloweetschik-Leipzigj 
■Jul. Schönberger-Chemnitz. 
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Aus dem Programmentwurf der soziald. Ärzte Wiens 

Der V. S. Ae., der sich in immer höherem Maße zu 
einer Reichsorganisation entwickelt, hat die Notwendigkeit er- 
kannt, ein ausführliches Programm auszuarbeiten. Es wird 
gerade deshalb unsere Mitglieder und Freunde interessieren, 
die Vorarbeit unserer Wiener Genossen auf dem gleichen 
Gebiete kennenzulsm-cn. Aus dem kürzlich fezüggcsicliicn Eni. 
wurf veröffentlichen wir nachstehend den prinzipiellen Teil. 

Die Red. 

Der Arzt nimmt in der gegenwärtigen Wirtschaftsordnung 
eine Sonderstellung ein: Was er mit wissenschaftlicher Phan- 
tasie, mit künstlerisch-technischer Hand schafft, ist ideelles 
Gut, das — so sollte man meinen — unveräußerliches Besitz- 
tum, niemals Ware werden kann und, im Werte für jedermann 
und immerdar gleichbleibend, den Schwankungen des Marktes 
entzogen ist. Dem ist aber nicht so. Ja, dem Kapitalismus ist 
die Begründung des grotesken Gegensatzes gelungen, daß 
auf der einen Seite die auf körperlicher und geistiger Gesund- 
heit basierende Arbeitskraft von immerhin unterschiedlichem 
Wert ist für den Besitzlosen und für den Besitzenden, auf der 
anderen Seite aber dieser relativen Wertsteigerung ein Mi- 
nimum von Gegenleistung entspricht. Und auch dieses Mi- 
nimum von Gegenleistung bringt das Heer von Tags oder 
Nachts schwerarbeitenden Menschen nur dadurch auf, daß 
sie sich in Genossenschaften, genannt Kassen, zusammen - 
schließen. Die Planlosigkeit, das hervorstechendste Symptom 
der kapitalistischen Ordnung, welche es, dem Gesetze von 
Angebot und Nachfrage die Herrschaft überlassend, ge- 
schehen läßt, daß auf der einen Seite eine Akkumulation von 

C deren Seite eine Häufung von Arbeitskraft, die brach liegt; 
Gütern stattfindet, die nicht konsumiert werden, auf der an- 
diese kapitalistische Anarchie schafft es auch, daß 1 trotz Be- 
darfes — denn Bedarf für gesundheitliche Schadensgutmachung 
oder hygienische F estigung ist immer da — die Zahl jener 
Aerzte ins Erschreckende, Katastrophale anwächst, die für 
ihre „Ware“ kein kaufkräftiges Publikum findet. Soweit dieses 
Publikum Lohnarbeiter, welcher Kategorie immer, enthält, 
mußte der Kapitalismus, wollte er sich nicht nur um seinen 
letzten ethischen Kredit, sondern auch um die unmittelbarste 
Quelle seines Profites bringen, für das Heer mittelloser ar- 
beitender Menschen Sicherungen, im Erkrankungsfalle schaf- 
fen. Aber auch hier wird — der Fiuch des Kapitalismus — 
kalbe Arbeit geleistet. Denn weder ist diese Sicherung, die 
Sozialversicherung, imstande, allen materiellen und fachlichen 
Erfordernissen der kranken Menschen zu entsprechen, noch 
ist. sie in der Lage, soviel Aerzten eine gesicherte Existenz 
zu bieten als es not täte. Gleiches nach beiden genannten 
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Richtungen bin tritt in der öffentlichen Fürsorge zutage, 
welcher alle jene Hilfsbedürftigen anheimiaüen, weiche weder 
Eigenmittel noch auch den Anspruch auf gesetzliche Kranken- 
versicherung haben. TJtn. den Rest nun, das immer kleiner 
werdende Häuflein mehr oder weniger Begüterter, geeilt seit 
T ahr und Tag der aufreibende demoralisierende Kampf der 
Aerzte. Ein Kampf, der für den allgemeine Praxis betreiben- 

A ,,rr> cn o-pt 2 ncci pVi tcrp’.f-li wird, äls dank der 
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zunehmenden Spezialisierung der Besitz eines akademischen 
oder Primariatstitels die Form eines Monopols^ in jenen Kreisen 
angenommen hat, die es sich leisten können, rür ihre kleinsten 
wie für ihre größten Leiden Fachleute besonderen Rufes zu 
Rate zu ziehen. Trotzdem wendet sich alljährlich eine g.oue 
Anzahl von jungen Menschen dem medizinischen Studium^ zu, 
nicht etwa bloß in der Illusion, den Marschallstab im Tor- 
nister zu tragen, sondern aus ideellen Motiven, hoffend, Trä- 
ger eines hohen Menschheitszieles zu sein und ihre erwor- 
benen Kenntnisse im Dienste der leidenden Menschheit wirk - 
lieh anwenden zu können. Aber nicht nur die Aussicht auf 
ein auskömmliches Dasein, sondern auch diese Hoffnung 
-wird enttäuscht. Nicht nur, daß der Mediziner und der an- 
gehende Arzt baid erkennen muß, daß auch in seinem Fac~ 
Geldmittel und Beziehungen von mächtigem Einfluß für sein 
Fortkommen sind, daß reaktionärer Geist und Cliquenwesen 
ihm den Eingang an Kliniken, sogar gelegentlich in Spitäler 
überhaupt verschließen oder den Aufenthalt vfesejkeln. 
er auch' diese Widerwärtigkeiten überwunden und tritt m 
das praktische Leben dort, wo seine Hilre am dringendsten 
ist, in den breiten arbeitenden Schichten, da blickt er voll- 
ends in das Antlitz des Kapitalismus. Er soll ausreichende 
Ernährung raten, und es fehlt am nackten Brot, er soll Auf-, 
enthalt in Luft und Sonne empfehlen, wo kein Lichtstrahl hm- 
dringt und die Wände von Sickerwasser triefen, soll asep- 
tisch operieren, wo alles von Schmutz starrt, und soll endlich 
Infektion verhüten, da der Tuberkulöse mit seinem Kinde die 
ärmliche Bettstatt teilt! So sieht sich der Arzt auch um die 
ideelle Fracht seiner Bemühungen und Opfer betrogen ün_ 
mag neidisch auf jene Kollegen schauen, die entweder m 
auspizienreicherem Milieu arbeiten können oder als Theore- 
tiker sich in dem seibstgenüsenden Gedanken wiegen, da 
das, was sie im Laboratorium schaffen, allen und nicht nur 

wenigen Menschen zugute kommt. 

Wie haben sich nun die Aerzte bisher zu diesen - at Sachen 
gestellt? Die in der bürgerlichen Ideologie verharrenden Aerzte 
haben sich mit diesen Wahrnehmungen unter der bekannten 
Formel abgefunden, daß cs immer so war, und was die 
hygienische Lage der Besitzlosen anlangt, früher eher noch 
schlechter war; was. aber die Notlage ihres Standes anlangt, 
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beschuldigen sie, Ursache mit Wirkung verwechselnd, die 
Einbeziehung eines stets . wachsenden Anteiles der Bevölke- 
rung in die Pauschalbehandlung, nicht überlegend, daß bei 
Wegfall der letzteren ein namhafter Teil der Individuen über- 
haupt für die entgeltliche Behandlung nicht in Betracht käme. 
Ein Teil dieser .Aerzte, die unentwegten Partisane der ehe- 
maligen. sogenannten „freisinnigen“ Richtung, ziehen sich auf 
den Satz zurück, der Arzt müsse ein guter Mensch sein, er 
müsse seine fachliche Pflicht tun, alles andere gehe ihn nichts 
an, dafür müßten andere Faktoren Sorge tragen. Sie sind oder 
gehaben sich als politisch indifferent. Ein anderer Teil der 
Aerzteschaft weist äußerlich ebenfalls meist den Gedanken 
an politische Aktivität zurück, betätigt aber seine politische 
Anschauung nicht nur mit dem Stimmzettel, sondern auch 
durch seine offene Zugehörigkeit zu Vereinen, welche den 
Parteistempel tragen und im verborgenen durch die • rück- 
sichtslose Anwendung ihrer Macht bei Habilitierungen, An- 
stellungen oder wirtschaftlichen Vorteilen gegenüber Aerzten, 
die ihrer Abstammung nach oder ihres ihnen bekannten po- 
litischen Bekenntnisses wegen, ihnen nicht genehm sind. in. 
einem dritten, seit dem Kriege täglich wachsenden Teil der 
Aerzte in Deutschland und. Oesterreich hat. sich aber der Ge - 
; danke Bahn gebrochen, daß schließlich- jeder denkende 
| Mensch eine Weltanschauung hat, das heißt eine logisch 
festgefügte Vorstellung von den Zusammenhängen der Ge- 
\ schehnisse auf materiellem und geistigem Gebiete und eine 
bestimmte subjektive Einstellung zu den diese Dinge be- 
herrschenden geistigen Strömungen; auf wirtschaftlich sozio- 
logischem Gebiete ist dies aber die politische Anschauung, 
und so sind diese, eben die sozialistischen Aerzte auch der 
Meinung, daß nichts weniger als ein Widerspruch besteht 
zwischen Forschung, Lehre oder Praxis- und .dem offenen 
Bekenntnis, eine solche eigene Auffassung zu haben, über die 
' Möglichkeit, Volk und Stand aus seinem Elend herauszu- 
, führen. ‘ 

In dieser Aerztegrappe haben die sozialdemokratischen 
Aerzte die Führung übernommen. Täglich an Zahl wachsend, 
haben sie. von . der Ueberzeugung durchdrungen, daß ein 
gemeinsames Schicksal nach Eigenheit uno. u rsacne den Arzt 
mit den anderen geistigen und manuellen Arbeitern verbindet, 
und nur die Umwandlung des Eigentumstaates in die kol- 
lektivistische Gesellschaft ihre materielle und ideelle Lage 
bessern kann, sich in die Kampffront der Arbeiterschaft ge- 
stellt. Innerhalb dieses Kampfes um die Emanzipation des 
Proletariats fällt ihnen eine doppelte Aufgabe zu. 1. Die Be- 
teiligung an der Parteibewegung nach Maßgabe der Zeit, 
.welche ihnen von. ihrer im Dienste der leidenden Menschen, 
betätigten Forschung übrig bleibt, und die Gewinnung der 
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noch abseits stehendem Aerzte durch würdige, eindrucksvoll 
argumentierende Aufklärung von Mann zu Mann in Vorträgen 
und Diskussionen. 2. Gemäß der Forderung des alten Wiener 
Parteiprogramms vom Jahre 1901, „das Proletariat geistig 
und physisch kampffalüg zu machen und zu erhaiLen , 
stellen die sozialdemokratisch organisierten Aerzte ihre Er- 
fahrungen in den Dienst des Proletariats, getreu^ dem Cxeis«.e 
ihres Berufes, welcher am Krankenbette weder j.v*asscn neen 
andere Unterschiede kennt,, obliegt es ihm jedoch, dem gan- 
zen Volke die besten aber auch zufriedene Aerzte zu 
geben. Diesem Ziele zustrebend, haben die sozialdemokra- 
tischen Aerzte Wiens als die führende sozialdemoKratiscne 
Aerztecrganisation in Oesterreich folgendes Gegenwartspro- 
gramm ihren nächsten Aktionen zugrunde gelegt und werden 
für nachstehende Reformen auf dem Gebiete der Ausbildung, 
Sanitätspflege, Standesordnung und Gesetzgebung eintreten. 


D er Kampf der deutschen Behörden gegen die 
medizinische Anfklärimg. 

Referat im Verein Sozialistischer Aerzte von Stadtarzt 
Dr. Max Ho dann. 


Yvenn ich hier zu einem Teile in eigener Sache das Wort 
nehme, so deshalb, weil das kürzlich erfolgte Verbot zweier 
meiner Bücher nur ein Symptom ist für die Tendenzen, die 
unter dem Eürgerblock die Freiheit des Schrifttums be- 
drohen. Das Verbot dieser Schriften geht von einer der 
Geistesstützen der württemb ergischen Bazide -Regierung aus 
urd fällt zeitlich zusammen mit dem Verbot des Buches /on 
Friedrich Wendel, „Die Kirche in der Karikatur“ und dem 
Hochverratsprozeß gegen Johannes R. Becher wegen, seinem 
Buches „Levisite oder der einzig gerechte Krieg“. Mi^ an- 
deren Worten: „Jeder Deutsche hat das Recht, senxe i.xcanung 
durch Wort, Schrift, Druck, Bild oder in sonstiger Weise 
frei zu äußern“ (Artikel US der Reichsverfassung), es sei 
denn, daß er als Sozialist die Kirche kritisiert, den kommenden 
Krieg wahrheitsgetreu schildert oder durch sexueLe^Au-kla- 
rungsarbeit die Aufrecliterhalirüng der iüuustrieilen Reserve- 
armee (man sagt, des deutschen Volkes) und der schwarzen 
Reichswehr gefährdet. „Denn zu wissen, wie man sic.1 vor 
unerwünschten Folgen des Geschlechtsverkehrs schützt ist 
oiUr,fo]]q (lot- Cz-K^ihf- erlaubt, der auch Richter und anruicne 
Stützen der Gesellschaft angehören, nimmermehr aber aem 
Proleten, deren Aufgabe es sei und bleibe, mit möglichst wenig 
Vergnügen möglichst viel Kinder in die Welt zu setzen 
(Dr. Frosch in der „Welt am Montag“, 23. 1. 28). 
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Man wird sich vielleicht wundem, daß ein Bericht über 
ein Teilgebiet der medizinischen Aufklärung mit solchen po- 
litisch-polemischen Bemerkungen beginnt. Indessen ist das 
nur zu gerechtfertigt, da der Herr Staatsanwalt (der aus 
seinem Ziile-Simplizissimus-Prozeß nicht unbekannte Herr Cu- 


horst in Stuttgart) so unvorsichtig war, offen folgendes in 
seinen Antrag auf Beschlagnahme meiner Bücher hineinzu- 
schreiben : 


„Besonders sei noch darauf hingewiesen, daß aus mehreren 
Stellen klar hervorgeht, daß es dem Verfasser, der dem Kura- 
torium der Kinderheime der Roten Hilfe angehört, auch noch 
um ganz andere, politische etc. Dinge zu tun ist“. 

Wenn also von behördlicher Seite aus gegen Schriften 
medizinischen Inhalts vorgegangen wird, oder aber gegen 
sonstige Aufklärungstätigkeit, so ist auf Grund der vorliegen- 
den Erfahrungen der Verdacht jederzeit gerechtfertigt, daß 
es sich in Wahrheit um den Ausdruck politischer Gegensätze, 
mithin um ein Kapitel des Klassenkampfes handelt. 

Ich habe von jeher den Standpunkt vertreten, daß bei 
den Fragen der geschlechtlichen Aufklärung und Erziehune 
zweierlei grundsätzlich zu berücksichtigen sei: Erstens ab- 
solute Wahrhaftigkeit und zweitens Vermeidung irgendwelchen 
sensationellen Anstrichs der getroffenen Maßnahmen. Dem 
zweiten Grundsatz kann schon in keinem Falle genügt wer- 
den, wenn man, wie das liberale Bürger- und Medizinertum 
■Sern sagt, „mit äußerster Vorsicht und größter Zurückhai - 
tung“ sogenannte Aufklärungsvorträge in Schulen und an- 
derwärts veranstaltet. Denn solche Unternehmungen, losge- 
löst vom sonstigen Schulunterricht und damit von vornherein 
i R i e i ne ^ betonte Sonderstellung gerückt, müssen den Cha- 
rakter oes Sensationellen für Kinder und Tugendliche be- 
halten,^ so sehr der Vortragende bemüht und geeignet sein 
mag, ihn zu überwinden. Aus diesem Grunde habe ich, so- 
iem ich Gelegenheit hatte, sexuelle Probleme im Unterricht 
zu uenanaem, stets Wert darauf gelegt, daß die Besprechung 
solcher Fragen im Rahmen eines Kurses stattfand, in dem 
als gleich wichtig alle Teilgebiete sozialhygienischen Wissens, 
wie Alkoholismus, tuberkulöse,' Wohnungsfrage, Ernährungs- 
wesen. Sporthygiene, Sexualentwicklung und Geschlechts- 
krankheiten behandelt wurden. Ich bah.“ nun srhon tr/vr rlrei 
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Jahren erleben müssen, daß die racsacne, einmal vor Jugend - 
liehen beiderlei Geschlechts in einer Berliner Fortbildungs- 
schule^ über Sexualfragen gesprochen zu haben und dabei 
einer r rage aer Mädchen nach Schwangerschahs -Verhütungs- 
mitteln nicht aasgewichen zu sein, genügte, um die evan- 
gelische Kirche jnit lutherischer Streitbarkeit zu erfüllen, den 
ji.vangeliscnen E Itembund in die Schränken zu rufen und 
«den verstorbenen deutschnationalen Stadtverordneten und ge- 
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wesenen Ministerialdirektor Dr. Kirchner zu veranlassen, eine 
Brandrede gegen solche , .schamlosen“ und ,, unerhörten“ Be- 
lehrungen zu halten (Protokoll der Berliner Stadtverordneten- 
versammlung vom 19. 5. 25, abgedruckt in meinem „Bub • 
und Mädel“, S. 146—160). 

in dieser Rede, die sich angeblich gegen eine falsche päda- 
gogische Methode auf dem Gebiet der hygienischen Aufklä- 
rung richtete, teilte Herr Kirchner unter anderem mit, daß in 
dem erwähnten Buche „Bub und Mädel , das ganz zu un- 
recht mit dem Unterricht in Verbindung gebracht wurde, „zu- 
nächst die Anatomie der Geschlechtsorgane in. einer so ein- 
gehenden Weise dargestelit wird, wie wir sie als Studernen 
der Medizin auf der Universität kaum gehabt haben (Lachen 
links, Zuruf: Darum auch!)“. Das weitere Niveau dieser An- 
klagerede geht aus folgenden Stellen des Protokolls hervor: 

„Ich habe mich natürlich hach Herrn Dr. liodann erkundigt und 
erfahren, daß er 30 Jahre alt ist und daß er und seine Frau aus der 
christlichen Kirche ausgetreten sind. 

(Links: Mein Gott, ist das schlimm!) ' 

Und daß er bei jeder Gelegenheit eine grouc rote rahne heraushangt. 

(Links; Das ist ja schrecklich. Dann ist er nicht schwarz«weifi.rot.) 

Ja, lachen Sie nicht au früh. Wenn Herr Dr. Ho dann und seine 

f EilU - - » TN i t . t 1 ^ 

(Links: Hat sie auch ein Nachthemd an, wenn sie zu. Bett 
Vorsteher Haß, SPD: Ich bitte doch, solche Zwischenrufe zu imter- 
lasscn. Links: Wenn er alles weiß, dann muß er auch das wissen. 
Pfuirufe rechts) “ 

Leider kann man solche Dokumente zur Naturgeschichte 
Deutschnationalen nicht als bloße Humoreske würdigen. 
Denn in der Sache liegt System. Das zeigte si«_h denn <iu_h 
sehr bald darin, daß die Behörde dem Großberliner Eitem- 
bund, also den Vertretern der Kirche aufs Wort folgte und 
den L’nt erricht mir entzog, ferner veranlagte, daß mein Buch 
Bub und Mädel“ aus allen Schulbüchereien zu verschwinden 
habe. Die Tatsache, daß eine Anfrage der Deutschen Volks - 
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durch Veröffentlichung des Aktenmaterials beantwortet wurde, 
aus dem hervorging, daß alle Beschuldigungen gegen mich aus 
j - r t 2 -afrriFer wäre™ (Drucksachen. d. preuß. Landtags, 
2. Wahlperiode, 1. Tagg. 1925, Nr. 886 A v. 9. 7. 25), änderte 
an diesem Beschluß nichts: Der Unterricht blieb bis zum 
heutigen Tage verboten. 

Es dürfte für einen Marxisten nicht weiter wunderbar sein, 
daß die bürgerliche Welt in Aufregung gerät, wenn mau 
die materialistisch-wirtschaftlichen Hintergründe ihrer soge- 
nannten Moral enthüllt. Daß diese Moral bei der Erörterung 
der wahren Tatsachen kapitalistischer Bevölkerungspolitik, ge- 
burtenregelnder Mittel und Wirkung der Abtreibungsgesetz- 
gebung einen schweren Schlag erhält, liegt auch au er 
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Hand. Die Aufregung und der Angriff sind ein beredtes 
Zeichen dafür, daß man als Sozialist seine ' Pflicht getan hat! 
Denn sich mit den Vertretern des Bürgertunis im Einklang 
zu befinden, legt stets den Verdacht nahe, daß man allzu 
bereit zu Konzessionen ist oder gewesen ist. Es hat für uns 
Sozialisten schlechthin keinen Sinn, über das Gebiet der 
Sexualfrage etwas zu sagen, was bekanntlich hundert ändere 
auch schon gesagt und • geschrieben haben , wenn. * wir nicht 
die Behandlung der Frage marxistisch gestalten, das heißt 
die gesellschaftlichen Ursachen der Sexualnot unserer Tage 
durchleuchten.' So hat der ' Stuttgarter Staatsanwalt einen 
recht guten Instinkt bewiesen, wenn er meint, daß es mir 
„auch noch um andere - Dinge zu tun' ist“, nämlich poli- 
tische. Etwas anderes ‘.allerdings hat er dabei vergessen: Wie 
nämlich das Geschlechtsleben in Wirklichkeit aussieht und 
sich entwickelt. Wir; dürfen nicht verkennen, daß- wir selbst 
davon, nur. die Grundzüge kennen, weil, die bisherige- Ver- 
schleierung der Verhältnisse uns ein ganz falsches Bild - hat 
gewinnen lassen. Die wirklichen Verhältnisse werden charak- 
terisiert. wenn man weiß, daß neunjährige Knaben den- Coitus 
bildhaft in allen Einzelheiten, darstellen . (.vergl. Abbildung 17 
meines Buches ..Geschlecht und Diebe“), daß 12- und 13- 
jährige Mädchen in unseren Schulen sich nach Fromms Act 
und danach erkundigen, wieviel Wochen nach der ‘ Entbin- 
dung wieder Verkehr haben könne, .oder wenn man. das un- 
gemein kennzeichnende Bildchen von . Zille betrachtet, das' 
zwei achtjährige Kinder in einem Hofwinkel zeigt mit der 
Unterschrift: Wat broochen wir sexuelle Uffklärung?. Wir 
schlafen zu achte '.in een Zimmer! ; ' 1 . ' j 

.Vön den Voraussetzungen dieser sexuellen Wirklichkeit aus 
smd die beschlagnahmten Bücher geschrieben, und noch daizu 
in einer Sprache, die. jeder Proletarier verstehen kann, nicht 
wie der gelehrte van .de Velde, der ähnliche : Dinge in dör 
Sprache „vorurteilsloser medizinischer Wissenschaft“ . für den 
Burger gesagt. hat. Das w st 

stoß erregen.. Daß die Bücher wirklich die Fragen erörtern, 
aut deren Erörterung es ankommt, beweist die Flut von. 
Briefen, die sie hervorgerufen haben, sowohl das Kinderbuch: 
„Bringt uns wirklich der Klapperstorch?- Y wie „Geschlecht 
Liebe“. Ec ist vielleicht nicht ohne- Interesse, daß sich 
unter den Verfassern dieser Briefe eine ' ganze Reihe- von 
Personen befinden, die politisch rechts stehen, sich als „Ihr 
getreuer Weißgardist“ unterzeichnen oder adlige Namen tra- 
gen, aber aus der Ungeschmirktheit der Schilderung soviel 
/eitraueti gewonnen haben, daß sie sich mit ihren persön- 
lichsten j. ragoaien an mich wenden. Dieser Tatsache gegen- 
über ist es nun bezeichnend, daß der Staatsanwalt über das 
Buch „Geschlecht und Liebe“ schreibt: - 
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Der Kampf c. deutschen Behörden gegzn die med. Aufklärung 9 

„Der InLa! ; : dieses Bucho ist für jeden normal fühlenden Mtascnca, 
schon wegen der bis ins einzelne gehenden Darstellungen und Aufklä- 
rungen und 1 der überaus scharr losen A^vtgespräche, höchst anstößig.“ 

Von beider. Büchern sag', er: „Es besteht ggr dringende Veraacht, 
daß dies Werke sind, bei . welchen ..die Wissenschaftlichkeit bloßer Deck# 
man~e! ist . . . Auf sittlich nicht ganz gefestigte Personen und auf alle 
jugendlichen muß dieser Inhalt geradezu verheerend wirken .... Hier 
handelt es sich also um ein Werk, das unter dem Deckmantel der Wissen# 


Scnaftlichkcit und Auf .da», ung des vjCids» werbs wege*» 
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des Lesers spekuiiert“. 

Wie stichhaltig diese Argumente sind, dafür nur ein Bei: 
spiel. . In der Ablehnung der Beschwerde, • die gegen die Be- 
schlagnahme erhoben worden ist, wird von der Beschluß- 
kammer des Landgerichts Rudolstadt besonders Seite 41 des 
Kinderbuchs beanstandet. Sie - lautet — nachdem vorher von 
der Geschlechtsreife des Jugendlichen gesprochen wurde — : 
„Es hat noch niemandem geschadet, ein wenig zu warten. Aber es 
sind schon viele weinend zu mir gekommen, die sich in Beziehungen zu 
einem anderen Menschen eingelassen hatten und es nicht mehr tragen 
konnten. Ich ’ habe nicht immer helfen können. Es war manchmal 
zu spät ^ ^ ‘ _ 

riöUCilcü von cUCil Wird CiS mCÜic wUiiKCi ctSCilciuCu. iCii uiSUCiic 
hier nicht deutlicher zu werden. Denn die, die es angchen könnte, werden 
mich verstehen. Nur an sie sind diese Worte gerichtet 

Euch allen aber Gluck auf zur rahrf? Wahrlich. Sas Leben ist groß 
und schön, auch ohne den priesterlichen Segen, den freie' Menschen de. 
neuen Zeit nicht mehr brauchen. Ihr seit die träger dieser neuen Zeit 
Bleibt ihrer wertl" - . 

Ueber diesen „Tatbestand" 1 sagt das Landgericht: - 
„Die Erörterung der N aturvorgän ge im Buch »Bringt uns ■wirklich der 
Klappexstorch, bes."S. 33, ist zwar nicht unzüchtig im Sinne des § 1S4 
StGB., sie regt aber die Phantasie des unreifen Kindes, ah das das 3uca 
vom Verfasser gerichtet ist, auf dem Gebiet des Geschlechtslebens an. Das 
verletz: das Schamgefühl aller normal denkenden Erwachsenen und Kindet, 
besonders, wenn Sr? Buch-, wie Seite 41 ergibt, ausklingt in eine Propa# 
ganda für die freie Liebe“. . , • • - 

Ich habe erstaunt . Seite 41 wieder und wieder gelesen. Da§ 
Ergebnis dieses Lesens war, daß ich als einzige Erklärung 

fo'rw'ä .y . ~ ^ —1-^ ... — '-h 1 ^ ~ " 


gesetz aus den 70er Jahren entgangen sein. Denn bekanntlich 
sind in Deutschland Eheschließungen nur vor dem Standes: 
amt gültig, und der Priester, sofern ihm jemand • nicht ent- 
behren zu können glaubt, darf seinen Segen nur geben, wenn 
die. Standesamtsquittung vorgelegt wird. An solchen Details 
mag man ermessen, daß, wie ich anfangs bereits belegt habe, 
die moralische Entrüstung deutscher Richter nur der Vorwand 
ist, hinter dem etwas anderes getroffen werden soll: Nämlich 
die wahrheitsgemäße Aufklärung des Proletariats und seiner 
Kinder über die gesellschaftlichen Verhältnisse, unter denen 
sie- leben, in unserem Spezialfalle hinsichtlich der sexuellen 
Frage. ........ :•* * . 

Dafür gibt es .nun, .auch aus neuester Z.eit, ein weiteres 
Dokument, das zwar nicht mich persönlich betrifft, dafür aber 
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vom. Amtsgericht der weltberühmten Stadt Copenick, bzw. 
des entsprechenden Berliner Stadtteils stammt. Beklagt ist 
die Verfasserin einer Schrift über Empfängnisverhütung, Ma- 
ri a W i n i e r. Im Prozeß legte Rechtsanwalt Golinski die 
Schriften des Reichspatentamtes vor, die einige hundert 
empfängnisverhütende Mittel beschreiben und mit Bildern 
illustrieren. Er empfiehlt dem Staatsanwalt die Beschlagnahme, 
lediglich, um konsequent zu sein. Der winkte ab. Golinski 
zeigte ihm Magnus Hirschfelds „Geschlechts- 
kunde“, in deren zweitem Band in volkstümlicher Weise emp - 
fängnisverhütende Mittel beschrieben werden. Der Staatsanwalt 
entgegnete trocken: Ein Buch in der Ausführung kommt doch 
gar nicht in Frage! Das beißt also: Je billiger ein Buch über 
diese Fragen ist, je verständlicher für den Proletarier es ge- 
schrieben ist, desto gefährlicher ist es, desto eher muß es 
verboten werden. In dieser Abwägung liegt offenbar die ju- 
ristisch scharfsinnige Anwendung des Satzes, daß alle Deut- 
schen vor dem Gesetz gleich sind. 

Von uns hat hoffentlich niemals einer an diese Gleichheit 
geglaubt. Denn wir wissen, daß die Justiz jeweils eines der 
verschiedenen Herrschaftsinstrumente der herrschenden Klasse 
darstellt. Damit dürfte bewiesen sein, was ich anfangs durch 
die Gleichordnung der Verbote der Bücher von Becher, Wen- 
del und mir zu betonen versucht habe: Es handelt sich hier 
gar nicht um den Schutz der Moral, es handelt sich um eine 
politische Provokation seitens einer Kaste, die nach zehn 
Jahren deutscher Republik wieder stark genug zu sein glaubt, 
um alle Reste des Novembergeistes unterdrücken und die 
alte Maulkorbpolitik wieder einführen zu können. Heute sagt 
man: „Eine Zensur findet nicht statt“ (Artikel 118 der Reichs- 
verfassung). Früher war man ehrlicher: Keiner der alten 
Despoten des Feudalismus und der konstitutionellen Ueber- 
gangszeit hat sich je genötigt gefühlt, die Tatsache der aus- 

gAliKtfln TV*- IC. -T. « .? 11 

— - ~T - ^ — w *‘ V%4 

tfgen bürgerlichen Gesellschaft kann uns indessen nicht 
täuschen. Wer gegen die Uebergiiffe behördlicher Stellen sich 
zu wehren beflissen fühlt, muß und wird wissen, daß es sich 
hier nicht um Auseinandersetzungen der Moral und der 
Wissenschaft handelt, sondern daß dies ein politischer Kampf 
ist, der in der Arena der politischen Oeffentlichkeit ausge- 
fochten werden muß. 


Kiirpftischert oin und sozialistische Presse. 

von Dr. F eu e r s te i n' (Jena). 

Kurpfuscherei ist sicherlich nicht die Folge kapitalistischer 
Produktionsform. Vielmehr blieben die obsoleten Vorstellungen 
der offiziellen Medizin im Volke haften und äußerten sich 
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, daß jedermann av.ch jedermann seine gutgemeinten 

Ratschläge just in Gesundheitsdingen gerne gab. Es existiert 
eine Anekdote, die dafür sehr charakteristisch ist. Einst in 
der Renaissar rezeit wettete einer der Tyrannen in den da- 
maligen Duodezstaaten mit seinen Gastfreunden, welcher Be- 
ruf am meisten Mitglieder habe. Jeder nannte einen andern. 
Der Narr aber meinte: der Beruf der Krankheitsberater und 
erbot sich, in 24 Standen den 3eweis zu erbringen. Er ging 
nach Hause, band sich ein Tuch ums Gesicht und zeigte sich 
so auf der Straße. Alle, die ihn -kannten oder nicht kannten, 
die ihm begegneten, fragten, warum er die Binde trage und 
gaben, als er ihnen über Zahnschmerzen klagte, verschiedene 
Ratschläge. Folgenden Tags, konnte er seinem Herrn eine 
derart große Zahl von Ratgebern nennen, daß dieser sich als 
besiegt erklären mußte. So war es und so ist es geblieben. In- 
wieweit das Helfenwollen, wieweit das Wichtigtün oder die 
simple Geschwätzigkeit hierbei eine Rolle spiele, soll un- 
erörtert bleiben. Die Tatsache genügt. Die Kurpfuscherei als 
Beruf, und zwar im bewußten Gegensatz zur geltenden Medizin, 
ist schon viel älteren Datums und dürfte kaum älter sein, als 
der Kapitalismus. Dieser hat auf das U eberhandnehmen und 
die jetzige Gestaltung des Kurpfuschereiwesens ausschlag- 
gebenden Einfluß gehabt. 

In Deutschland hat die für das Empcrsteigen der Bourgeoisie 
notwendige Freiheits- Ideologie die Bande der Zunftmedizin 
gelöst und so auch für Berufspfuschertum Tür und Tor ge- 
öffnet. Die in der dialektischen Entwickiungsiinie des Ka- 
pitalismus liegende soziale Gesetzgebung offenbarte einerseits 
der einflußreichen Kassenbürokratie und den großen Massen 
die Schwächen der ärztlichen Therapie, die im Gegensatz zu 
den genialen Fortschritten der medizinischen Forschung viel- 
fach im Dunklen tastete, andererseits führte sie zu einer De- 
pravation großer Reihen von Aerzten, die sich wegen der 


einzelnen Patienten nur wenig Zeit zu widmen und außerdem 
ein gewissermaßen polizeiliches Element ais absoluten Fremd- 
körper in ihr Arzttum von den als Arbeitgeber an schneller 
Erreichung der Arbeitsfähigkeit interessierten Kassenverwal- 
tung aufgedrungen bekamen. Der Krieg, die Umwälzung, die 
Inflation vollendeten die Proletarisierung des Aerztestandes. 
An dieser Tatsache ändert es nichts, daß Tausende von 
Kassenärzten über ein weit höheres Einkommen ^verfügen, 
als früher. Der sichere Besitz und das Herrenbewußtsein war 
es, was sie früher von dem Proletariat trennte. Jetzt ist es 
nur die politische Zugehörigkeit zu rechtsbürgerlichen Par- 
teien, durch die sie sich den früheren Zustand vorzutäuschen 
suchen. Jede wirtschaftliche, jede moralische Schwächung der 
offiziellen Vertreter der medizinischen Wissenschaft ist aber 
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mittelbar eine Stärkung der Gegenseite. So kam es. daß 
den Kurpfuschern der Hahnenkamm mächtig anschwoii, der- 
art, daß sie jetzt bereits den Uebeimut haben, zum Angriff 
überzugehen. Der Verband für Parität der Heilmethoden, von 
Berufskurpfuschem und Verbandsfunktionären aufgezogen, 
stellt eine starke Organisation dar, die straffer,- zielbewußter, 
konsequenter, und vor allem skrupelloser ist als die ärzt- 
lichen Organisationen, in denen der gewohnte nationalistische 
Geist noch lange nicht verschieden ist. 

Wir sozialistischen Aerzte müssen uns klar die Frage stellen: 
Ist dem arbeitenden Volke das Kurpfuscherwesen nützlicher, 
als das offizielle medizinische Zunftwesen, dann- stellen wir 
uns offen auf Seiten des ersteren. Korpsgeist ist für uns der 
Götze nicht, dem wir unsere tiefsten Ueberzeugungen zu 
opfern gewillt wären. Sind wir aber der Meinung, daß die 
"Schulmedizin als Wissenschaft — sei sie Klassenmedizin oder 
picht. — Erkenntnisse errungen hat und zu erringen imstande 
ist, die einstmals zu einer wirklichen Genesung der Menschheit 
führen kann und daß die Adoption dieser Wissenschaft, trotz - 
asm ihre sonstige Ideologie der unseren entgegengesetzt ist, 
in ihrer überwiegenden Mehrheit eine sozial notwendige Ar- 
beit verrichten, daß dagegen das Kurpfuschertum mit ge- 
ringen Ausnahmen ein auf Unwissenheit und Beeinflußbar- 
keit der^ '/olksmassen schmarotzender, von Klassengegensätzen 
seine Nahrung ziehender sozialer Krebsschaden ist: dann 
müssen wir unseren üinfluß innerhalb unserer Partei be- 
nutzen, vor allem der Provinzpresse zu untersagen, durch 
die r orm ihrer Referate und der Anzeigen der Kurpfuscherei 
in hohem Mäße Vorschub zu leisten. • 


Indem wir den Interessen der ärztlichen Wissenschaft und 


Praxis dienen, nützen wir den arbeitenden Tn*- «k 


. .... . ucu ai ^enenaen „ 

seitsstehen, weil die vielen Tausende von Kollegen durch ihre 

Stimme die Bourgoisie schützen,, ist Unterlassung einer Pflicht, 
die nu r wir gehend A U .. 


Der Standpunkt des Kommissariats für Gesundheitswesen 
m Sowjet -Rußland mag uns Vorbild sein. Da wird jede Rich- 
tung, soweit sie- auf exakten Methoden beruht und nachprüfbar 
Ist, somit die Kennzeichen hat dessen, was man Wissenschaft 
nennt, in das. Gebiet medizinischer Forschung aufgenommen. 
Die Presse nimmt keine kurpfuscherischen Reklamen an. Das 
Kommissariat sieht seine A ufgabe darin, die Massen auf- 
zuklären und zu führen. Aut Plebiszite hin werden, keine 
neuen Lehrstuhle geschaffen. Und da kann es auch .nicht 
Vorkommen, daß beispielsweise in der „Prawda“ die Augen - 
diagnose als \ Humbug dargestellt wird, und in irgendeinem 
Pastorblättchen, cer Provinz große Referate erscheinen über 
von „Augendiagnostikem“ ^.gehaltene Vorträge. Da ist Ein- 
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heitiichkeit. KortseqgieoB des Standpunktes Kongruenz 
zwischen Denken und Handeln. Sollten wir Sozialisten nicht 
einmal das Mögliche bei uns einzuführen versuchen? 


Leitsätze zur Trage der Laienbehandlung. 

Als Ergänzung zu dem Artikei des Gen. Feuerstein (Jena) 
veröffentlichen wir die uns von Gen. Schinnagel übersandten 
Leitsätze, die wir zur Diskussion stellen. Die Red. 

1. Die Laienbehandlung in ihrer vorherrschenden tatsäch- 
lichen Erscheinungsform ist ein Schaden für die Gesund- 
heit des Volkes und besonders der Arbeiterbevölkerung. 

2. Die Erscheinung der Laienbehandlung hängt teilweise 

mit den B ildungs monopol der herrschenden Klasse zu- 
sammen. 1 * 

3. Verschärft wird diese Erscheinung noch dadurch, daß 
der überwiegende Teil der Aerzteschaft beruflich und 
außerberuflich als Klassengegner der Arbeiterschaft auf- 
tritt. 

Solange jenes Bildungsmonopol besteht, d. h. solange 
cie Klassenherrschaft dauert, ist eine Beseitigung der ge- 
setzlich zugelassenen Kurierfreiheit abzulehneu. , 

5. Die Laienbehandlung ist weniger durch Gesetze als viel- 

mehr durch Aufklärung und hygienische Volksbelehrung 
zu bekämpfen. _ 

6. Außerdem ist schon jetzt eine Einschränkung des Bil- 

dungsmonopols im allgemeinen zu fordern und im be- 
sonderen eine Erleichterung der Zulassung zum medi- 
zinischen Studium. 

. Sozialistische Programmrede in der 

Die Fraktion des V.S.Ä. entfaltet in der neugewählten Kammer 
eine reee Tätizkeit im Sinne unserer Ideen. In der Eröffn un es* 
Sitzung hielt G“en. Leo- Klauber im Aufträge der sozialistischen 
Fraktion eine viel beachtete Programmrede, die wir nachstehend 
- ■ ’ Die Redaktion. 


in entensc zur Kenntnis geben. 


Kollegen und Kolleginnen !_ Infolge, des Proportionalwähl - 
Systems ist es zum ersten Maie möglich geworden, daß Ver- 
treter einer politisch scharf umrissen en Gruppe in die Aerzte- 
kammer ihren Einzugf gehalten haben. Das alte System natie 
diies unmöglich gemacht. Wir haben nun Gelegenheit, auch 
in diesem Kreise die Stimme d es Sozialismu s ertönen zu 
lassen, auch hier die Forderungen- der BeEEner_ arbeitenden 
Vo lksmassen Ihnen zu Gehör zu bringen, und wir werden zu 
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beweisen versuchen, daß in den allermeisten Fällen die For- 
derungen der breiten Massen in Einklang zu bringen sind 
mit den vernünftigen Forderungen der werktätigen. 
Aerzteschaft. Wir haben unser Programm Ihnen allen zu- 
gestellt, Sie «kennen es aus den verschiedenen Veröffent- 
lichungen des „Vereins Sozialistischer A.erzte“, Sie wissen, 
daß wir die Sozialisierung des gesamten Gesund- 
heitswesens erstreben und d lese unsere Zielforderung auch 
nicht um Haaresbreite verlassen haben. Wir werden gewiß 
nicht in diesem Gremium den Antrag stellen, etwa hier die 


Sozialisierung des Heilwesens zu 


— i.i: a 


ßen. Wir wissen, daß 


draußen außerhalb der Kammer andere Kräfte vor- 
handen sind, auf die wir uns stützen, daß Kräfte da sind, 
die zwangsläufig dahin drängen, aus dem heutigen Chaos, 
auch im Gesundheitswesen, ein neues Gebilde, den So- 
zialismus, entstehen zu lassen. Ihm wollen wir auch in 
dieser Kammer Wegbereiter sein. Wir werden in einzelnen 
Anträgen, die janur Teilforderungen sind,, nur Teilprobleme 
umfassen können, Ihnen zeigen, wie wir uns die Lösung der 
Gesundheits- und Äerztefrage denken — in einem ganz an- 
deren Sinne, als die bisherige Mehrheit der Kammer, und in 
einem anderen Sinne, als der Vertreter der größten Oppositions- 

Wir wollen schon jetzt die 


Partei, 


tiei: soeben gesprochen 


. wirkliche Hebung der Volksge.sundheit, wir wollen vor allem für 
I die Interessen der notleidenden Volksschichten in 
diesem Hause eintreten. 

Die Forderungen, die wir in unseren zehn Programmpunkten 
gestellt haben, sind Ihnen bekannt. Es erübrigt, sich, auf 
sie .im einzelnen einzugehen. Ich möchte nur die her- 
vorheben, die unsere praktische Arbeit gerade für die nächsten 
Wochen betreffen: Wir sind ge gen d ie E b r o r»_g e r i c. h t .. e , 
die die Aerzte von anderen arbeitenden Schichten abgrenzen 
und das Gefühl in ihnen erwecken, als seien sie ein be- 
sonders bevorzugter Stand, der nicht zu den anderen herab- 
steigen dürfte. Deshalb werden wir den Antrag stell e n daß. 
aucn cne neugewatilte Aerztekammer sich entscheide, ob sie 
für die Beibehaltung der Ehrengerichte in der jetzigen Form 
ist oder nicht. Wir werden beantragen, daß anstelle der 
jetzigen Ehrengerichte eine mildere Institution trete, in der 
kollegiale Differenzen durch kollegiale Schiedsgerichte ent- 
schieden werden, wie das z. B. bei den Gewerkschaften 
der Arbeiter üblich ist, und daß Beschwerden, die gegen 
Aerzte von außerhalb erhoben werden, entweder vor den 
ordentlichen Gerichten erledigt werden, oder durch Schieds- 
stellen und Abmachungen mit den Außenstehenden. Es be- 
deutet durchaus Keine Degradierung für die Aerzteschaft, sich 
auch einmal mit Vertretern der Patienten und Versicherten 
in einer Schiedsstelle an einen Tisch zu setzen. 


SoziiiHit'jcfcc rrcgrammrede in der neuen Ärztekammer 
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Eine Frage, die die Kammer in den nächsten Wochfen 
beschäftigen wird, sind die Ansfiihrungsbestimmun- 
gen zu den Beschlüssen der Aerztetage. Ir. der Fachpresse 
ist dieses Thema schon angeschnitten worden. Es liegt mir 
hauptsächlich am Herzen, zu betonen, daß wir die Bestim- 
mungen, wie sie zu den ft " >7W , iul c dem vorletzten 

Aerzretage beschlossen worden, sind, als Sozialisten nicht 
gutheißen können. Nach den Aerztetag-Beschlüssen sollen 
besonders ernannte Vertrauensärzte in jedem einzelnen i H aii 
bestimmen, ob die medizinische Indikation zur Unterbrechung 
einer Schwangerschaft vorliege oder nicht. Wir^ wissen,^ daß 
■die großen Volksmassen unter diesen Paragraphen und Be- 
stimmungen unsäglich Ifeiden und daß auch viele Kollegen, 
■die es bestimmt nicht verdienen, heute die Gefängnisse und 
Zuchthäuser füllen. Wir wollen die soz 

auch hier vertreten und es den Kollegen zum Bewußtsein 
bringen, daß auch sie in der jetzigen Krisenepoche des Ka- 
pitalismus nicht auf dem Standpunkt vergangener Jahrhun- 
derte stehenbleiben dürfen, sondern daß auch hier, aus der 
Mitte der Aerztekammer heraus, sich die Vorkämpfer finden, 
um sc Lene längst überholten mittelalterlichen Bestimmungen 


)! 


auszumerzen. 

Zs ist von dem Vorredner ausgeführt worden, wie er sich 
die Lesung der Krankenkassenfrage denkt. Wir haben 
einen prinzipiell anderen Standpunkt. Wir stehen in gewissem 
Sinne zwischen der Aerzteschaft und den V ersicherungs- 
-trägem. Hier werden wir als Sozi alisten angefe indet und 
bekämpft • und draußen - bei den Kassenführern sind wir als 
Aerzte „verdächtig“. Unsere Stellung zwischen den Par- 
teien gibt uns die Gewähr, daß wir die richtige Haltung 
eingenommen haben, auch in der Frage der Ambulato - 
rien. Der „Verein Sozialistischer Aerzte“ mit vor Jahren 
schön - den beiden streitenden Parteien unsere Resolution zu 
dieser Frage bekanntgegeben. Sie ist zuletzt u n g e : ä h r in 
unserem Sinne von den höheren Schi ertsste ,H en jeptyniedgn 
Wir glauben, daß die - poliklinische oder ämbülato- 
oelifluGiüng cm medizinisch fort! schritt 


werden. 


liebes System bedeutet gegenüber der heutigen Versor- 
gung der Kranken bei dem einzelnen Arzt in seiner Sprech- 
stunde. Wir haben jedoch betont, daß die Kassenambulatorien, 
wie sie in Berlin eingerichtet waren, nicht den Minimal- 
forderungenentsprechen, die wir im Interesse der Kranken und 
Versicherten an richtige Ambulatorien und Polikli- 
niken stellen müssen. Daraus war unsere Stellung zu er- 


klären. 


Wir werden weiterhin dafür sorgen, daß der .begriff des 
.■ Kollekt i vismus“ der Gemeinschaftsarbeib_d er jetzt auch von 
der Aerzteschaft angenommen ist, richtTg angewandt und 
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ausgewertet wird. Mit der Annahme des einzelnen Terminus 
werden wir >uns nicht begnügen., auch nicht damit, daß die. 
Aerzteschaft jetzt den Gesundheitsdienst am deutschen Volke 
als ihre Hauptaufgabe auf ihr Programm setzt. Wir werden 
verlangen und darauf achten, daß zu den einzelnen vor- 
liegenden Fragen positiv Stellung genommen wird 
von dem Gesichtspunkt des Dienstes am kranken Volks - 
körper, daß somit wirkliche Gesundheitsarbeit geleistet wird. 

Zum Schluß möchte ich die Aerztekammer bitten, auch 
ihrerseits Schritte zu tun, um die zersplitterten Aerzteorgani- 
sationen zentral zusammenzufassen, damit alle Kollegen mög- 
lichst viel mitarbeiten können. Die zu schaffende neue Or gan i- 
s ation der Aerzteschaft muß n ä c h gewerkscha f t -f 
1 ic hjen Grundsätzen errichtet werden. Wir' waren und 
sind die Verfechter des Proporzes und haben auch in den 
Yprbesprechungen immer darauf Wert gelegt, daß auch, 
die kleinsten Gruppen in den Kommissionen, und im 
Vorstand vertreten sind. Ich bin überzeugt, daß unsere Wahl- 
liste als eine größere Gruppe in die Aerztekammer einge- 
zogen wäre, wenn sie nicht ihr klares sozialistisches 
Programm so eindeutig auch den andersdenkenden Kol- 
legen vor Augen gehalten hätte. Wir hätten sicher, wenn, 
‘wir unser Ziel, die Sozialisierung des Heilwesens, 
verhüllt hätten, da und dort Mitläufer gewinnen können. Es 
rührt uns gar nicht, daß uns das nicht gelungen ist. Wenn 
wir auch eine kleine Gruppe sind, so fühlen wir uns doch, 
mei als die eigentlichen V ertr eter d er -k omme n- 
d en Zeit, und die kommende Zeit wird — dafür ‘wird nicht 
die Aerztekammer, sondern die z wangsläufige Entwicklu ng 
der Volksmassen draußen sorgen — dieser kleinen Gruppe 
recht geben, sie wird die Kollegenschaft in unserem Sinne 
umgruppieren und die Aerzte zum wirklichen Dienst am Volks- 
’körper bringen. (Bravo!) 


: : Deutsche Ärztinnen zur Hebammenfrage. 

Die Aerztinnenschaf t, die ein starkes Interesse an der Re- 
gelung des Hebammemveseas hat, hat diese Frage zum Gegen- 
stand eifriger Erörterungen auf ihrer Mitgliederversammlung 
!in. September 1927 in Weimar gemacht. Die Berliner Orts- 
gruppe hat über diesen Fragenkomplex mit den Hebammen - 
verbänden und den V ertretem. der Ministerien eine Aussprache 
gehabt, deren Ergebnis eine entsprechende Eingabe der Orts- 
gruppe, an verschiedene für die Reichs- und ; die preußische 
Landesgesetzgebüng maßgebende Körperschaften, war. Die- 
ser Eingabe, die eine- reichsrechtliche Regelung für dringend 
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geboten, hält, hat man nunmehr einen Gesetzentwurf folgen 
lassen, der im wesentlichen folgende Punkte enthält: 

Personen, die weder eine ärztliche Approbation noch ein 
Prüfungszeugnis für Hebammen besitzen, ist die Ausübung 
der Geburtshilfe auch dann- untersagt, wenn sie nicht ge- 
werbsmäßig betrieben wird. Notfälle, d. h. Fälle, in denen 
ein Arzt oder eine Hebamme nicht zu erreichen war, sind hier- 


von ^snommsn . 


Die Ausbildung der Hebammen findet in den hierfür be- 
stimmten staatlichen Lehranstalten. statt; sie umfaßt drei Jahre, 
und zwar entfallen: 18 Monate auf die geburtshilfiicne Aus- 
bildung • • * , 

Nach Beendigung dieses dreijährigen Lehrgangs ist huf 
allen diesen Gebieten eine Prüfung abzulegen, über deren 
Ergebnis ein Zeugnis ausgestellt wird. Die Hebammenschule- 
rinnen, die nicht unter 20, nicht über 30 Jahre alt sein sollen, 
müssen den abgeschlossenen Besuch einer Volksschule und 
einer dreijährigen Berufsschule nachweisen. Schülerinnen, die 
geistig oder körperlich zum Hebammenberuf untauglich sind, 
sind alsbald -von der Anstaltsleitung zu entlassen. Der theore-. 
tische • Unterricht soll durch praktische Betätigung- ergänzt 
werden: jede Schülerin hat mindestens 25 klinische Entbin^* 

düngen selbständig zu leiten. ' T ; ‘ ' 1 1 

Aile beruflich tätigen Hebammen haben alle fünt Jahre 
an einem dreiwöchentlichen Fortbildungsl ehrgang in einer 
saattlichen, PJebarnmenlehranstalt teilzunehmen,, der. mit einer 
Prüfung abschließt. _ 

•- Die Berufstätigkeit der Hebamme, die der- Aufsicht des 
Kreisarztes untersteht, umfaßt: a) die Beratung von Schwan- 
geren. b) .die Ausübung der Geburtshilfe, c) die : Versorgung 
von Wöchnerinnen und Neugeborenen, d) die Förderung der 
natürlichen Ernährung der Säuglinge.- ■ -- - •' ‘ 

Für jeden Stadt- und ir. jedem-. Landkreis .werden - fest 

■ • /— . * T * . _* 1 - . & 1 Iw , ^ 1 I /"V V 
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dichte eine bis zwei Hebammen erforderlich- sinkl,- ünck tzteer 


muß in' Stadtkreisen für mindestens -3500, in -den Landkreisen 


iAJU-w Jtii V_f löuiai v,*^w** - _ _ 

für mindestens 1500 Einwohner je eine ^e^arrnne vornan* 

den sein.' “■ ' ■■ \ 

-Die Anstellung der Hebamme erfolgt nach zweijährigei: 
Bewährung auf Privatdienstvertrag und vierteljährliche Kiracte 
güng, die jedoch nur aus • wichtigen Gründen erfolgen darf. 

In dem Anstellungsvertrag ist der Hebamme zuzusichern, 
a) die Zahlung eines Gründgehalts durch : die Kreiskasse'. -Für. 

r.^t hat die Hebamme alle Kassengeburten zu 
leisten, bf eine Vergütung für Geburten bei Nichtversicherten 
auf Grund einer von der Landes- (Provinzial-) Verwaltung zu 
regelnden Gebührenordnung, c) eine angemessene Entschädi- 
gung für die Mitarbeit in der Säuglingspflege, -d) die unent- 
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geltliche Lieferung der Geräte, Bücher und Desinfektions- 
mittel, welche die Hebamme zur Ausübung ihrer Berufstätig- 
keit nötig hat. e) Reisekostenentschädigung und Tagegelder 
für die Teilnahme an einem Fortbildungslehrgang; f) ein 
jährlicher Urlaub, g) die Angestellten- und Krankenversiche- 


rung. 


Lue Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht für Hebam- 
men, die an Krankenhäusern oder Entbindungsanstalten an- 
gestellt sind und ihren Beruf ausschließlich in deren Dienst 
ausüben. Für diese Hebammen kann der Reichsminister be- 
sondere Vorschriften erlassen. 

Alle bisherigen Hebammengesetze der Länder treten mit 
diesem Gesetz außer Kraft. 

Dieser Entwurf, dessen Durchführung die. deutschen Aerziin- 
nen mit lebhafter Freude begrüßen würden, wird den Rechten 
und Pflichten des Hebammenstandes in gleicher Weise ge- 
recht; sie berücksichtigt eine Ausbildung, die den modernen 
Ansprüchen der Geburtshilfe genügt und gewährleistet eine 
gleichmäßige Verteilung der Hebammen über das Reichs- 
gebiet sowie eine gesicherte Versorgung der Frauen mit ein- 

TT aV. rr.r.*. —r.V. TT w •jnrii für rlit- “i'tii 
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den Hebammen zusammenarbeitenden Aerzte eine außer- 
ordentliche Erleichterung. Held (Berlin). 


Leitsätze zum Ausbau der Sozialhygiene. 


Gen. Dr. Benjamin, der in der Mitgliederversammlung 
vom 8. • März 1928 über den Ausbau der sozialbygienischen 
Fürsorge referierte, legte seinem Vortrag die nachstehend ab* 
gedruckten Leitsätze zu Grunde. Die Redaktion. 


1. Förderung und Weiterführung aller auf planmäßige Pro- 
phylaxe und Therapie gerichteten Tendenzen, wie sie ins- 
besondere auf dem Gebiete der sozialhygienischen Fürsorge 

• i j S • * i * i r* i - t — 3 T.I — 
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gewiesen werden auf die Notwendigkeit systematischer ge- 
werbeärztlicher Ueberwachung aller Arbeiterschichten, ,die 
zur Zeit r :ücli fast gänzlich fehlt. Hier eröffnet sich ein weites 
Betätigungsfeld für die Aerzteschaft. Die Einrichtungen der 
russischen Gewerbeny triene können als Vorbild dienen, 

Hand in Hane mit dieser Entwicklung muß die Kommunali- 
sierung dieser Gesundlreits einrich tungen und ihres Personals 
gehen - Daraus ergib : sich die Notwendigkeit der Verbeamtung 
der Aerzie. 

'Ir..:'TjrcgeiAsatz zu neu r -urtier —ngen des zzurgerblocks und 
der reaktionären ärztlichen Standesorganisationen, die einen 
Abbau der Gesundheitsfürsorge und ihre Beschränkung auf 
die Kreise der Wohlfahrtsunterstützungsempfänger fordern. 
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muß diese demnach auf die gesamte Bevölkerung, alle Zweige 
der Fürsorge und jede Lebeiisperiode ausgedehnt, werden. 

2. Förderung und Wetterführung aller Tendenzen, die auf 
Verwandlung des ärztlichen Zwergbetriebes in eine IvCjlektive 
Tätigkeit im Rahmen der Kommune und Sozialversicherung 
gerichtet sind. (Ausbau eines Netzes von spezialistischen Für- 
sorge- und Behandlungsstellen, von Ambulatorien, Polikli- 
rriken usw : ) 

3. ' Planmäßige 'Zerteilung der Aerzte aut die BevöiKerung 
unter besonderer Berücksichtigung ihrer Anstellung in städti- 
schen und ländlichen Bezirken mit vorwiegend proletarischer 
Bevölkerung. — Gemessen am Bedarf besteht in Deutschland 
keine U eberfüllung des Arztberufes, wohl aber vielerorts ein 
Mangel an Aerzten. 

4. Kampf gegen diejenigen Kräfte, die die Sozialpolitik 
und Sozialhygiene als unproduktiv bekämpfen. — Die maß- 
gebenden Organisationen der deutschen Aerzteschaft segeln 
im Fahrwasser der herrschenden reaktionären Schichten. Die 
sozialistischen Aerzte müssen durch die proletarische Presse 
dir Aiifkrlärntig riariibet in weiteste Kreise des Proletariats 
tragen. 

Die Durchführung eines derartigen Gesundheitsprogramms 
kann nur im politischen Kampf, erreicht werden, der von 
den sozialistischen Aerzten in der Kampffront und mit Unter- 
stützung des klassenbewußten Proletariats geführt werden 
muß. Ein enges Kam pf Bündnis mit allen auf dem Gebiete des 
Gesundheitswesens tä igen Organisationen, wie dem Gemeinde - 
und Staatsarbeiterverband, den proletarischen Organisationen 
der Kriegs- und Unfallbeschädigten, der Arbeitersamariter 
usw. ist notwendig. 


Bekämpfung von Yblkssenchen durch die 
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Von Gemeinderat Otto Ei sing er, Beamter der Wiener 

Gebietskrankenkasse. 

Die Tätigkeit der Gemeinde Wien auf dem Gebiete des 
Wohlfahrtswesens und der sozialen Verwaltung findet all- 
überall bei gerechten Beurteilem ■ sowohl im Inland als auch 
im Ausland die entsprechende, wohlverdiente Anerkennung. 
Dieses für eine vernünftige Bevölkerungspolitik so wichtige 
Ressort hat unter der Leitung des hervorragenden Fachmannes 
Professor T a n d 1 e r eine ungeahnte icntwickiung genommen. 
Ob ~wir die Kinder-, die Jugend- oder die Erwachsenenfür- 
sorge betrachten, überall tritt uns ein konsequentes und Er- 
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felg bringendes Bekämpfen sozialer Mißstände und Schäden 
durch die Gemeinde Wien entgegen, 

Besonders der Kampf gegen die Volksseuchen, gegen die 
Tuberkulose-, Syphilis- und Alkoholseuche, wird als eine der 
wichtigsten und dringlichsten Aufgaben der Gemeinde, erfaßt ' 
und die Gemeinde läßt nichts; unversucht, diesen Geißeln : der 
t Menschheit an den Leib zu rucken. Vor dem Kriege ist dar 
gegen leider fast nichts geschehen. Die Gemeinde, besaß 
beispielsweise keine einzige Anstalt für erwachsene Tuber- 
kulöse, und die zur Verfügung gestandenen Plätze für lungen- 
kranke -Kinder haben dem Bedarf lange nicht entsprochen. 

Der alles vernichtende, die Volksgesundheit aufs tiefste 
untergrabende Krieg hat bei der entsetzlichen Not an Lebens- 
mitteln die V erhälthisse katastrophal verschlechtert und der 
Tuberkulose einen Nährboden gegeben. Das Ende des Krieges 
brachte leider nicht das Ende jener die Gesundheit unter- 
grabenden Zustände, da die weiter wirkenden Wirtschafts- 
krisen die Verelendung breiter Massen nach sich zögen. Die 
•Gemeinde, die schon in der Kriegszeit begann, Tuberkulösen- 
fürsorgestellen zu errichten.,- : mußte ihren Kampf gegen Sie 
Volksseuchen noch verstä- rkdrr ifriri tneKpehn^»» ■ «»Wi • Jaw 
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bewußte^ Tätigkeit gegen die Tuberkulose entfalten. Die 
eigentliche rationelle städtische. TuberkulösenfürSörge' ist erst 
.nach dem Kriege zu verzeichnen- c . 


Der Grundsatz jeder .vernünftigen Bevölkerungspoiitik,' vor- 
beugend zu. .wirken, kommt in der Fürsorge der Gemeinde 
.Wien, konsequent zur Anwendung. Die Errichtung- von bisher 
mehr als SOGOG^ heilen, luftigen,'--' sonnigen' Wohnungen, J diö 
dadurch gegebene; Möglichkeit,- die Schlafräüme der • Elterii 
yon .denen der . Kinder zu trennen, die Geheilteh nicht wieder 
in die schlechten Wohnungen mit Kindern und -Erwachsenen, 
Gesunden und Kranken, - zusarnmenzudrängen, ist eines der 
besten Mittel, die Tuberkulose schon im Keime zu ersticken. 
Der Wohnhausbgu ,wär .vor dem Krieg- der "privatem Iriitiativp 
überlassen und auch heute gibt es noch Schwäm - 
- durch- die LocKerung des Mieterschutzes es dem privaten 
Kapital zu ermöglichen, als Baiiherr . aufzütreten^ Abgesehen 
von allen sonstigen volkswirtschaftlichen^ Erwägungen, wehrt 
sien die gegenwärtige Gemeindeverwaltung gegen die Wieder - 
kqhr der privaten Bauzustände ,ixL Hinsicht auf dip Bedürf- 
russe der V olksgespndheit. Die durch die Bauordnung erlaubte 
Verbauung ö:s 85 Prozent der Grundfläche wurde von den 
privaten Grundherr«» restlos ausgenützt und -da entstanden 
nun jene berüchtigten vVonr.ungen, die den bescheidensten 
Ansprüchen der . H;- giene nicht entsprachen. In den Keller- 
wohnungen, in den Wohnungen ohne direkte Belichtung mit 
oen Fenstern auf Gänge öder in den Lichthof, wütete die 
Tuberkulose. Die Gemeinde Wien bleibt in der Ausnützung 
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der zu' verbauenden Grundfläche stets unter 50 Prozent und 
schafft damit langsam aber sicher die oben gekennzeichneten 
Brutstätten der Tuberkulose weg. 


In den städtischen Wohrhausahlager werden die Mieter 
ärztlich untersucht, um ein. Bild von der Ausbreitung der 
Tuberkulose unter den Bewohnern zu gewinnen und dann alle 
Mittel in Anwendung bringen zu können, die der^ Bekämpfung 
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fürsorge dient die Errichtung von Kinderfreibädem, das Ent- 
senden von Wiener Kindern aufs Land, die Erholungsfürscrge 
für die Lehrlinge, das Ausspeisen von vorschulpflichtigen Kin- 
dern in den Kindergärten und von Kindern in den Schulen. 
In der Erkenntnis, daß viele Eltern infolge von Arbeitslosig- 
keit, Krankheit usw., den Kindern kein warmes Mittagessen 
geben können, gibt die Gemeinde Wien täglich durchschnitt- 
lich an 89 Speisestellen 17 000 Kindern ein warmes, kräftiges 
Essen: Der volle Betrag von 60 Groschen für die Portion wird 
nur von Vs Prozent bezahlt, während 3 Prozent die Hälfte, 
16,5 Prozent ein Viertel und die Gemeinde Wien aus eigenem 
für 8C Prozent der Kinder die Kosten deckt. Waren für die 
Kesten der Schülerausspeisung in den Schulen im Budget 1927 
1 £30 000 Schilling eingesetzt, so weist das Budget des Jahres 
1928 für diese Zwecke allein die Summe von 2 600 0CC Schilling 


In den Schulen nehmen die Schulärzte, wenn die Eltern da- 
mit einverstanden sind, an den Kindern der ersten Volks- 
sdsulklassen Hautproben (Dermotub inproben) vor, um recht- 
zeitig, schon bei der beginnenden Gefahr, gegen die Krank- 
heit- auf treten zu können. Im Schuljahr 1925/26 waren von, 
den 10 777 durchgeprobten Kindern von den Knaben 38,6 Pro- 
zent, von den Mädchen 38,1 Prozent positiv. 

Eine wirksame Bekämpfung der Tuberkulose durch die 
Gemeinde erfolgt auch durch die Modernisierung der 
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bauers und die restlose Einführung des Coioniasystems noch 
in diesem Jahre wird der unsanitären Staubentwicklung ebenso 
entgegengetreten, wie durch die" großzügigen Verbesserungen 
der Straßenpflege und die Wasserbesprengung und Oelung 
der Straßen. . ; 

An die vorbeugende Tätigkeit der Gemeinde schließt sich 
die Arbeit der Heilung der von den Seuchen erfaßten Men- 
schen an. Es stehen der Gemeinde gegenwärtig zehn Tuber- 
kulösenfürsorgestellen zur Verfügung, weitere drei Fürsorge- 
stellen sollen errichtet werden. Der Zweck dieser Stellen 
i«=t vor allem die Kranken ausfindig zu machen und weiter- 
hin die im Einzelfäile zweckmäßigste Form zur Verhütung 
der Weiterverbreitung dieser Krankheit innerhalb der Wob- 
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nungsgenossen damit zu verbinden. Die heiiungsfähigen 
Tuberkulosen werden in entsprechenden Anstalten unterge- 
bracht, die Schwerkranken von der Umgebung durch Abgabe 
in Krankenanstalten isoliert und den anscheinend Gesunden 
(besonders den Kindern) wird jene Fürsorge zuteil, die eine 
Kräftigung ihres Organismus und die Verhinderung des Aus- 
bruches einer bevorstehenden Erkrankung zum Ziele hat.. 


Zur Unterbringung von Erkrankten stehen der Gemeinde 
die Lungenheilanstalt „Baumgartnerhöhe”, die Kinderheil- 
anstalten Bad Hall und Sulzbach-Ischi, die Erholungsstätten 
für Leichtlungenkranke „Kreuzwiese“ und Himmelstraße, so- 
wie das Kinder erholungsheim Lussingrande zür Verfügung. 
Außerdem trägt die Gemeinde die Kosten für den Aufenthalt 
Bedürftiger in fremden Anstalten, wie „Landschaftliches 
Krankenhaus Bad Hall“, Krems, Rekonvaleszentenheim in 
Weidlingau- Wurzbachtal, Pflegeheim „Schloß Bellevue“, En- 
zenbach und Grimmenstein, sowie die Belichtungskosten für 
Lupuskranke. 

Zusammen stehen der Gemeinde Wien, heute 2350 Betten für 
Tuberkulöse aller Altersstufen und Krankheitsformen zur* Vv* - 
fügung; zu diesen dürfen wir noch 70 Plätze für gesunde 
Kinder hinzuzählen, für die die Gemeinde durch Unterbringung 
in Familienpflege sorgt, wenn sie durch ihre tuberkulöse Um- 
gebung gefährdet erscheinen. Zur zweckmäßigen Verteilung 
der von den Fürsorgestellen zugewiesenen Kranken in die ver- 
schiedenen Heilanstalten hat die Gemeinde schon im Jahre 
1923 eine Zentral aufnahmestelle geschaffen. Der ärztliche Leiter 
der Zentralaufnahmestelle, dem als Tuberkulosereferenten des 
städtischen Gesundheitsamtes alle Tuberkulösenfürsorgestellen 
unterstehen, entscheidet über die Aufnahme. Das Institut führt 
einen Zentralkataster aller lungenkranken und lungenschwachen 
Personen, die es in der entsprechenden Form, entweder durch 
Zuweisung an eine Fürsorgestelle oder durch Abgabe in eine 
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Die umfassende Bekämpfung der „Wiener Krankheit“ durch 
die gegenwärtige Gemeindeverwaltung nimmt natürlich immer 
mehr Mittel in Anspruch. Im Jahre 1923 hat die Gemeinde 
rund 17 Milliarden, in den Jahren 1924 und 1925 je rund 
nc Milliarden, im J akrc 1326 rund 27 Milliarden, im Jahre 
1927_ rund 32 Milliarden ausgegeben und im Budget für 1928 
ist eine Nettosumme von rund 41 Milliarden für diese Zwecke 
eingesetzt. 


Der Erfolg des grandiosen Kampfes gegen diese Volks- 
seuche ist auch nicht ausgeblieben; ein bedeutender Rückgang 
der Tuberkulösensterblichkeit ist aus folgender Statistik zu 
ersehen. Es starben von 10 000 Einwohnern in Wien an 
Tuberkulose: 
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1913 (volles Friedensjahr) M. . 30 

1919 (Elends jahr nach dem Krieg 57 

192C 40 

1921 . 28 

1922 . 30 

1923 . ; . . 25 

1924 22 

, . 1925 20 

1926 • - -20 

Der Kampf gegen die Syphilis wird von der Wiener Ge- 
sundheitsverv/airong in ebenso zielsicherer Weise geführt. Die 
Beratungsstelle für Geschlechtskranke funktioniert ganz aus- 
gezeichnet und erfreut sich großer Beliebtheit. Man denkt 
daran, öffentliche Stationen zu errichten, in denen jedermann 
sich einer Blutprobe unterziehen kann. In allen städtischen 
Spitälern werden alle Patienten auf Wassermann untersucht, 
eine Einrichtung, die im „Steinhof“ rchon auf mehrere Jahre 
zurückgeht. Alle bei der Gemeinde Wien in Dienst Eintreten- 
den werden der Wasscrmannschen Probe unterzogen. 

Eine Einrichtung der Gemeinde Wien verdient besonders 
hervorgehoben zu ' werden. Schwangere Frauen, die keiner 
Krankenkasse angehöien und sich bis längstens im vierten 
Monat -ihrer Schwangerschaft bei den in den Bezirken be- 
findlichen Mütterberatungsstellen zwecks Untersuchung ihres 
Blutes melden, bekommen nach ihrer Niederkunft durch vier 
Wochen eine Mutterhilfe von je 10 Schilling. Auf diese Weise 
wird der Erfcsyphilis der Krieg erklärt, und da diese Form 
des Kampfes gegen diesen Schrecken der Menschen auch 
allenthalben Nachahmung findet, kann man hoffen, in ab- 
sehbarer Zeit diese Krankheit auszurotten. 

Auch die im Jahre 1922 errichtete Eheberatungsstelle ist 
ein Mittel im Kampfe der Gemeinde gegen die verheerende 
^öiKsseuche Syphilis! 

Wenn der Staat und die Oeffentlichkeit diese konsequente 
und systematische Bekämpfung unterstützen, und wenn die 
Belehrung und Aufklärung über die Gefahren dieser Volks- 
seuche fortgesetzt werden, dann wird es gelingen, dieser 
Krankheit Herr zu werden. 

Auch im Kampfe gegen die nicht weniger gefährliche 
Alkoholseuche leistet die Wiener Gesundheitsvcrwaltung er- 
sprießliche Arbeit. Zunächst sei darauf hingewiesen, daß aus 
allen städtischen Anstalten der Alkohpl grundsätzlich ver- 
bannt ist. An die Stelle der früher überall üblichen Kantinen 
mit Bier, Wein - und Schnaps ist der Ausschank von alkohol- 
freien Getränken und von Milch getreten. Im Jahre 1925 wurde 
die Trinkerfürsorgestelle der Gemeinde Wien errichtet, die 
unter der Leitung des hervorragenden Facharztes Dr. Wlas- 
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sak, dem zwei Fürsorgerinnen beigegeben sind, die Befür- 
sorgung von Aikohoiikem besorgt. Die Abstinenzpropaganda 
wird, durch namhafte Subventionen an Antialkohölvereine un- 
terstützt, wie auch die Wiener Schulverwaltung dieser Pro- 
paganda durch Einführung eigener Antialkohol-Schultage 
dient. Im Jahre 1922 wurde die Trinkerheilstätte am Steinhof 
errichtet, die nunmehr auf günstige Heilerfolge zurückzu - 
blicken vermag. 

Ueb erblicken wir nun die vorstehend kurz geschilderten 
Leistungen auf dem Gebiet der Bekämpfung der Volksseuchen 
durch die Gemeinde - Wien, dann muß man den redlichen Wil- 
len und das erfolgreiche Bemühen anerkennen, das hier bei 
der Niederringung dieser Krankheiten angewendet wird. Ge- 
tragen von der tiefen Verantwortutig, den Bedürfnissen und 
Interessen der breiten Massen zu dienen, wird die Gemeinde 
-Wien auf diesem Wege beharrlich weiter schreiten. 


Die Erholungsheime in der Sowjetunion, 

“■ Nach der in der Sowjetunion güitigeo -Gesetzgebung hat je- 
der Arbeiter und Angestellte, der in einem Unternehmen 
5 V 2 Monate arbeitet, das Recht auf einen Urlaub von min- 
destens zwei Wochen im Jahr.. Bei Personen' unter 18 Jahren 
ist der Urlaub auf einen Monat festgesetzt. Der Urlaub wird 
gewöhnlich in der Sommerzeit von Mai bis Oktober erteilt, 
rür die Zeit des Urlaubs erhält der Arbeiter oder Angestellte 
seinen vollen Arbeitslohn. < - ••• » ... 

Das Urlaubsrecht ist eine der größten Errungenschaften 
der Oktoberrevolution für das russische Proletariat. Bis zur 
Oktoberrevolution erhielten die Arbeiter keinen bezahlten Ur- 
laub. - Urlaub erhielten nur die Angestellten in staatlichen 
Unternehmungen und auch nicht äls : Recht, sondern äü£ be- 
sonderes Gesuch, in dem ein Arzt die Notwendigkeit- des 
Urlaubs bestätigen mußte. • • ' ' ' 

Mit der Einführung des bezahlten zweiwöchentlichen Ur- 
laubes entstand der Plan, Vorkehrungen dafür zu treffen, 
daß die Werktätigen die Ürläubszeit auf das rationellste und 
:n erfolgreichster Weise ausnutzen kennten. Zu diesem Zwecke 
würden die sogen. Erholungsheime eingerichtet. " . 

Das Erholungsheim ist kein Sanatorium, . es nimmt keine 
Kranken^ aut. In ihm befinden . sich nur von der Arbeit er: 
müdete Personen. Das . -Erholungsheim- . gibt den Arbeitern 
und Angestellten Möglichkeit, ihre. Gesundheit zu festigen» 
sich - gut zu erholen und auf einige • Zeit- einen Wechsel - ; in 
ihr Werktagsleben hineinzubringen. . , • . , 

- hhe ersten Erholungsheime, .wurden in . der. Sowjetunion • im 
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Jahre 1920 in' -Leningradi Moskau und im Ural errichtet. Die 
hierfür nötigen Mittel wurden damals aus dem Staatsbudget' 
durch das Volhsk'onimissariat für Gesundheitswesen zur Ver- 
fügung gesteh Seit 1927 sind alle' Erholungsheime den Ver- 
sieh erungskass en unterstellt worden, die sie ausschließlich auf 
ihre Kosten unterhalten; *\ . :.•> 

Natürlich sind die Mittel der Kassen im Zusammenhang mit 
der Ökonomischen Läge des Landes bei weitem nicht völlig 
ausreichend, doch wird' für diese Zwecke eine sehr beträcht- 
liche Summe zur Verfügung 1 gestellt; Die Versicherungskassen 
gehen dabei von der Anschauung aus, daß die für die Er- 
holungsheime auf gewandten Mittel der Stärkung des Organis- 
mus der Arbeiter und Angestellten dienen und so die Dauer 
der zeitweiligen Arbeitsunfähigkeit herabsetzen, d. h. es wer- 
den; durch diese .Ausgaben der sozialen Versicherung größere 
Mittel erspart; ./ ■ 

• Bereits in den ersten Jahren, in denen' die Versicherungs- 
•organe an der Errichtung von Erholungsheimen teilzunehmen 
begannen, erreichte dies ein großes Ausmaß. Im Jahre 1923/24 
besaßen die Versicherungsorgane 9740 Plätze, 1924/25 — 31850, 
1925/26 — 36 50G, 1926/27— 56 910 Platze in den Erholungs- 
heimen.- •. 

Auf Kosten der Versicherungskassen befanden sich in den 
Erholungsheimen ih der ganzen Sowjetunion: 1924/25 — 254 844 
Personen, 1925/26—291499 Personen, 1926/27—455 286 Per- 
sonen. " • •' / " 5 

! Die Ausgaben der Versicheruiigsorgane für die Erholungs- 
heime betrugen: 1924/25—9 591 347 Rubel, 1925/26—7 292 107 
Rubel, 1926/27—11.982 682 Rubel. . 

Während des Aufenthaltes im Erholungsheim erhält jeder 
Versicherte daselbst kostenloses Essen, Wohnen und zahlreiche 
külturelle und bildende Einrichtungen zur Verfügung. Jedes 
Erholungsheim besitzt einen Arzt, der die Urlauber in ge- 
sundheitlicher Beziehung überwacht. Für Arbeiter und An- 
gestellte mit einem Arbeitseinkommen unter 60 Rubel im 
Monat bezahlt die Versicherungskasse die Eisenbahnfahrt zum 
Erholungsheim . 

Die Krankenkassen errichten die Erholungsheime iri Ge-, 
bäuden der früheren Herrensitze etc., von denen es in der 
Umgebung der Gouvernementsstädte eine sehr, große Zähl 
gibt. Doch können diese Häuser nicht in allen Fällen den) 
Ansprüchen der Krankenkassen für eine Unterbringung einer 
großen Zahl von 'Urlaubern genügen, so daß die Kranken-' 
kassen auch besondere Gebäude errichten, bzw. bereits, be-, 
stehende umbauen. 

Die Erholungsheime sind gewöhnlich sehr gut gelegen, 
befinden sich weit von der Stadt entfernt in der Nähe von 
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Wald und See. Die Häuser sind von Gärten umgeben, besitzen 
Sportplätze und einige sogar Theaterbühnen. 

So ist z. B. das Erholungsheim der Schifferversicherungs- 
kasse am linken Ufer der Woiga 12 km von Samara entfernt 
gelegen (in dem Landhause eines früheren Millionärs aus 
Samara), inmitten eines Eichenwaldes und Obstgärten mit 
einer Ausdehnung von mehreren ■ Kilometern. Von der Ter- 
rasse und den Zimmern hat man einen herrischen Ausblick 
auf die Wolga und auf Samara. Eine Badeanstalt, Sonnen- 
bäder und Boote stehen den Urlaubern zur Verfügung. 

In Zagweri im Kaukasus, unweit von Borshom, befinden 
sich in einer Höhe von über 1000 m mehrere Erholungsheime. 
Oben blickt man auf das Schneepanorama der Riesen des 
Kaukasus, -unten auf die Wiesen und Felder. 

Die Erholungsheime der Versicherungskassen erfreuen sich' 
eines großen Rufes bei den Versicherten. Die Versicherungs- 
kassen erhalten von den Versicherten sehr häufig günstige 
Urteile über das von ihnen Geleistete. Alle Urlauber ver- 
lassen die Erholungsheime bedeutend gekräftigt und ge- 
sundet. 


Die Erholungsheime sind häufig von westeuropäischen Ar- 
beiterdelegationen besucht worden und haben auf diese einen 
sehr günstigen Eindruck gemacht. So hat z. B. das Mitglied 
der deutschen Arbeiterdelegation Van der Möllen, der 
1926 in der Sowjetunion weilte, erklärt, daß die Erholungs- 
heime der Sowjetunion ein Gefühl des Stolzes bei jedem Ar< 
beiter hervorrufen. Auch der Engländer Lansbury hat sich 
ähnlich hierüber geäußert. 

Einen Platz im Erholungsheim kann jeder Versicherte er- 
halten. Marschrouten in die Erholungsheime werden propor- 
tionaliter auf die Gewerkschaftsverbände verteilt, die ihre 
Arbeiter und Angestellten vor eine Auswahlkommission der 
Versicherungskassen stellen. Das Hauptprinzip bei der Aus- 
w^mfSfäfmrisT asTBSfaffiOTBa« "der materiellen Lage 
des Arbeiters oder Angestellten. Physische Arbeiter erhalten 
ungefähr 30 c /o aller Plätze in den Erholungsheimen, auf die 
Angestellten entfallen die übrigen 20%. 

Die Sowjetunion ist das einzige Land, in dem Erholungs- 
heime dieser Art für Arbeiter und Angestellte vorhanden 
sind. In keinem Laude hat der Werktätige die Möglichkeit, 
kostenlosen Aufenthalt und Unterhalt zu seiner Erholung zu 
erhalten.. Es ist dies nur deshalb möglich geworden, ' weil 
das ganze System der Verwaltung des Landes, insbesondere 
die Verwaltung der sozialen Fürsorge, in den Händen der 
Werktätigen liegt. 


B. Miljutin. 
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Der Kampf am dk yolksgesundheit. 

Beispiele aus den Aroeiten des sächsischen Landtags. 

Von Paul Böttcher, Leipzig, M. d. L. 

■Wir veröffentlichen gern den nachstehenden Aufsatz über 
A%+ c OI i a ihvT!eni£clien Beschlüsse des sächsisch?!! 
der Feder tfcs G e.t~. 3öttcher, des Führers der kommunistisc he n 
T ^ndtapef ralrtinr Sehr willkommen sina uns natürlich Berichte 
der sozialistischen Fraktionen aus anderen Länderpariamenien, 
soweit die Sozialhygiene in Betracht kommt. D i e R e d. 

I. 

Der Kampf um die Volksgesundheit rückt immer mehr 
in den Vordergrund des öffentlichen Interesses. Seuchen^ 
Bekämpfung, Sozial- und Gewerbehygiene sowie vorbeugende 
Maßnahmen zur YÄmipri Infektionskrankheiten in Ver- 
bindung mit der ständig sich ausdehnenden Arbei ter sport- 
und Volks gesundheitsbew egung sind heute in einer Weise 
Gegenstand der Parlaments- und Presseerörtenmgen, wie das 
vor wenigen Jahren sich noch niemand träumen deß. Je 
stärker das Ringen der Arbeiterklasse um die Erhaltung und 
Förderung ihrer Gesundheit, desto hartnäckiger wird auch 
der Widerstand, de? vom kapitalistischen Staat diesen For- 
derungen entgegengestellt wird. Die Verhandlungen der 
Reichs-, Landes- und Gemeindeparlamente bieten einen 
guten Anschauungsunterricht auf diesem Gebiete. Dabei ist 
feststehend, daß die öffentlicne Gesundheitspflege in Deutsch - 
land — was ihren sozialen Ausbau betrifft — in den allerersten 
Anfängen steht. Das große Gebiet der sozialen Hygiene ist 
bisher fast überhaupt nur theoretisch in Angriff genommen 
worden. Mit viel Lärm ist in den letzten Jahren in einzelnen 
Gemeinden mancher kleine Fortschritt curchgesetzt worden, 
der im Hinblick auf die allgemeinen Zustände jedoch herzlich 



wenig bedeutet. Der Kampf um die Volksgesundheit, ist des-' 
. hjäLb_Jür_ jeden .Marxisten ein int egrierender B estandteil des 
‘ Kla^enk ampfes. Er kann erfolgreich nur geführt werden, 
wenn er sich einschaltet in den großen historischen Kampf 
der Arbeiterklasse um ihre Befreiung von der kapitalistischen 
Ausbeutung — kurzum — , wenn er als sozialistischer Kampf 
geführt wird. 

II. 

Die Widerstände gegen die Bestrebungen des Proletariats 
auf dem Gebiete des öffentlichen Gesundheitswesens lassen 
sich in drei große Gruppen teilen: 

1. das geschlossene organisierte Unternehmertum, 

2 Regierungen und Behörden, 

3. bürgerliche Aerzteschaft. 
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Der Widerstand des Unternehmertums ist in den 
letzten Monaten anläßlich der Diskussion über Einheitsstaat 
und Verwaltungsreform in fest umrissenen programmatischen 
Erklärungen zum Ausdruck gebrächt worden. ~ ( No tpro gramm 
der Industrie und Landwirtschaft, LutherrNoske-Bund etc.') 
Es wird erklärt, daß der Staat heute mehr und 
mehr . zum. FiLx^XLXg^e^sJ:aa_t sich entwickelt. Des- 
halb Abbau aller sozialpolitischen Ausgaben und Aufgaben. 
Die Stellung des Unternehmertums in dieser Frage findet 
seinen Niederschlag in der Stellung der Regierungen und in 
präziser Form auch in einer Denkschrift, die der Präsident 
des sächsischen Staatsrechnungshofes, Schieck, im Auf- 
lage der sächsischen Regierung veröffentlicht hat. Auf die 
politischen Gründe über • die Haltung der Bourgeoisie zur 
Sozialpolitik braucht hier nicht eingegangen zu werden. Es 
sei- nur darauf verwiesen, daß sie aufs engste Zusammenhängen 
mit den' Bestrebungen der Eingliederung Deutschlands in die 
imperialistische Weltmachtpolitik. 

Die kapitali stischen !R_e_g Le r.u n g e n sind an dieKiassen- 
•interessen- der Bourgeoisie gebunden. Wir erleben bei 'allein. 
Etatberatiingen das Schauspiel', daß zwar Millionen für 
Rüstungszwecke, für Polizei und Justiz sowie für den Macht- 
apparat der bürgerlichen Republik verausgabt ' werden, aber 
für die Voiksgesundheit nur Bettelpfennige in den Haushalts- 
plan eingestellt werden. Die feindselige Haltung der Regie- 
rungen gegenüber Ausgaben auf dem Gebiete der Volksge- 
sundheit äußert sich teilweise offen, teilweise versteckt. Selbst 
wenn von den Parlamenten bestimmte Ausgaben beschlossen 
worden sind, dann wird durch den Behördenapparat dierärtig 
passive Resistenz geübt, daß der Wille der in Frage kommen- 
den Parlamentsmehrheiten bei der Ausführung oft in das 
Gegenteil umschlägt. Charakteristisch für den Zustand ist 
die Dezentralisation im Behördenapparat auf' dem Gebiete des 
Gesundheitswesens, der sozialen Fürsorge und der Wohlfahrts- 
pflege. im sacnsiscn eh Erat z. B. sind' diese' Positionen,, 
die sachlich aufs engste zusammengehören, nicht nur in die 
verschiedensten Kapilel aufgeteilt, sondern unterstehen außer - 
dem der Zuständigkeit der verschiedensten • Ministerien. Da- 
mit ist der für die Bureaukratie geradezu ideale Zustand er- 
- s*cm, daß die erantwcrtung rür u.ie Durchführung von 
Parlamentsbeschlüssen von einer Stelle auf die andere abge- 
schoben werden kann. 

Die bürgerlich eingestellte Aerzteschaft ist nicht we- 
niger als feindseliger- Faktor gegen die soziale Fürsorge und 
öfi entliehe Gesundheitspflege sowie Sozialhygiene anzu- 
sprecheni wie Unternehmertum und Regierung. Die Ver- 
staatlichung und Kommunalisierung des Gesundheitswesens 
ist untrennbar mit der Ausdehnung des Aufgabenkreises des- 
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selben, verbunden. Die obengenannten Aerzte sehen durch 
•diese Entwicklung ihre materiellen Interessen, ja ihre Existenz 
bedroht. Sie wollen nicht verstehe», daß. gerade durch die 
Ausbreitung und Ausdehnung der öffentlichen Gesundheits- 
pflege die Basis des ärztlichen Berufes eine viel breitere wird 
und daß die materielle Unabhängigkeit des einzelnen infolge 
der Sozialisierung des Aerztewesens eine viel größere Schaf- 
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III. 


Die obigen, bei der Behandlung der kommunistischen und 
•sozialdemokratischen Anträge im sächsischen Landtage ge- 
sammelten Erfahrungen dürfen zweifellos als allgemeine Er- 
fahrungen gelten. Zwei miteinander verwandte Gebiete sind 
es, auf denen die kommunistische Fraktion des sächsischen 
Landtages in den vergangenen Monaten eine systematische 
Kampagne geführt hat. Es handelt sich erstens um die Durch- 
führung des Reichsgesetzes zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten.^ und, zweitens um die y 
Errichtung von Familien-,, Ehe- upd Sexualbera- . 
tungsstellen. Bekanntlich überläßt die Reichsgesetzge- 1 
fcung die Durchführung der gesetzlichen Bestimmungen den 
Landesregierungen. Die Landesregierungen wiederum beauf- 
tragen Bezirksverbände und Gemeinden , mit der praktischen 
Durchführung dieser Aufgaben. 

Die Ausführungsverordnungen der sächsischen Regierung 
zum Reichsgesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
Belassen. alles beim alten. Gesundheitsbehörde im Sinne des 
RGBG. ist nach den Ausführungsverordnungen der sächsi- 
schen Regierung die zuständige Behörde des Bezirksfürsorge- 
verbandes. Praktisch bedeutet das in Sachsen die Ueber- 
iassung der Durchführung des RGBG. an die Landesversiche- 
anstalt Sachsen. Auch die Bestimmungen über die Aufhebung 
•der Prostitution sind in Sachsen nicht durchgeiührt worden. 
Die Kasernierung besteht in Dresden üppig weiter. Für ^ die 
Prostituierten ist sogar eine besondere Krankemcasse erneu Lei 
worden, deren Erträgnisse der Stadtverwaltung zufließen. Auf 
Umwegen über die Gesundheitsbehörde ist auch die Sitten- 
kontroile beibehalten worden.. Mit formal- juristischem Raffine- 
ment wird die Beseitigung, der Kasernierung hinterkleben. D;e 
Behörden schieben sich gegenseitig die Zuständigkeit zu. Es 
ist charakteristisch, daß die sächsische Regierung tur die 
Durchführung des RGBG. keinerlei Mittel bewilligt hat. Dem- [ 
gegenüber forderte die kommunistische Fraktion in einem 
Antrag die Errichtung einer ausreichenden Anzahl von Be- 
ratungsstellen für Geschlechtskranke, denen Behandlungs- 
stellen angegliedert wer.den sollten. Ferner wird kostenlose 
Behandlung verlangt sowie Unterstützung der Angehörigen 
hilfsbedürftiger Kranker.- Durch., fürsorgerische . Maßnahmen 
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sollte dafür Sorge getragen werden, daß erkrankt gewesenen 
Frauen und Mädchen Gelegenheit gegeben wird, sich beruf- 
lich auszubilden. Die Aufhebung der "skandalösen Bestimmung, 
daß durch die Behörden eine Rückforderung der Kosten für 
Behandlung emgetrieben werden kann, wurde gleichfalls be- 
ji antragt. Die kommunistischen Anträge verfielen samt und 
sonders der Ablehnung. Die Tendenz bei der Regierung und 
den bürgerlichen Parteien ging dahin, alles beim bisherigen 
Zustand zu belassen und das Gesetz als reaktionäres Kiassen- 
gesetz im vollen Umfange zur Geltung zu bringen. 

Eine noch breitere Erörterung als im Anschluß an die 
kommunistischen Anträge zur Durchführung des RGBG. er- 
folgte bei der Beratung der Anträge, auf Errichtung von Ehe- 
und Sexualberatungsstellen. Das sächsische Arbeits- undWohl- 
fahftsministerium hatte Ende 1927 eine D e nk s c h r i f t ü b e r 
Ehe- und Sexualberatung herausgebracht. , In dieser 
Denkschrift waren gleichzeitig die Richtlinien der sächsischen. 
Regierung über die Errichtung und Aufgaben der Ehe- und 
Sexualberatungsstellen enthalten. Die Denkschrift der Re- 
gierung ist in- manchen Teilen von großem Interesse. Leider 
verbietet der Raum im Rahmen dieses Aufsatzes,, im einzelnen 
aut die Denkschrift einzugehen. Erwähnt sei nur, daß die 
Denkschrift feststellen muß, daß infolge des wesentlichen 
Frauenüberschusses die Heiratsaussichten ebenso geringer ge- 
worden sind, wie die Absichten einer Bindung durch die Ehe. 
Die Folge davon sei eine gewisse Umstellung im Geschlechts- 
leben und die Zunahme des außerehelichen Geschlechtsver- 
kehrs. Daraus ergibt sich die stärkere Zunahme der außer- 
ehelichen Geburten und der Rückgang der Geburten über- 
haupt. Die Denkschrift enthält zwar starke soziale Argumente, 
aber in den Richtlinien der sächsischen Regierung fehlen 
die Schlußfolgerungen aus der sozialen Einsicht. Ayis den 
Richtlinien ist ersichtlich, daß die sächsische Regierung die 
Frage der Ehe- und Sexualberatung mehr vom eugenischen 
Gesichtspunkt aus behandelt. Besonders charakteristisch ist 
die Forderung, daß die Beratung in Verbindung mit Schule 
und Kirche durchgeführt werden soll. Gegenüber dieser vom 
bürgerlichen Standpur kt diktierten Einstellung zur Ehe- und 
Sexualberatung stellte die kommunistische Fraktion folgende 
Forderungen: 


I. zum Schü-:ze dir Frauen edese zu belehren über die Mittel zur Schwanger» 
schaftsverhämng; 

impßngn.svern .tendr k-üttei zu geben oder Maßnahmen zur Verhütung 
cisr nmpiingn's auszufuhren oder zs veranlassen; 

3. ihnen die ’Vege zu zeigen, auf denen eine ungewollte Schwangerschaft 
aus gesundheitlichen oder sozialer. Gründen unterbrechen werden kann; 

4. auf die Gefahren der Geschlechtskrankheiten and andere Schädigungen 
der Geschlechtsorgane hinzuweisen; 
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5. Sexuaibtratun? <i h. Beratung über Fragen des normalen und krank- 
haften Geschlechtstriet'U und Geschlechtsverkehrs zu erteilen; 

6. Personen, welche ein Eheverf. ^Utnis eiogehen wollen, auf ihren Gesunde 
heitezustand und aucb evtl, ’orhar.iene Erbschäd gungen zu untersuchen, 
zu beraten und auf Verlangen Zeugnisse darüber aaszustellen; 

■ 7. der Rechtskundige hat bei der Sexuaiberamng den Raisuchcnden übet 

die rechtlichen Angelegenheiten des Sexualleben-, Rat und Hilfe zu er» 
teilen, bei dem Frauenschutz die brau über die rechtliche Seite der 
Empfängnisverhütung, Schwangerschaftsunterbrechung.^ Alimentation«* 
pti’Haten, bei der Eheberatung über die rechiiithen Aiigclegerihciien 
Ser Eheschließung und Ehescheidung Rat und Hilfe zu gewähren; 

8. die fürsorgerische Aufgabe, weiche durch den in Fürsorge gebildeten 
Arzt und eine Fürsorgerin auseeübt werden muß, hat alle Wirtschaft* 
liehen und türsorgerhehen Maßnahmen zum Schutze der Frauen, be* 
sonders aber der Jugendlichen Männer und Frauen durchzuführen und 
bei Eiiekonflikten und Ehescheidungen alles in fürsorgerischer Hinsicht 
Notwendige zu veranlassen; • , 

S. die Beratung und Behandlung in den Beratungsstellen rür Frauenschutz, 
Sexual* und. Eheangeleger.heiten ist kostenlos; , 

10. das Arbeits* und Wohlfahrtsministerium wird beauftragt, an die hhe*und 
S exuaiberatun gsstelien sowie für sämtliche Ärzte Richtlinien herauszu- 
geben, die bestimmen, unter weichen Bedingungen eine Frühgeburt ein» 
zuldten ist, falls die sozialen Verhältnisse es verlangen. 

Im Zusammenhang' mit diesen Fragen interessiert die Stel- 
lungnahme einer bürgerlich -medizinischen Kapazität ^ In einer 
Sitzung des' Fachausschusses für Mutterschutz , Säuglings- unci 
Kl einkinaerf ürsoi ge . einberufen vom sächsischen Arbeits- und 
Wohlfahrtsministerium präzisierte Pro:. Dr. med. ualewsk > 
(Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten) seinen Standpunkt zur Ehe- und Sexualberatung. 
Er ging von folgenden Voraussetzungen aus. Erstens steht fest, 
daß in Deutschland jährlich 500 0C0 bis 500 C00 Abtreibungen 
vargenommen werden und daß ungefähr 5000 bis 60C0 Frauen 
an den Folgen dahinsterben. Zweitens wird der Staat nicht m 
der Lage sein, in absehbarer Zeit die Mittel für die -Erziehung 
äSIer unehelichen Kinder und vieler ehelicher, deren Eltern 
in Not sind, bereitzustellert- Drittens härtet den unehelichen 
Kindern leider immer noch eine gewisse Schande an. Je ge- 
»ccan n^ or giri Arzt sei, desto größer wird seine Gewissens- 
not wenn er Frauen helfen möchte und es nicht darf. Ga- 
lewsky fordert deshalb, daß in den Eheberatungsstellen Pra- 
ventivmittel verabreicht werden können und daß die Möglich- 
keit gegeben wird, aus bestimmten Ursachen die Einleitung 
einer Frühgeburt vorzunehmen. Die Aerzte müßten sich wohJ 
oder übel aus bestimmten sozialen Gründen dazu verstehen, 
bei einer Frau die Einleitung einer Frühgeburt vorzunehmen. 
Wörtlich erklärte Gaiewsky: „Wir Aerzte wären sehr dankbar, 
wenn in dieser Beziehung vom Arbeits- und Wohlfahrts- 
ministerium aus Direktiven gegeben werden, unter welchen 
Bedingungen wir in der Lage sind, eine Frühgeburt emzu- 
leiten, falls die sozialen Verhältnisse es verlangen. 

Die bürgerlichen Parteien wandten sich in mehr oder we- 
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niger versteckter Form selbst gegen die unzureichenden Richt- 
linien, die von der sächsischen Regierung herausgebracht 
wurden. Die kommunistischen Anträge verfielen unter diesen 
Umständen natürlich der Ablehnung. Es ist klar, daß sich die 
Arbeiterschaft nicht begnügen kann mit dem, was ihr die 

! ' Bourgeoisie als Konzession auf diesem' Gebiete wohlwollend 
gewährt. Der Kampf muß weitergeführt werden. In diesem 
Kampfe müssen die Sportorganisationen und Fürsorgever- 

1 bände der Arbeiterklasse aufs engste mit dem beständig an- 
wachsenden Personal der Sozialhygiene, Gewerbeaufsicht und 
W ohlfahrtspflege sowie mit der sozialistischen Aerzteschaft 
Zusammenarbeiten. 


' Die gesundheitlichen Verhältnisse 
des deutschen Volkes im Jahre 1926. 

Die vom Reichsministerium' des Innern veröffentlichte amt- 
liche Denkschrift enthält wichtiges statistisches Material, von 
dem wir im folgenden einiges wiedergeben. Bevölke- 
rungsbewegung: Die rückläufige Tendenz der Bevölke- 
rungsbewegung macht weitere Fortschritte und wird aufge- 
halten lediglich durch die mit der Geburtenziffer ebenfalls, 
wenn auch in geringerem Maße, sinkende Sterblichkeit. Die) 
Zahl der Lebendgeborenen sank von 1925 auf 1926 von 20,7 
auf 19,5 auf 1000 der mittleren Bevölkerung; der Geburten- 
überschuß ging von 8,9 im Jahre 1925 auf 7,8 auf 1000 im 
Jahre ^1926 zurück. Der Geburtenrückgang setzt neuerdings - 
besonders stark in den Gemeinden mit weniger als 50 000 : 
Einwohnern ein, ein Beweis, daß es sich nicht um eine Er- > 
scheinung der „Großstadtunmoral“ handelt, sondern um öko- 
nomisch bedingte Vorgänge. Von einer Erkenntnis in 1 diese- 

Zusammenhänge findet m an.n^tiiTsypTnäP. L*oir>o 

m der is.euaellschen Denkschrift — Im Jahre 1927 ' ist "ein- 
weiterer Rückgang zu verzeichnen; die Geburtenziffer beträgt 
nunmehr etwa 19 auf 1000. Neben Berlin weisen in diesem 
Jahre bereits andere-' Großstädte einen Geburtenüntersohuß ; 
aut. (Nach Mitteilungen des Volkswohlfahrtsministers im : 
Freuß,. Landtag-.) — Hingegen ist die Abnahme der Sterb-' 
Iichkeit. von 1925 auf 1926 nur eine geringe gewesen: vom 
Ir, = aur 11,7 auf 1000, während für 1927 ein nicht unerheb- 
liches Ansteigen der Sterbeziffer mitgeteilt wird. Es untere' 
-mgi. keinem Zweifei. daß die derzeitige Tendenz der Bevölke- 
rungsbewegung sich in den Kommenden Jahren weiterhin 1 
geltend machen wiro, ein Beweis für die Ausweglosigkeit,- in 
cer sich die Bevölkerungspolitik des kapitalistischen Deutsch- 
land befindet. Der amtliche Bericht weist -selbst auf- das 



starke Ansteigen der Geburtenziffer der russischen Länder 
hin; die Geburt enzib er der Ukraine betrug 1926 über 42^auf 
1000; die absolute Geburtenziffer der nur 28 Millionen Ein- 
wohner zählenden Ukraine war mit 1,19 Millionen, fast ebenso 
groß wie die deutsche! — 

Erkrank ungs- und Sterbehäufigkeit nach ein-: 
deinen Krankheiten. Der Krankenbestand der Kranken- 
kassen ist crenenüher 1Q25 gesunken; dagegen hat sich die 
durchschnittliche Behandlungsdauer des einzelnen Krankheits- 
falles von 24,6 auf 26,1 Tage verlängert. — Von den In- 
fektionskrankheiten hat am stärksten der Scharlach zugenom- 
men, die Zunahme hat .sich 1927 fortgesetzt — nicht dagegen 
Diphtherie und Typhus, trotz der. Hannoverschen Epidemie, 
die über 2500 Erkrankungen und 260 Sterbefälle verursachte, 
Erheblich angestiegen ist. ferner die Zahl der Erkrankungen an 
spinaler Kinderlähmung: 1927 : 2700 Erkrankungen mit 300 
Todesfällen! Bemerkenswert ist die große Zahl der Milzbrand- 
erkrankungen: 105 Fälle 1926; 205 Fälle 1927; ein Beweis für 
den ungenügenden gewerb,ehygienischen Schutz in der Felle 
und. Haare verarbeitenden Industrie! Die i uberkuiosesterbe-: 
ziffer ist. weiter gesunken und betrug in den Orten mit 15 00G 
und mehr . Einwohnern 1926 9,9 auf 10 300 Einwohner. Bei 
dem chronischen Ablauf der. Tbc ist aber ein erneutes An- 
steigen in .5— 10 Jahren, dann, wenn die schwächsten Jahr- 
gänge der Kriegs- und Inflationszeit in. das gefahrdetste. Alter 
aufrücken, zu erwarten. — . Auf Grund einer Statistik der Ge- 
schlechtskrankenberatungsstellen wird eine Abnahme der 
frischen Syphiliserkrankungen, dagegen aber «ine Zunahme 
der frischen Tripperfälie festgestellt. Bekanntlich ist die Ger 
schlechtskrankenstatistik besonders lückenhaft; neuerdings 
werden Stimmen , auch von fachärztlicher Seite laut, die ein 
erneutes Ansteigen der S y phili serkranitun g en behaupten. - 
Ahs dem Kapitel .Krankheits- und Todesursachenstatistik ver- 

4iar;i /nnoKmo ti&r ^Alhct^. 

morde. In den Gemeinden mit mehr als 15^)00 Einwohnern 
betrug die Zahl der Selbstmorde auf 10000 Einwohner: 1925 
2,6,. 1926 2,8! Sogar der Bericht des Herrn von Keudell muß 
die Vermehrung der Arbeitslosigkeit für diese Zunahme ver- 
-aiitwortlich machen, ohne natürlich ein Wort der Kritik zu ver- 
lieren über eine ,, Arbeitslosenfürsorge“, die den Erwerbs- 
losen in zunehmendem , Maße nur den Freitod als Ausweg 

offen läßt! .... • ■ ■ • ... 

Aus den übrigen. Abschnitten der Denkschrift können aus 
-.kaummangel. nur wenige Angaben wiedergegeben w r erden. 
'Der. ‘Alkoholkonsum , und zwar ganz -besonders der des Brannt- 
weins hät weiter zugenommen. Der Trinkbranntweinverbrauch, 
berechnet. .auf 100 »/eigen Alkohol/ betrüg. auf den Kopf der 

< Bevölkerung: : •••• b •••'= .'--i *' ' '' 
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Die gesundheitlichen Verhältnisse des deutschen Volkes 1926 

1923/24 . . . 0,6 Liter 
1924/25 ... 1,0 „ 

1925'26 ... 1,1 „ 

1926/27 ... 1,34 „ 

Der Verbrauch an Rauchwaren stieg gleichfalls erheblich. 
Er betrug im Steuerjahr 1926/27 ungefähr; 6 Milliarden Zi- 
garren und 30 Milliarden Zigaretten, eine ungeheuerliche Zahl l 
— Der / erbrauch an Brotgetreide ist erheblich geringer als 
vor dem Kriege; mit Bedauern vermerkt der Minister, 
die Von agrarischer Seite eingeleitete Roggenbrotpropaganda 
bisher fast ohne Erfolg gewesen ist. Auch der Fleischver- 
brauch ist noch geringer als in der Vorkriegszeit (etwa 93*6 
des Verbrauchs von 1913), ein gleiches gilt für den Milch- 
und Eierkonsum. Von den Hauptnahrungsmitteln hat allein 
der Zuckerverbrauch die Höhe des Vorkriegskonsums über- 
schritten. Insgesamt muß auch der amtliche Bericht einen 
Minderkonsum an Nahrungsmitteln gegenüber der Vorkriegs- 
zeit feststellen. 

Bezüglich der Zustände auf dem Gebiete des Wohnungs- 
wesens muß die Denkschrift 'alles x bestätigen, was an Kritik 
von sozialistischer Seite immer wieder ausgeführt worden ist. 
Bis zu 20% und mehr der Wohnungen in deutschen Groß- 
städten sind überfüllt. „Auch wenn die Bautätigkeit sich auf 
der xaöne des Jahres 1926 halten sollte, so würde die schon 
vorhandene Wohnungsnot kaum behoben werden, da 
eingehenden Berechnungen des Statistischen Reichsamts der 
Reinzugang an Ehen in den nächsten zehn Jahren jährlich 
über 200 000 betragen wird. Im Berichtsjahr war der Zugang 
an Neu-Wohnungssuchenden in Berlin um rund 10CCC größer 
als die vermittelten Wohnungen.“ 

Wenn die Denkschrift zusammenfassend den gegenwärtigen 
Gesundheitszustand als „im allgemeinen befriedigend“ be- 
zeichnet, so kann kein Arzt dem zustimmen. Der sozialistische 
Arzt kann aus den Angaben im Gegenteil nur entnehmen, daß 
die herrschende Klasse in Deutschland nicht in der Lage ist, 
die gesundheitlichen Schäden, die die kapitalistische Wirt- 
schaft verursacht, in größerem Umfange zu beheben. 

Benjamin. 

Ausgehzeit von . . . bis . . . Wie lange noch? 

Von Franz Karlewitz, Berlin. 

Der hier folgende Artikel stammt von einem Genossen, der 
von Berai Dreher unJ Metallarbeiter ist und der die Emp» 
fincungen zahlreicher Berufskollegen Ausdrücken will. 'Wir 
agec üen Deitrag um so eher unverändert zum Abdruck, weil 
der erfasjer ständig einer Krankenkasse angehört. Die Red. 

Erfahrungen aus den Betrieben zwingen mich, zu einer 
frage Stellung zu nehmen, die das Verhältnis der Kranken- 
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kasse zu ihren Mitgliedern und Aerzten berührt. Es handelt 
sich um die „Ausgehzeit“ des Kranken, Arbeitsunfähigen oder 
Erholungsbedürftigen. Es ist eine scheinbar belanglose Frage, 
hinter der sich jedoch für die zahlenden Genossen und Ge- 
nossinnen soviel Unwürdiges verbirgt, daß es an der Zeit 
ist, diese Dinge richtig zu beleuchten. 

Bekanntlich enthält jeder dem Krankenkassenmitglied aus- 
gehändigte Krankenschein die Rubrik: „Ausgehzeit von ... 
bis ... Uhr“. Das bedeutet: In dieser Zeit hast du, zahlendes 
Mitglied der Krankenkasse, die Erlaubnis, dich außerhalb 
deiner Wohnung zu bewegen. Wie beim Kommiß, wirst du 
kontrolliert, ob du nicht etwa zwei Minuten länger fortbleibst 
— was z. B. bei einer Handverwundung sicher kein Grund 
zur Verschlimmerung wäre, denn in diesem Falle ist man 
ja nicht schlechthin krank, sondern nur berufsunfähig. Es hegt 
also keinerlei Veranlassung vor, die Ausgehzeit irgendwie be- 
schneiden zu wollen. Jeder Arbeiter ist schon durch den Lctin- 
ausfall gezwungen, so schnell wie möglich seine Tätigkeit 
wieder aufranehrnse. Aber auch in jedem anderen Faß muß 
die vorgeschriebene Ausgehzeit als Eingriff in die persön- 
lichen Rechte des einzelnen empfunden werden. Wie kommt 
ausgerechnet die Krankenkasse dazu, Arbeitern, Menschen, 
welche die Produktion tragen, die mit Verantv/ortungsbewußt 


sein ausgestattet, den Kampf gegen Ausbeutung und Unter- 
nehmertum führen, das Recht auf persönliche Freiheit zu 
beschränken — noch dazu in einer Zeit, wo sie krank sind, 
d. h. cie freien Stunden dringender denn ie gebrauchen? 

Es ist bedauerlich, daß sich auch sozialistische Aerzte dazu 
hergeber. (müssen!), die Ausgehzeicrubrik mit genauen 
Zeitaneaben zu versehen. Ich habe jedesmai wem ein Arzt 
im Krankheitsfall diese Rubrik ausfüllte — das Empfinden ge- 
habt, daß ich damit keinen ärztlichen Rat^ bekam, sondern 
da ft äer Arzt eine gehorsame Handlung im omne eines ange- 
stellten Untergebenen der übergeordneten Klasse beging 
— eine Handlung, die mit der Stellung des Arztes 
auf keinen Fall zu vereinbaren ist. Der Arzt hat die 
Pflicht, der Patienten nach bestem Wissen und Gewissen 
zu behandeln und in seiner Lebensführung zu beraten und wird 
durch das Verhalten der Krankenkassen (also durch .einen 
Dritten) zu einer Handlung gezwungen, welche direkt m die 
Behandlung des Patienten eingre-ift, sie in vielen Fähen be- 
hindern muß, z. B. bei Anämie. ... 

Ich verlange heute von einem Arzt, der die werktätige 
Arb eiterfcevc ikerung behandelt, daß er weiß, daß ein grooer 
Teil von Krankheitserscheinungen und Unfällen aer unge- 
hemmten Ausbeutung des Körpers durch Arbeit und Arbeits- 
räume. durch den Aufenthalt in der Betiiebsatmosphare zur 
Last- fallen. Dazu kommt das drückende Moment der see- 
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lischen- Beeinflussung durch die wirtschaftliche Abhängigkeit.: 
Diese Momente sind von dem Leben des Arbeiters nicht zu 
trennen und selbstverständlich auch von keinem Krankheits- 
bilcL Beseitigt - man wenigstens zeitweilig diese . Momente, so 
wird; jede Heilung dadurch eine Förderung erfahren. Zu- 
gegeben, daß von einem Anzt diese Momente nicht voll- 
kommen genommen werden können, so ist zu berücksichtigen, 
aß im Fall der Freiheitsbeschränkung und Bevormundung 
eine Verschlimmerung des- seelischen Befindens eintreten muß. 
Man denke sich , einen kranken Menschen in eine Miets- 
Kasernenwohnung eingezwängt — blaß und blutarm! Ausge- 
rechnet m der .Ausgehzeit regnet es, oder der Himmel ist: 
bewölkt .. . . Aber nachdem, da scheint die Sonne, welche 
der Kranke zur Heilung so nötig gebraucht. Nichts zu wollen 
-r cer Bürokratismus regiert — zuhause geblieben, oder das 

Krankengeld wird entzogen. 

Ein. weiterer Mißstand ist es, daß der Krankenbesucher 
(medizinisch ein Laie) zu jeder Zeit in die. Wohnung hinein- 
zü assenis t,^und der -Kränke laut Krankenkassenstatut verpflich- 
tet ist, alte £ ragen- des Krankenkassenbesuehers, die irgendwie 
mit der Krankheit Berührung; haben, zu beantworten. Ist das 
ment wiederum ein Hineinpfuschen in. das ärztliche Hand- 
werjer - - - 


Wie lange wollen sich verantwortungsbewußte Aerzte diese 
1-atsaehen noch gefallen lassen? 

. : Wie lange, wollen sich denkende Arbeiter so zwingen lassen? 

Noch einige Worte vom Standpunkt der Arbeiterschaft dazu: 
-n welcher Richtung bewegen sich hier die Krankenkassen? 
gestimmt ment auf den Wegen, die soziale Einrichtungen nach: 
demokratischem . Prinzip innerhalb einer nach körperlicher und 
geistiger Freiheit ringenden Arbeiterschaft zu gehen haben. 
Man ■ schafft keine verantwortungsbewußten Menschen durch' 
Verbieten, Bewachen und Bestrafen. Man kann nur helfen, 
wenn man /erantwortung m körperlicher und, geistiger Be- 
ziehung selbst tragen läßt. Wenn die Geldmittel und Energien, 
-mc heute für die Krankenbewachung der „von ... bis ...- 
Grenze au r dem Krankenschein“ und der sich daraus ergeben- 
den Konflikte auf gewandt werden, für die Erziehung zur 
verantwortlichen Leibespflege auf vorbeugender Art ange- 
we ^ en könnten, würde für die Gesundung ein weit 
größerer Vorteil erzielt werden können. 


Rundschau. 

Der sozialistische Arzt und der^Kampfgegenden Alkoholismus. 

-Der ift erschreckendem Maße in. Deutschland verbreitete 
Alkonolismus fuhrt durch die Zerrüttung -der , körperlichen 
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und geistigen Gesundhei. und durch die Verschlechterung 
der sozialen Lage weitester Kreise der Bevölkerung, beson- 
ders für die proletarischen Schichten die schwersten Gefahren 
herauf. Daher ist es die Aufgabe aller -verantwortungsbewuß- 
ten Sozialisten, ihre Stimme zu erheben und sich tatkräf- 
tig für eiüe Abwehr der ständig wachsenden Alkohol - 
Schäden einzusetzen. __ " 

Ais sozialistische Äerzte haben wir die Pflicht, in 
vorderster Linie diesen Kampf zu führen. Wir müssen nicht 
nur Aufklärung über die Alkoholwirkungen verbreiten, son- 
dern vor allem durch das Beispiel der abstinenten Lebens- 
führung den Alkoholaberglauben und die Macht der Trink- 
sitten erschüttern. Wir bestreiten nicht, daß der gelegentliche, 
wirklich mäßige Alkoholgenuß vielen Menschen nicht nach- 
teilig ist. Aber wir wissen nur zu gut, daß ungezählte Volks- 
genossen gerade durch das Vorbild der 1 „Mäßigen“ sich an 
alkoholische Getränke gewöhnen und schließlich schweren 
Schaden davontragen. •• 

Wir sind uns besonders darüber klar, daß der heute bei 
den Massen übliche *Wifeoliolgenuß ‘.die geistigen-. Energien 
schwächt, die für denV Klassenkampf erforderlich sind, 
daß er viele Proletäriewdaran hindert, ihr Eiend zu erkennen 
und es durch unermüdlichen, zähen politischen und gewerk- 
schaftlichen Kampf zu beseitigen. , . . . . j. ; 

Wir fordern daher unsere Kollegen . und Genossen auf, die 
alkoBol gegnerischen Bestrebungen mit Wort und Tat zu un- 
terstützen und dem 'Arbeiter -Äb 's' f inerit e ti - B'ü n d' . der 
Organisation der sozialistischen AlkÖholgegrier (Berlin SO 16)1 
sich- anzuschließen. 

Drucker,. H o d a n n , j u,l iu s.b u.r g e r , L i t tw-it z !K 
: - Rosen thal-,- Turn au.: .. . .i 


Die Mißstände im Charlottenburger Gesundheitswesen. 


In der letzten Zeit mußte sich die Oeffentlichkeit, sowohl 
die Tagespresse wie auch die Bezirksversammlung, wiederholt 
mic sehr bedauerlichen Vorgängen in dieser großen westlichen 
Kommune Groß-Berlins beschäftigen. . Im Februar d. J. er- 
eigneten sich Unruhen im Krankenhause Kirch- 
straöe. 20 Personen verweigerten das Abendessen, das aus 
schlechten Pellkartoffeln und Hering bestand. Ein solches 
Essen für Geschlechtskranke ist an sich zu beanstanden, um- 
so- mehr, wenn es in schlechtem Zustaiide war. Auch die son- 
stigen Einrichtungen wie Waschgelegenheit , Bibliothek etc. 
fördern berechtigte Kritik heraus.. : '; • ’f* 

. . Sehr viel schlimmer, steht es mit den Vorgängen ■ in der 
Scharlach bara ck e de s K rank en hau se s We s tend, 
willkürlich unsoziale Aerzte • und reaktionäres > Kranken-- 
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personal ihr Unwesen treiben. Wegen eines vom Zaun ge- 
brochenen Streites mit besuchenden Angehörigen werden zwei 
Scharlachkranke, die ihrer Umgebung gefährlich werden kön- 
nen, am Abend bei Regenwettei auf die Straße gesetzt. Das 
-geschieht — die gut preußische Disziplin will es dort so — 
trotz enger Wohnungs Verhältnisse und trotz gefährdeter Kin- 
der, ohne aas vorgesehene Reinigungsbad und ohne Desinfi- 
zierung der Kleider, obwohl die Körper Her Patienten dicht 
mit Schuppen bedeckt sind. Bis jetzt haben die zuständigen 
Instanzen noch nicht erkennen lassen, obwohl die Tatsachen 
nicht in Zweifel zu ziehen sind, daß die schuldigen Aerzte 
und Schwestern rücksichtslos zur Verantwortung gezogen wer- 
den. Darf durch einen solchen gefährlichen Willkürakt das 
Gesundheitswesen in Groß -Berlin, das vorbildlich _ sein soll, 
diskreditiert werden? Werden das Bezirksamt, sein Dezernent 
Prof. Oettinger und das Hauptgesundheitsamt als höchste 
Seuchenschutzbehörde endlich zu diesen Mißständen die ein- 
zig mögliche Steilung nehmen? F. 

Der Kampf gegen den § 144 in Oesterreich. 

Eine öffentliche Diskussion über die barbarische Bestra- 
fung der Fruchtabtreibung veranstaltete die Liga für Men- 
schenrechte in Wien. Unter dem Vorsitz vor- Rudolf Gold- 
scheid sprach sich als erster Referent, der Präsident des 
Landgerichts Dr. Alt mann für eine Reform der Gesetz- 
gebung aus, da der § 144 zweifellos zu hart . sei. Viel schärfer 
äußerte sich nach ihm Gen. Prof. Jul. Tandler, der aus- 
führte: ' 

»Früher hat man die Volksvermehrung vor allem gefordert, weil man 
möglichst viele patentierte Mörder — Soldaten — brauchte. Heute, da 
nahezu fünf Prozent unseres Volkes arbeitslos sind, müssen wir froh sein, 
daß die Zahl der Geburten sinkt. Bei der eugenischen Indikation kann 
man meute schon in vielen Fällen fast mit Sicherheit feststellen, ob das z-u- 
«■wartende Kind erblich belastet sein wird oder nicht.- -Da die Zahl der 
fälle, die in Frage stehen, doch sehr gering sein wird, ist es unverständlich» 
cais sich unsere Christiich»SoziaIen gegen, eine Änderung des Strafgesetzes 
nach dieser Richtung hin wehren. Nur einen Fall von vielen -aus meiner 
Praxis: Eine seit Jahren geisteskranke Person wurde von einem Geistes* 
kranken, geschwängert. Ich versuchte an den verschiedensten Stellen eine Ab- 
treibung d_rcnzusetzen ; sie wurde übereil abgelehnt. (Empörung bei der Ver* 
Sammlung). Sie hat geboren und die Zahl der Insassen von Steinhof wurde um 
einen vermehrt Um die Richtigkeit der sozialen Indikation zu beleuchten, 
will icn I hnen sagen, daß unlängst eine Frau zu mir kam, die sechzehn 
Kinder hat. Kann ma:: ihr verlange:., daß sie noch ein siebzehntes 

^btuehutes gebürt? Gewiß nicht. Und überhaupt ist es heute so, 
daii dic Abtreibung, w ; r jeder weiß, doch eine Finanzangelegenheit- ist. 
sJnd- das vor allem soll, in Zukunft anders werden.“ 

Als letzter Redner sprach üniversitätsprofessor Türkei, 
der vor allem auf den viel zu wenig beachteten Entwurf des 
Strafgesetzes in der Tschechoslowakei hinwies. Nach ihm ist 
die Abtreibung straflos in folgenden Fällen: 
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1. Um. einer sch'*'* n Schaden der Schwangeren abzu wenden. 

2. Wenn die Schwängert geisteskrank ist. 

3. Wenn die Schwangerschaft durch Notzucht oder durch strafbaren 

Mißbrauch eines Mädchens unier sechzehn Jahren zustande ge* 
kommen ist. , 

4. Wenn Befürchtung begründet ist, daß das zu erwartende Kmd 
körperluh oder gristi? schwer belastet sein w'rcL 

5. Wenr. die Schwangere bereits drei Kinder het oder mindestens runt- 
mal geboren hat, wenn d ; e sozialen Verhältnisse eine weitere Geburt 
als untunlich t'WtlwilWP lassen. 

Für die Zusammenarbeit mit den Arbeiter-Samaritern! 

Der V. S. Ae. findet erfreulicherweise in seiner Aufklä- 
rungsarbeit immer größeres Verständnis bei zahlreichen prole- 
tarischen Organisationen aller Richtungen, die ein Zusammen- 
wirken als nützlich für die Arbeiterklasse empfinden. Diese 


sehen Aerzten und etlichen- Ortsgruppen des Arbeiter-Sama- 
riterbundes in Berlin und im Reiche. Nur den oberen In- 
stanzen des A. S. B., die sich offenbar mehr zu den bürger- 
lichen Aerzten hingezogen fühlen, scheint das nötige Ver- 
ständnis zu fehlen. Denn der Berliner Vorstand hat es in 
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liehe Arbeit über jeden Zweifel erhaben ist, ebenso wie eini- 
ger. anderen Kollegen die Aufnahme in den A. S. B. ohne 
Gründe zu verweigern. Ebenso hat man kürzlich unseren 
Leipziger Genossen Dr. Soloweetsdrick ausgeschlossen. Dazu 
teilt uns die Abteilung Süd- West der Kolonne Leipzig (gez.: 
W. Zimroermann) mit: 


Tn den A usscHlußeründen fiel der Abt. SüdsWest g."z oesonders 


tätigen Volkes." 

Diese uns selbstverständliche Einstellung der Samariterge- 
nossen wird zweifellos die ungeteilte Zustimmung der sozialisti- 
schen Aerzte finden, die die gemeinsame Tätigkeit für gut 
und notwendig ansehen. Sache der Arbeiter-Samariter wird es 


Zusammenarbeit ist auch vorhanden zwischen den. soziabsti- 


diesen Tagen fertig bekommen, unserem Vorstandsmitglied 
Franz Rosenthal, der sich bei den Mitgliedern des A. S. B. 
als Vertragender großer Beliebtheit erfreut und dessen such- 





überall sein, innerhalb* ihrer Organisation zu den befremd- 
lichen Maßnahmen ihres Vorstands Stellung zu nehmen und 
eine der Sache des Proletariats schädliche Spaltungspolitik 

unmöglich zu machen. > E. F. 

• • \ * . . 

Sozialhygienische Ausbildung der Aerzte. 


Im , ; Scz. Arzt“ (II. Jahrg. Nr. 4 u. III. Jahrg. Nr. 1/2) 
haben die Gen. Prcf . Grotjahn, Hanauer, Hodann 
und Riese auf' die Notwendigkeit hingewiesen, die Studenten 
der Medizin und die jungen Aerzte in der sozialen Hygiene 
1 auszubilden, die Beziehungen von Krankheit zur sozialen Lage, 
1: vor allem auch zur gewerblichen Arbeit zu berücksichtigen. 

In gleichem Sinne haben kürzlich die drei großen Gewerk - 
! schaftsverbände eine Eingabe an die Parlamente gerichtet 
und den Antrag gestellt, daß 

1. an jeder Universität neben dem Lehrstuhle für Hygiene 

auch ein Ordinariat für soziale Hygiene geschaffen 
würde; ' 

2. diese Lehrstellen mit einem Seminar, einer Bibliothek 
und Assistentenstelle ausgerüstet würden; 

3. auf das Reichsinnenministerram, in dem augenblicklich 

an einer Aenderung der Prüfungsordnung für Aerzte gearbeitet 
wird, in der Richtung eingewirkt würde, daß für die ärztliche 
Abschlußprüfung die soziale Hygiene als Prüfungsfach einge- 
führt und diese Disziplin als Pflichtkolleg zu hören gefordert 
wird. F. 

Der deutsche Sozialetat. 


Dm Reichsarbeitsministerium hat dem 5, Ausschuß des Reichstages bei 
der «aushaltsoeratung für das Rechnungsjahr 1928 einen Bericht über seine 
Tätigkeit im Vorjahre vorgelegt. Über den Sozialetat wird folgendes aus» 
geführt: 

^.Wahrend die ^deutsche Sozialversicherung nach Weltgeltung strebt, wird 
im iniicm iur Ansehen durch das Schlagwort von der „sozialen Last” gefährdet. 
Das Sch iagwort zeigt nur die Schattenseite der Sozialversicherung — den. 
Beitrag und übersieht die Lichtseite — die Leistungen für die Kranken und 
verletzten, die Berufs* und Erwerbsunfähigen, die Mütter und die Hinter* 
blieb.cnen — Das Wort macht aus einem kostbaren Aktivum ein lästiges Pas* 
sivum . unc mietet so eine bequeme Formel für die Gegner der Versicherungs* 
einnchtung. i—’ie oesondere Gefahr liegt" darin, daß da^-Schlagwort schon 
internationale Kreise zieht 


, Der Behauptung, die Sozialversicherung koste der deutschen Wirtschaft 
jafcrlicn j Milliarden RM. und mehr, steht das Ergebnis der amtlichen Zäh« 
»ung entgegen. Die Reichsversichsrung hat im Jahre 1927 an Beiträgen und 
Umlag.n \2 Milliarden RM. aufgebracht; 1913: 1,3 Milliarden Maik; 1924: 
1,^, 19 ,-5. 2.-» und - : ~.9 R^l. Dazu kcx.mt der Reichszuschuß 

von 302 Mil nonen KM. für die Famihenwochenhiife und die InvaUdenver* 
sknerung (1913; 59 Millionen Mark'; 1924: 105; 1925: 183 und 1926; 248 Mil* 
honen Reichsmark. Die Arbeitslosenversicherung ist in die Übersicht nicht 
aufgenommen, sic besteht erst seit uem 1. Oktober 1927; ihre Vorläuferin, die 
Erwerbslosenrürsorge. war keine Versicherung und ging vor dem Kriege so.- 
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gar in der aHgeaeinen I'ursorge der Länder und Gemeinden auf. Aus dem 
starken Unterschiede zwischen 1913 und 1927 allein kann kein Schluß auf 
ein Übermaß in der heutigen Versicherung hergeleitet werden. Dazwischen 
liegen nicht bloß 14 Kalenderjahre, sondern zugleich der Webkrieg und der 
^Währungsverfall mit der für die Yolkskrafi und d?a VoLksvermögsn vernich; 
tenden 'Wirkung.” 


Weltliga für Sozialreform. 

Von den drei Senioren der Sexualwissenschaft, August 
Forel (Schweiz), Havelock Ellis (London), Magnus 
Hirschfeld (Berlin), ist in Verbindung mit Victor Mar- 

• gueritte (Paris), Margaret Sänger (Neuyork), H. Lundborg 
(Upsala), R. Goldscheid' und K. Kautsky (Wien), Bechterew (t) 
(Leningrad), Batkis (Moskau), J. H. Leunbach (Kopenhagen) 
und vielen anderen bekannten Forschem und Förderern der 
Sexualwissenschaft eine „Weltliga für Sexualreform auf sexual- 
wissenschaftlicher Grundlage“ gegründet worden, die dahin 

Wirken 'will, daß in allen Ländern der Welt aus den For- 

• schungsergebnissen der Sexualwissenschaft di-e praktischen 
Folgerungen für die Beurteilung und Neugestaltung des 
menschlichen Geschlechts- und Liebesieben gezogen werden. 
Insbesondere amfaßt das Programm folgende iO Punkte: 

< Elisrsforrn, %• völliges beider O*? * 

schlechter, 3. die Frage verantwortungsvoller Geburtenrege- 
lung, 4. die Verbesserung des Menschengeschlechts nach 
eugenischen. Gesichspunktten, 5. das Unehelichkeitsproblem, 
6. die Eheuntauglichkeit, 7. die Bekämpfung der Prostitution 
und Geschlechtskrankheiten, 3. die richtige Beurteilung sexuel- 
ler Triebabweichungen, 9 . das Sexualstrafrecht, 10. die Sepjiaf- 
erziehung. .Ein von der Weltliga einberuf ener- . Kongreß findet 
Im Juni i. J. unter Vorsitz des dänischen Ministers Sternke 
in Kopenhagen statt.- Mitglied kann jeder werden, der sich mit 
Sexualreform auf serualwissenschaftlicher Grundlage beschäf- 
tigt, sowie auch ■ alle, welche die Ziele der Weltliga’ fördern 
wollen. Beitrittsanmeldungen (Beitritt nach Belieben), sowie 
alle Anfragen sind zu richten an die Geschäftsstelle ' der Welt- 
liga. Berlin NW 40/ In deü Zelten TO. : ' *; ' ' 


W. M. Bechterew. 

Vor etlichen Monaten .starb in Moskau, der berühmte Ge- 
lehrte W. M.: Bechterew., Neurologe. und Psychiater, der 
Direktor des von ihm errichteten Gehirninstituts. Genosse 
:S em.a s c.hko , der Volkskommissar für. das Gesundheits- 
wesen, widmet -ihm folgende Gedenkworte: • .. 

. . „Der unlängst gestorbene Bechterew hatte in sich alle EigenscJjßfltUi.-^*® 
■die Sowjetmacht bei allen jenen Gelehrten, denen sie den hi 
titel eines Gelehrten in unserer Union verleiht, den Titel eil 
^Tssenschaftlers, sehen möchte. ■ vT ■ , 

•Bechterew- war «in 'hervorragender Gelehrter. 1 ■ Noch- ün dert weit -zurück» 
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liegend«! Zeiths, ali üjs Gebiet der höherer: Nerventätigkeit noch rätselhaft, 
dunkel, ein geheimnisvolles Gebiet war, öffnete uns Bechterew mit seinem 
wissenschaftlichen Schlüssel die Tür zu diesem dunklen Gebiet und ließ die 
hellen Strahlen des Lichtes herein. Bereits damals legte er die Basis zur 
Reflesblogic, d. h zu jener Lehre, die dem Materialismus am nächsten steht 
und also auch der einheitlichen wissenschaftlichen Auffassung des geistigen 
Lebens. 

Über 500 wissenschaftliche Arbeiten hat der Verstorbene im Laufe seines 
Lebens geschrieben. Der Bcchterew*Rcfiex, der Bechterew* Kern und die 
Bechterew*Mixtur sind jedem Neuropatholögen und Psycji ater bekannt. 

_ Bechterew, der Gelehrte, verstand cs auch gläiwena, auf alle Fragen des 
tauschen Lebens einzugehen. Handelte es sich um die Bekämpfung der 
Kinderverwahrlösung und um den schwierigster. Teil dieses Kampfes, um die 
Nacherziehung der dur«i die Straße verdorbenen Kinder, so verstand 
Bechterew es, diese schwierigsten Fragen wissenschaftlich zu beantworten. 
Handelte es sich uxn die Bekämpfung des Alkohclismus, so war Bechterew, 
der Neurologe und Psychiater, Bechterew, der Hypnologe, stets auf seinem 
Posten und wies uns len Wty. * 

ln den letzten Jahren ist die Pädologie, eine neue Wissenschaft, die auf 
marxistische Weise den- Einfluß der Umwelt auf die Entwicklung und Er» 
zienung des Kindes untersucht, imrr»- stärker geworden. Bechterew war einer 
der Gründer dieser neuen Wissenschaft. Bechterew war ein Gelehrter und 
boziaipo it ker, der sein ganzes Leben eine wissenschaftliche Anstalt nach 
der anderen errichtete. Seme letzte Idee war _die. Errichtung eines Pantheons. 
Es ist eine schlechte Ironie des Schicksals, daß das erste 'Gehirn in diesen 
Pantheon das Gehirn Bechterews sein wird. 'Auf Wunsch des Verstorbenen 
wird sein ^Gehirn hier gemeinsam' mit (irr Asche seines Körpers auf bewahrt 
werden. Ein schönes nnde eines großen fruchtbaren und schönen Lebens.* 


Ans der sozialistischen Arztebewegnng. 


LeOcMfinz f 

{Gedenkworte von Gen. F. G e i s - Chemnitz auf der General- 
versammlung des. V. S. Ae. in Berlin). 


Das erste Mal, da wir als geschlossene Gruppe in Ihrer 
Mitte erscheinen, kommen wir schon mit umflorten Fahnen. 
Derjenige, der den lebhaftesten Anteil sowohl an der Grün- 
dung der Chemnitzer Ortsgruppe als auch an der Gründung 
des Landesverbandes Sachsen genommen hatte, Genosse Leo 
Münz ist nach kurzem Krankenlager in der Nacht vom 1. zum 
2. F ebruar an einer Sepsis verstorben. Es war ihm nicht mehr 
vergönnt, an dieser Generalversammlung teilzunehmen und 
Ihnen seiest, wie er wünschte, die Ideen zur Zusammenfassung 
aller sozialistischen Aerrte Deutschlands vorzutragen. 

Vielleicht war -eo Münz im Grunde eine Natur, der das 
Versenker, ir. Bücher und wissenschaftliche Probleme mehr lag 
der Kamp: in der Oeuentlichjkeit. jeden Morgen stand er 
f J’üh um 6 L hr auf, nm in Ruhe Bücher und Zeit- 



icccn zu ko: nen. Aber wenn ihn einmal die Wahrheit 
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gepackt hatte, ließ sie ihn nicht ■wieder los und 
uziw auch in der Oeffentlichkeit für sie einzutreten. 
ihn f-yohl auch sein ärztlicher Beruf mit den Nöten 
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des Proletarier in der heutigen Wirtschaftsordnung in Be- 
rührung gebracht und rnn nicht lange zweifeln lassen, auf 
welche Seite er gehörte. Sc stellte er sich schon nach kurzer 
Zeit, da er .in Chemnitz seine Praxis ausübte, dem Arbeiter- 
-Samariterbuüd zur Verfügung und arbeitete eifrig an seinem 
weiteren Ausbau mit. In den letzten Jahren machte ihn der 
Arbeiter-Samariterbund zu seinem zweiten Vorsitzenden. Stets 

W3J P.r hPTPlt in AAr Porvc.: onf c/\'nolK'irmor»io/'ViAr»s 
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Gebiete zu betätigen; oft riefen ihn die Bezirke zu aufklären- 
den Vorträgen über medizinische und hygienische Fragen; 
denn er verstand die Zuhörer zu fesseln und auf äußerst 
klare und einfache Weise ihnen ein Gebiet nahezubringen, 
ir begnügte sich aber nicht nur damit, der Arbeiterschaft 
Theorie zu geben, überall versuchte er wirklich helfend ein- 
zugreifen. So hatte er im vorigen Jahre die erste Ehe- und 
Sexiiaiberatungsstelle gegründet, weil er fürchtete, daß eine 
offizielle Eheberatungssteiie licht dem Interesse des Prole- 
tariats dienstbar sein würde. 

Aus seiner Arbeit im Aifceitersamariterbund erkannte er 
auch, wie wichtig es für die Arbeiterschaft wäre, in der Aerz-te- 
schaft größeres Verständnis für ihre Forderungen zu finden. 
So war er es, der zuerst den Zusammenschluß aller sozialisti- 
schen Aerzte von Chemnitz und Umgebung veranlaß te und 

riars u iionoii nav ^ •*/»« ■»»»/*«*»«•% /v«. ~ — C« -«1» — • — - — — - - \0Tl~- 
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bei allen Dingen, die Münz einmal übernommen hatte, setzte 
er sich mit seiner ganzen Persönlichkeit dafür ein, der Idee 
des Sozialismus auch bei den Aerzten Geltung zu verschaffen, 
und so war er es stets, der in den Versammlungen der Aerzte - 
schäft mit bestem Erfolge versuchte, unsere Stellungnahme 
in ärztlichen Dingen zum Ausdruck zu bringen. 

Der Schmerz in uns ist noch zu frisch, um den Verlust von 
Leo Münz ganz erfassen zu können. Wir können nur in seinem 
Sinne weiter arbeiten, und so hoffe ich, daß diese Tagung 
die beste Ehrung für Leo Münz sein werde. 

Ignaz rZadek zum 70. Geburtstag. 

Von E. Simmel. 

Genosse Ignatz Zadek wurde am 14. Februar 70 Jahre alt. 
Die meisten Jubilare pflegen an solcher Altersgrenze neben 
den Glückwünschen für einen geruhigen Lebensabend den 
Dank vornehmlich für das von ihnen in der Vergangenheit 
Geleistete entgegenzunehmen. — Unserem Genossen Zadök 
gegenüber wäre eine so geartete „Huldigung“ wirklich nicht 
angebracht. Für ihn, der jetzt voll in der Ausübung einer 
großen und vielseitigen Praxis steht, zu der er vor drei Jahren 
das Amt eines Wohlfahrtsarztes noch dazu übernommen hat. 
der Führer unserer Fraktion in der Groß-Berliner Aerzte- 
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kammer und Mitglied ihres Vorstandes, Mitglied ihfer Wohl- 
fahrtskommission ist, hat heute wie immer die- Vergangenheit 
nur die Bedeutung, um aus ihr für ein Leben voller Arbeit 
in der Gegenwart lernen zu können, die stets orientiert ist 
unter der großen Zukunftsfrage des Sozialismus. 

Wir beglückwünschen natürlich heute den Genossen Zadek 
zu all dem, was er in einem arbeitsreichen Leben bereits ge- 
schaffen hat. Aber mehr noch beglückwünschen wir alle 
Menschen und Institutionen, denen die Arbeit seiner produk- 
tiven Persönlichkeit bis zum heutigen Tage zugute kommt. 
Das sind die Kranken und die Proletarier, vor allem natür- 
lich die kranken Proletarier. Das ist aber auch die 
Sozialdemokratische Partei, der er angehört. Das ist der So- 
zialismus überhaupt, deren treuer und unerschrockener Sol- 
dat er seit mehr als 50 Jahren ist. Und letzten Endes be- 
glückwünschen wir uns natürlich selbst, uns, den Verein 
Sozialistischer Aerzte, dessen Führer er vom Grändungstage 

an bis zu seiner Erkrankung war. 

Als . ich im Jahre 1913 mit. Entsetzen, sah, wie die Kluft 
zwischen . Arbeitern nnd Aerzten sich immer mehr .vertiefte, 
wie das Verständnis zwischen Krankenkassen und Versicher- 
ten auf der einen Seite, den .Aerzten auf der . anderen Seite; 
immer hoffnungsloser dahin schwand, überlegte ich. einmal 
mit Karl XdUwitz, was aus dipsprn ganzen Jnsal .I1c.ra.us7 
führen könnte. — .Die Aerzte. drohten mit. Streik, wollten den 
kranken Proletarier im Stich lassen, um . die Kassen zu schä- 
digen. Die Parteipres.se andererseits übernahm .sich in affek- 
tiver Verblendung im Haß gegen, die Aerzte ganz all ge - 
rn ein , warnte vor. ihnen und- .meinte: „in . mehr, als . ;zwei 
Drittel der Krankheitsfälle . könnten.'. Aerzte überhaupt entbehrt 
und durch Krankenschwestern, Sanitäter,. Heilgehilfen etc. 
ersetzt werden“. — Die Voiksgesundheit der Gegenwart schien 
ernstlich bedroht und tnit ihr dfe wichtigste Waffe des . Pro- 
letariats für den Klassenkampf. Üie Kr ankenversicherung aber. 
— dieses Instrument' der Sozialisierung des Heilweseris, so 
fremdartig mitten eingebaut in den . kapitalistischen Klassen- 
staat — - drohte in den irregeleiteten Kämpfen zwischen Klas- 
senmedizin au.f der einen, fiskalischer ' Krankenkassenpolitik 
auf der anderen Seite,, völlig zu zerbrechen. Es war.. uns 
klar, es war höchste Pflicht; daß in diesem Wirrwarr sozialisti- 


sche- Aerzte auf den Plan treten mußten, um- die Gegner zur 
Besinnung auf ihr gemeinsames Ziel aufzurufen. Unter 
dem Banner: „für die Sozialisierung des Heilwesens‘ ! ‘, schlos- 
sen wir uns zusammen, ■ um eine Bewegung hervorzurufen, 
die Aerzte und Krankenkasse aus einem Kampf gege n -. 
einander zu einer Arbeit miteinander, mit dem pro- 
duktiven Ziel einer ärztlichen Planwirtschaft, herausführ 
ren sollte. . . .. . .... 
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Es war ganz selbstverständlich, daß Genosse Zadek der 
Führer dieser sozialistischen Aerztebewegung wurde. — Za- 
dek verkörperte ja in seine: Person selbst das ganze Pro- 
gramm unseres Sozialistische® Aerztevereins. Vom ersten 
Tage seines Medizinstadiums an war es ihm klar, daß Ktan- 
kenbehanüiung immer nur eine fruchtlose Palliativtherapie : r 
bleibt, wenn .der Arzt nicht gleichzeitig den Blick vom Indi- 
viduum weg auf die Gesellschaft richtet, die mit ihrem Raub- 
bau an Arbeitskraft die Grundnoxe des seelischen und körper- 
lichen Proletarierelends bildet. 

Drum hat Zadek von jeher nicht nur mit Eifer und Hin- 
gabe wissenschaftlich und praktisch z. B. den tuberku- 
lösen Krankheitsprozeß studiert und den Einzelnen davon 
zu heilen gesucht, sondern hat in Schrift, in Wort und Tat 
für die Soziale Hygiene überhaupt, die Voraussetzung 
: der Tuberkuloseheilung, gewirkt. Nie begnügte er sich da- 
mit, für den einzelnen Kranken aufopfernd zu wirken. G e - 
gen Wohnungsnot, für Gewerbe- und Arbeitshygiene 
kämpfte er im allgemeinen, um in Erfüllung seines so- 
zialistischen Arztideals Prophylaxe zu treiben und nicht Sym- 
ptomkuriererei . 

Seine kleinen Bücher, „Die Proletarierkrankheit 4 *, über Frau- 
enleiden, über Gewerbe- und Berufskrankheiten, vor allem 
der Metallarbeiter, sind Gemeingut des Proletariats geworden. 
Seit 1909 redigierte er die „Arbeitergesundheitsbibliothek“, 
.die systematisch dem Gesundheitsdienst am Volke diente. 
Zadeks außergewöhnliche Arbeitskraft ließ , ihm Zeit, über 
eine solche reichliche, individuelle und überindividuelle ärzt- 
liche Tätigkeit hinaus noch mit den Mitteln der Kommunal- 
politik für die Konsequenzen seiner ärztlichen Erkenntnis in 
der Öeffentlichkeit einzutreten. Die Arbeiter hatten ihn, den 
Arzt, „den berufensten Anwalt der Armen“ in das Berliner 
Stadtparlament gewählt, dem er zehn Jahre, von 1832 bis 
1897 und 1906 bis 1911, angehörte. Hier war er, der schon 
damals angesehene Fachmann der Sozialhygiene, der Führer 
und Berater der Fraktion in allen Fragen der Gesundheits- 
politik. — Die rücksichtslose Ehrlichkeit, Unerschrocken- 
heit und Unbekümmertheit um irgendwelche persönlichen In- 
teressen, die wir an ihm kennen und verehren, hat schon da- 
,mals dem durch bürgerliche Aerzte gedeckten Kommunal - 
.freisinn manche schwere Stunde bereitet. Mit derselben per- 
sönlichen Kühnheit sahen wir ihn während der Revolution 
,im Rheingoidsaal in einer Riesenmedizinerversammlung den 
bürgerlichen Aerzten ihr Sündenregister aus ' der Kriegszeit 
Vorhalten. Mit derselben unbeugsamen . Ueberzeugungstreue 
proklamierte er vor wenigen Wochen in der ersten Sitzung der 
nach dem Proporz gewählten Aerztekammer das Programm 
einer sozialen Hygiene, die . ihren Zielen , erst gerecht . wird. 
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wenn ihre beruflichen Träger gleichzeitig Sozialisten sind. 

Die Basis von Zadeks gesamtem ärztlichen Schaffen und 
sozialistischen Kämpfen war natürlich schon von seinen jüng- 
sten Jahren an der Kampf um den Achtstundentag. 
Schon 1894 auf dem Internationalen Kongreß für Hygiene und 
Demographie war es mit sein Erfolg, daß der Kongreß _ ein- 
stimmig für den Achtstundentag sich erklärte und alle „Staa- 
ten moderner Zivilisation“ aufforderte, den Achtstundentag 
für die gewerblichen Arbeiter einzuführen und alle Nacht- 
arbeit zu' verbieten, wo' diese nicht aus volkswirtschaft- 
lichen Rücksichten unentbehrlich ist. 

Genosse Zadek hat also tatsächlich mit seiner. Person schon 
seit Jahrzehnten in lebendigem Kampf ein Programm ver- 
treten, um das sich der Verein Sozialistischer Aerzte als Orga- 
nisation seit 15 Jahren bemüht. Dabei blieb Zadek in den 
Jahren lenserer gemeinsamen V^ciciiisiaiigKcu sieü seiDst in 
dem Bestreben treu, den V. S. Ae. als einheitliche Organisa- 
tion, unbekümmert um sonstige Parteigruppierungen, zu er- 
halten. 1914 formulierte er die Aufgabe unserer Vereinigung 
so: ..Als Verein in den Zeiten der Not geboren, als jede 
Verständigung zwischen Krankenkassen und Aerzten aufge- 
hoben schien, wollen wir versuchen, die zerstreuten und auch 
in ihrer Stellungnahme zu den kassenärztiiehen Fragen noch 
auseinandergehenden Parteigenossen unter den Aerzten zu 
sammeln. Wir wollen durch gemeinsame Aussprache zur Klä- 
rung der Ansichten, zur Uebereinstimmung in den 
Hauptfragen zu gelangen suchen, zu den Tagesfragen Stel- 
lung nehmen und eingreifen, wo es not tut. Wir müssen Ein- 
fluß gewinnen auf Kassen wie auf Aerzte. Beide Seiten begeg- 
nen uns mit mehr oder weniger ausgesprochenem Mißtrauen, 
die Kassen, weil wir Aerzte, die Aerzte, weil wir Sozialdemo- 
kraten (i. J. 19141) sind*). 

Als dann in der Revolutions- und Nachrevolutionszeit auch 
unser Verein von sozialistischen Partei -Richtungen und -Spal- 
tungen bedroht zu werden schien, warf Zadek die ganze 
Autorität seiner Persönlichkeit in die Wagschale für die wei- 
tere einmütige Zusammenarbeit aller sozialisti- 
scher. Aerzte Er empfand die Verantwortung für das 
Proletariat, das doch letzten Endes miteinander und nicht 
gegeneinander kämpfen will, und wies jedes Ansinnen auch 
von nahebefreundeter Seite zurück, irgendwie der Spaltung 
des Vereins Sozialistischer Aerzte Wege zu ebnen. Es war 
ihm selbstverständlich, daß es im Lager der sozialistischen 
Aerzte nicht Organisation und Gegenorganisation geben dürfte: 
denn allen schwebte als gemeinsames Ziel die „Soziali- 
sierung des Heilwesens“ vor. Seine Meinung über eine ein- 


“) Zadek: Ein sozialdemokratischer Ärxteverein“ er: et. i. Sozialist. Monatshefte, Jahrgang 1914» 
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heitiiche Bewegung zu einem einheitlichen Ziel war 
die gleiche wie zur Zeit unserer Gründung. Er sagte mir per- 
sönlich: „wenn ich glaube, daß Genosse n du rch falschen 
1 Radiitalisnvus unserer Bewe gung schaden k önnen, darf ich 
I huch - nicht ge_ge n s i organisieren^ soric cm muß sie durch 
die Wucht der Argumente überzeugen“. 

Als schwere Krankheit den Genossen Zadek zwang, den. 
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der Sorge um ihn und auch um unsere Arbeit. Als aus dem 
Mitgliedskreis zu jener Zeit die Anregung auf tauchte, den 
Genossen Zadek zu unserem Ehrenvorsitzenden zu wählen, 
lehnte er persönlich diese Ehrung ab mit der Motivierung. 
„Ehre gibt es nur bei gleichzeitiger Arbeit“. Heute ist er 
wieder voll gesundet, steht wieder als Kämpfer in unseren 
Reihen und ehrt sich in hohem Maße selbst durch seine auf- 
opfernde und erfolgreiche Arbeit. 

/ Wenn wir in diesen Tagen hören, daß sich ein Ausschuß ge- 
gründet hat, bestehend aus den SpitzenverbändeiTUr Aerzte 
1 und den Spitzenverbänden der Krankenkassen, der sich die 
A.uf gäbe gesetzt hat, Richtlinien auszuarbeiten zur Rogolmy? 
leer Planwirtschaft in der ärzdtefaea. y ersoig^g, so kön- 
ilnen wir sagen: EcüY' endlich geht etwas von dei Saat auf, 
f die der Verein Sozialistischer Aerzte, und lange vor ihm. 
i Genosse Zadek schon in seinem persönlichen Wirken, ausge- 
j sät hat. 


! T-^” 


Drum ist der Tag seines 70. Geburtstages für Zadek selbst 
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zwar kein Tag der Rückschau und Vergangenheitsbetrach 
tung. Für uns aber wurde er Anlaß, in Dankbarkeit uns zu 
vergegenwärtigen, wie konsequent und vorbildlich Arbeit und i 
bisheriges Leben unseres Genossen Zadek vor uns liegt. Denn j 
er, „der seinen Beruf, zu helfen, wirklich stets bis zu den j 
letzten Konsequenzen erfüllt“*), ist für uns tatsächlich der ( 
sozialistische Arzt. 


Magnus Jdirschfeld. 

Wie wir nach Redaktionsschluß erfahren, begeht unser Ge- 
nosse Magnus Hirschfeid am 14. Mai d. js. seinen 
60. Geburtstag. Wenn heute die ungeheuren Vorurteile und 
Widerstände auf dem Gebiete der Sexualwissenschaft zum 
großen Teile überwunden sind, so ist das den umfassenden 
Kenntnissen, dem sittlichen Emst und dem Taktgefühl Hirsch- 
felds in erster Linie zu verdanken. Seine Tätigkeit auf schrift- 
stellerischem Gebiet ist sehr umfangreich, die Hauptwerke 
sind: „Naturgesetze der Liebe* 1 *, „Die Transvestiten , »»Die 
Homosexualität des Mannes und des Weibes seine drei- 
bändige „Sexualpathologie V sowie die „Geschlechtskunde . 


•) '„Der Soaalistiscne Arxi", JilugiSg 1525, Nr. 1. 
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Ferner veröffentlichte er vielgelesene Arbeiten über die Alko- 
hclfrage, die Kriegspsychoiogie und gleich nach der Revolu- 
tion eine kleine Schrift: „Wir brauchen ein Gesundheits- . 
ministerium.“ Besonders hervorgetreten ist Magnus Hirsch- 
feld als Sachverständiger vor Gericht, auch in zahlreichen 
Sensationsprozessen, von dem Prozeß gegen Harden und 
den Fürsten- Eulenburg bis zum Lützow- und Krantzprozeß. 

Im Jahre 1918 errichtete er das Institut für Sexual- 
wissenschaft, das ein Jahr später von der Preußischen 
Regierung als Dr. Magnus Hirschfeld-Stiftung übernommen 
wurde. Es erfreut sich seither eines großen Zuspruchs aus 
allen Kreisen der Bevölkerung und wird als einzig dastehende 
Forschungs- und Lehrstätte von Aerzten des In- und Aus- 
landes Desucht, 

Der V. S. Ae. ist stolz darauf, den Jubilar als den seinigen 
im engeren Sinne betrachten zu können. Verfolgt Hirschfeld 
durch seine Arbeit als treues Mitglied mit großem Interesse, 
erfreut er doch uns und weitere sympathisierende Kreise 
gelegentlich mit Vorträgen aus seinem Wissensgebietei Sein 
Leben ist gewidmet der Befreiung des Menschen von körper- 
lichen Leiden, seelischen Nöten und sozialen Schäden auf 
einem Sondergebiete. Daß die^e Arbeit noch lange erfolg- 
reich von Magnus Hirschfeld fortgesetzt werden kann, 
das ist der Wunsch ganz besonders der sozialistischen Aerzte! 

Neue »Mitglieder. - 

Berlin: B. Rosenberg; M. Slodki; Ilse Graetz; Emst u. 
Margarete Feilchenfeld; H. Jacobs; Kaethe Becher; Th. 
Schnittkin; Rieh. Lesser; Heinz Cohn; Gertrud Rothgießer ; 
H. Köhler; Fritz Rosenthal; de Bra; Berth. Levy. 

Chemnitz: Gotz ; Wulf sohn ; Grygiel ; Hannemann. 

Zwickau: Prof: Eskuchen. • 

Leipzig : Staroselsky. s '' 

Dresden : R. Krause. - - • "• 

Magdeburg. E. Schloßberg. 

TU ^ 1 n 

uauiuui^ ; VJT. lYianeS. 

Braunschweig : F. Lube. 

Gevelsberg: G. Bittner. 

Frankfurt a. M.: K. HaymannJ 

Heidelberg: F. Reichmann. 

Karlsruhe: Kappe; Johanna Maas; Böhne. 

Marienbad: Ad. Stark. • 

Kopenhagen: Leunbach. 

Beitrag und Prsssefonds. 

Unsere Werbearbeit, unsere Zeitschrift und auch die Reichs- 
tagung in Dresden erfordern so große Mittel, daß wir vor 
allem unsere Mitglied» höri. bitten, den Jahresbeitrag in 




Höhe von 10, — Ivlk. sowie etwaige Rückstände baldigst ein- 
zusenden. Freiwillige Spenden für den Pressefonds (für Mit- 
glieder 3 — Mk.) siöd frdl. erbeten an Dr. F. Rosenthal, 
Berlin-Wilmersdorf, Kaiserallee 175. (Postsch. Nr. 189 Berlin). 

Landesverband ^Sachsen des V. S. Ae. 

Die erste Vorstaiidssitzang fand im Leipziger Voikshaus am 



22. Jarraar d. Js. statt. Anweseuu wäicu Genössen Popii^, 
Eskuchen, Geis, Weill, Deppe. Es folgte die end- 
giitige Konstituierung: Popitz, 1. Vorsitzender, Eskuchen, 2. 
Vorsitzender, Deppe, Schriftführer. Die Konferenz be- 
schäftigte sich eingehend mit dem Ausbau der Organisation 
in Sachsen, mit der Beeinflussung der soz. Parlamentsfrak- 
ticnen bei Beratung gezetzgeberischei Maßnahmen, mit^ dem 
Ersuchen, an die sozialistische Presse, in allen gesundheit- 
lichen und sozialhygienischen Fragen mit den sozialistischen 
Aerzten Fühlung zu nehmen. Besondere Aufmerksamkeit soll 
dem akademischen Nachwuchs gewidmet werden. Dem Bund 
dier Freunde sozial. Akademiker“ und „dem Verein sozial- 
demokratischer Akademiker“ wurde die Sympathie ausge- 
sprochen, aber der Wunsch betont, die einzelnen akademischen 
Fachgruppen in einer Vereinigung sozialistischer Akauemmer 
zusammenzufas sen . Was die Stellung zu den sozial. Parteien 
und Aerztegruppen betrifft, so wird einmütig als Lntergruppe 
des V.. S. Ae. der Standpunkt vertreten, daß Mitglied werden 
kann, wer sich zum Sozialismus bekennt. Zur^ Generalver- 
sammlung in Berlin wird Genosse Deppe als offizieller Ver- 
treter entsandt, . der eine Reihe von speziellen Wünschen und 
Anträgen verbringen soll. 


Ortsgruppe ^Leipzig -des V. S. Ae. 

.Arrt r. Dezember v. J. veranstalteten wir eine Kundgebung 
zur Bekämpfung der Wohnungsnot. Das Gewerkschaftskartell,- 
der Deutsche Bcamieiibuiid und der Zentralverbanu. aer An- 
gestellten hatten uns hierbei eifrig unterstützt und auch .un- 
seren Aufruf an die Arbeitermassen unterzeiennet. ine Re- 
ferenten waren Gen. Dr. Max H o dann- Berlin und Hein- 
rich Fleiß ner - Leipzig. Nach demi zu urteilen, wie hie 
proletarische Presse unsere Kundgebung auf genommen hat, 
können wir mit Recht sagen, daß unser erster Versuch, eine 

I scziaihygienische F rage von höchster Bedeutung imter der 

Leitung einer sozialistischen Aerztegruppe öffentlich zu be- 
handeln, als unbedingt gelungen anzusehen wäre. Wir haben 
auf diese Weise der Arbeiterschaft bewiesen, -daß wir ernst- 
lich gewillt sind, auch in Gesundheitsfragen mit ihr in gemein- 
samer Front zu kämpfen und nicht wie 'die bürgerlichen r*.ei zue 
die Meinung zu vertreten, der Beruf des Arztes dürfe über die 
Grenzen der Krankenbehandlung nicht hinausgehen. .Weiterhin 







würde interessieren, daß wir vor der Kundgebung eine Funk- 
tionärversammlung aller der Hygiene nahestehenden proleta- 
rischen Organisationen und der Vertreter der Presse einbe- 
rufen haben, die wir über unsere Ziele orientierten und Richt- 
linien für eine systematische Aufklärung in der Presse auf ge- 
steht haben. Wir werden alles daran setzen, ein dauerndes 
fruchtbringendes Zusammenarbeiten zwischen sozialistischen 
Aerzten und der Arbeiterschaft zustande zu bringen. 


S olo weets chik. 





Die sozialdemokratischen Aerzte Steiermarks für die Sozial- 
versicherung. 

» , Die _ sozialdemokratischen Ärzte Steiermarks haben in einer in der Grazer 
^.roeiter Kammer abgehaltenen Versammlung zu den aktuellen Fragen der 
Sozialversicnerung folgende Entschließung angenommen: 

Die sozialdemokratischen Ärzte Steiermarks halten es für ihre Pflicht. 
a!ie sozialen Reformen, die das \Vohl der gesamten Bevölkerung zu heben 
geeignet sind, mit aller. Kraft zu unterstützen. Sie selien besonders in der 
Sozialversicherung das geeignetste Mittel, diesen Zweck zu fördern. Ohne die 
materiell gedrängte Lage des Ärztestandes zu verkennen, halten sie den 
Kampr um eine Einkommensgrenze für gänzlich ungeeignet^ den Ärztestand 
von seiner Notlage zu befreien, hingegen erblicken sie in einer solchen eine* 
beceutende Erschwerung der Durchführung der Sozialversicherungsgesetze. 
Die sozialdemokratischen Ärzte sind der Ansicht, daß eine Erhöhung ihrer 
Bezüge und Sicherstellung ihrer Existenz sich auf andere Weise erreichen 
ließe. Sie verlangen daher zunächst: 1. Aufhebung der Untcrver* 
Sicherung, wodurch die Kassen leistungsfähiger werden, welche Überschüsse 
auch zur Erhöhung der Ärztebezüge verwendet werden können. 2. Ver* 
bot der Kumulierung der Ärztestellen. 3. Schaffung einer Alters*, 
invanaen*. Witwen* und Waisenversorgung der Ärzte. Aus all 
dieser. Erwägungen heraus treten die sozialdemokratischen Ärzte Steiermarks 
grundsätzlich für die Vergesellschaftung des ärztlichen Dienstes ein. 

^Generalversammlung des „V. S. Ae.“ am 12. Februar 1928. 

Die diesjährige Generalversammlung, die im Noll endorf- Casino statt - 
erireute sich eines großen Interesses unserer Mitglieder, sie er- 
hielt ein besonderes Gepräge dadurch, daß zum ersten Male neben einer 
Keihe auswärtiger Kollegen und Genossen einige selbständige Orts- 
gruppen Vertreter entsandt haben. Anstelle des durch Krankheit verhin- 
derten 1. Vorsitzenden, Gen. E. Simmel, eröffnete Gen. S. Drucker 
die i agung mit einer Begrüßung, besonders der zahlreichen Mitglieder 
auG <aem -Reiche und verlas eine Anzahl von Telegrammen und Be- 
grüßungsschreiben. 

Y~ e V S - Chemnitz ehrte_ mit der Versammlung das Andenken des uns 
5° PJ?.. ,cn entrissenen \ Vorsitzenden der Chemnitzer Ortsgruppe, Gen. 
e „ Mu ? z - D:e Gedenkworte finden unsere Genossen an anderer 
Stelle des „Sozialistischen Arztes“. Den Jahresbericht- erstattete Gen. 

u -‘n - ian Name - r '- --es Vorstandes. Er gab zunächst einen kur- 

zen Abriß oer Entstehungsgeschichte unserer nun seit 15 Jahren be- 
stehenden Organisation, die vor. Anfang an sich bemühte, Aerzte und 
Krankenkassen zur Erfüllung ihrer großen Aufgabe im Dienste der 
oiKsgesuncr.eit zusanuaenzubnngen. Dieser Arbeit widmete sich der 
gboziaiaemoKratische Aerzte verein“, wie er ursprünglich hieß, unter 
lu Ge ; 9 enossen G a d e k sen. und Simmel nicht ohne Erfolg. 

Aoe. cter Aieis von Aerzten, der Verständnis für unsere Ziele zeigte, 
amangs rec.u klein, und der Krieg machte schließlich iede weitere 
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Tätigkeit unmöglich. Die Schwierigkeiten häuften sich auch in der 
Nachkriegszeit, bei Gelegen heit der Spaltung. der_ _Arb«iterbewegaag und 
später 1924 dur ch der. Austritt ei ner Anzahl von so zi.ala emokrr. tischer. Mit- 
^liedenv-die eine engere Arbeitsgemeinschaft bildeten. TJnsefre Organi- 
sation blieb aber' gefestigt, weil die weitaus große Mehrheit sich in 
den langen ” ähren von der notwendigen und nützlichen /.usammenarbe’t 
der sozialistis chen Aerzte aller Richtun gen überzeugt hatte. Der „V. 
S. Ae.*‘ wurde in immer höheretn Mäße die Zusammenfassung 
aller sozialistisch denkenden Kollegen, in seinem Ver- 
band fanden sich die zusammen, die sich durch den Aerzteberuf und 
durch den wissenschaftlichen Sozialismus verbunden fühlten. Trotz man- 
cher Meinungsverschiedenheiten in Fragen der Taktik, die im „V.S. Ae.“ 
vorhanden sind und die wir im Interesse der lebendigen (Fortentwick- 
lung sogar für wünschenswert halten, besteht Uebereinstimmung in den 
prinzipidlen Fragen. 

Neben zwei Verlusten durch Tod sind im Vorjahre acht Mit- 
glieder ausgetreten bzw. gestrichen worden. Demgegenüber haben wir 
\Jsl neue Mitglieder zu verzeichnen, davon \£2 in Berlin und *_39 im Reich. 

]| Der Parteizugehörigkeit nach sind etwa 50°/o Mitglieder SPD, etwa 
}l 20°/c KPD und 30 o/o parteilos. Wenn wir so große Fortschritte nament- 
/ lieh auch im Reich machen und mit unsem ausländischen Gesinnungs- 
genossen wertvolle Beziehungen anknüpfen konnten, so verdanken wir 
das in erster Linie unserer vierteljährlich erscheinenden Vereinszeit- 
schrift „D er Sozialistische Arzt“, die mit ihrer bisherigen Auf- 
lage von 2000 c.xemplaren unsere Ideen tatkräftig im in- und Auslande 
fördern hilft. Wir wissen, daß die Zeitschrift viel Anerkennung bei un- 
seren Mitgliedern findet, aber sie bedenken nicht in genügendem^ Maße., 
wie wir auf die materielle und ideelle Hilfe aller Genossen zur Erhaltung 
und weiteren Ausbreitung angewiesen sind. Zum Schluß ging Gen. Fa- 
bian auf unsere Arbeit im einzelnen, auf unsere W ahlarbeit für die 
Aerztekammer und auf unser erfolgreiches Zusammenwirken mit den -pro- 
letarischen Organisationen ein, die mit uns gemeinsame Ziele haben. 

Nach einem Bericht des Kassierers, Gen. Franz Rosenthal^, dem 
einstimmig Entlastung erteilt wurde, gaben W e i 1 1 - Leipzig und Geis* 
, Chemnitz eingehende Tätigkeitsberichte ihrer Ortsgruppen, die sehr bei- 
fällig aafg .nommen wurden. An der folgenden, sehr regen Diskussion be- 
teLigten sich Marcusson-Altenburg, Schinnagel, Brann, Schmincke, Karl 
funke!, Deppe-Dresden, Benjamin, Meyer, Klauber, Landau -"Wandlitz; 
Tuliusburger, Littwitz, Rosenthal. Die angenommenen Anträge und Re- 
solutionen werden an anderer Stelle im Wortlaut ^veröffentlicht. Im 
Schlußwort dankt Gen. Fabian im Namen des Vorstandes für das ein- 
mütige Vertrauensvotum, das die einzelnen Redner erteilt haben; er geht 
im einzelnen noch auf die vielen vorliegenden Anträge und Anregun. 
gen ein. 

Gen. Minna Flake referiert alsdann über die Pfingsten 1928 
geplante erste Reichstagung, die auf Einladung der Mitglieder Sachsens 
in Dresden stattfinden soll. Noch einer Aussprache über die event. Tages- 
ordnung spricht sich die G.-V. einstimmig für die Tagung in Dresden 
aus, alle näheren Vorschläge werden dem neuen Vorstand üoerlassen. 

Den Wahlakt leitet das älteste anwesende Mitglied, Ger.. Brann. 
Durch Akklamation wird der Vorstand, bestehend aus den Genossen 
E. Simmel, L. Klauber, Laura Turnau, Ewald Fabian, Minna Flake, S. 
Drucker, Franz Rosenthai, wiedcrgewählt. . 

Genosse Glaser- Chemnitz mußte sich der vorgerückten Zeit wegen 
zu seinem interessanten Thema: „Die Aufgaben des sozialistischen Arztes 
in der gegenwärtigen Gesellschaft“ mit kurzen Leitsätzen begnügen. 
Das ausführliche Referat erscheint in der nächsten Nummer des „So- 
zialistischen Arztes* *. 

Gemeinsames Mittagessen mit künstlerischen Darbietungen von Eva 

v 
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Gottgetreu (Piscatorbühne), Frau Weinert und Erich Weinert hielt die 
Mitglieder und zahlreiche Gäste noch einige Stunden zusammen. 

V ersammlungstätigkeit des „V. S. Ae.“. 

Am 8. März fand im Hauptgesundheitsamt der Stadt Berlin eine 
Mitgliederversammlung statt, in der Genosse Benjamin über das 
Thema referierte: „Der Ausbau der sozialhygienischen Fürsorge und die 
deutsche Aerzteschaft.“ Er legte dar, wie die sozialistische Aerzte- 
schaft prinzipiell für den Ausbau der sozialhygienischen Fürsorge, d. h. die 
planvolle Verteilung der Aerzte und die Gesamterfassung der Bevölkerung, 
eihtrpten muß. Die, Einrichtung der Ambulatorien ist der Aerzte-Kollektiv- 
1 arbeic wegen, die eine gründlichere und einfachere Behandlung ermöglicht, 
! zu begrüßen, die fortschreitende Technisierung • wird auch den ärzt- 
1 liehen . Zwergbetrieb unmöglich machen. 

Montag, den 26. März sprach vor einem interessierten Auditorium 
Genosse G. Löwenstein, Stadtarzt in Lichtenberg, über : „K u 1 1 u r 
u ? .. ?. r u c h t b a rk e i t“. Er rollte die historische Entwicklung, der 
oevölkerüngszunahnie auf, legte die Verminderung durch Kriege und Aus- 
wanderung dar und kam zu dem Schluß, daß zur Besserstellung und 
kulturellen Hebung der breiten Masse des Volkes bewußte . Geburten- 
euischränkung vonnöten ist und durch Staat und Gemeinde unterstützt 
werden .müßte. ' . pj 

Anträge und Resolutionen, angenommen auf der G.-V. des 

V. So Ae. 

Die am 12. rebruar 1928 tagende Generalversammlung des „Vereins 
Sozialistischer Aerzte“ nahm zu dem schwebenden Prozeß- Ersatz 
Stellung und beschloß: 

verein sozialistischer Aerzte“ hält die Aufrechterhaltung der 
Oeffentlichkeit gerade in Sittenprozessen für eine dringende Notwendig- 
keit. Er. betont aber, daß die gewaltsame Aufdeckung aller sexuellen 
Einzelheiten beim Verhör wie bei der Verhandlung unnütz und unwürdig ist 
und schwere psychische Schäden b.ei den Beteiligten hervorrufen k ann 
. Der Prozeß zeigt die Notwendigkeit, die noch griindlichst 'umzuge- 
staltende Jugendgerichtsbarkeif bis zum 21. ' Lebensjahr' für zuständig 
zu. erklären: 

^ nter den gegenwärtigen Umständen ist es Pflicht, der Justiz- 
behörde, den durch diese Prozeßführung 1 entstehenden Schäden dadurch zu 
verringern, daß sie die Staatsanwaltschaft ariweist, eine Anklage zurück: 
zunehmen, die angesichts des vorliegenden Materials bei ruhiger, von 

S , e ,A s , ations bedürfnis freier Würdigung der Sachlage liie hätte erhoben 
vr erden. dürfen.“ , 

' j? er }»Y-' S. Ae.“ weist die Angriffe des Würzburger Aerztetages auf 
die .ur die / olksgesundheit. dringend notwendigen kommunalen ärztlichen 
rursorgestellen zurück unc fordert die Arbeiterparteien auf; mit allen 
Mitteln ihr den Ausbau der Fürsorgestellen einzütreten. Insbesondere 
muß gefordert werden, daß die Behandlung in- allen Beratungsstellen 
sfiwan. l >* ir-d. besonders notwendig ist die kostenlose Behandlung in 
den Beratungsstellen für Geschlechtskrankheiten. 

' ”Y e : ein Sozialistischer Aerzte“. protestiert nach Kennmisnahme 
\°P:. z^ineiten der Beschlagnahme der Hodannschen Bücher auf das 
senarfste gegen diesen politisch fundierten Eingriff der Staatsanwalt- 
schaft in Stuttgart und Rudolstadt auf die Freiheit des Schrifttums. Der 
■ . wcerspncht den Grundlage» dar Reichsverfassung. -Der Verein 

! vv , ni 9" ts unterlassen, um- den Klassencharakter der an der Beschlags 
.-autne oete.ngten Beh.crc.en- in der -Oeffentlichkeit gebührend zu brand- 
marken. 


_ .. Anträge deir.. . Ortsgruppe -«ipzig.: 

*^ie .berliner Organisation des v. S. Ae. wird beauftragt, fü 


für 
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Spätsommer (August, September) des Jahres eine Studienreise 
nach Äuä'auü orzubereiterr; • • :*..•• ' Vr 

2: Die- augenblicklich vorliegenden programmatischen Erklärungen des 
V. S. Ae. zu erweitern und , einen Programmentwurf zur Diskus- 
sion dem Sodalistiachcn Aerztetag Pfingsten 1928. vorzulegen. 

• Der Vorstand wird beauftragt* auch weiterhin Schritte zur Ver- 
schmelzung. aller auf s szialzsttscncm Soden, siebenten cti^. .eichen v" er eine 
zu unternehmen. Landau: Wandlitz. _ 

Angesichts der Vpr^rrpilyngr dpr !j>rakrische n A.erzte Dr. Kämpf und. 
Dr. Kloeters in Rheidt erklärt die Generalversammlung des „Vereins 
Sozialistischer' Aerzte“, mit allen Mitteln auch die k>ziale Indikation 
als gesetzlichen Grund zur Unterbrechung der- Schwangerschaft erstreben 
zu wollen.. . ; • 

i Deppe- Dresden; Glaser- Chemnitz ; Geis- Chemnitz. 

\ ■ ‘ i ■ i* i i 

. Der V. S. Ae. nimmt mit Bedauern Kenntnis von den in der Ar-, 
beitersportbewegung ,sich zur Zeit- ausbreitenden Spaltungsbestrebungen. 
In Anbetracht dar großen Bedeutung der Arbeitersportbewegung für die 
■Gesundung und Befreiung der Arbeiterklasse fördert der V. S. Ae. alle 
Arbeitersportler auf, sich' für die Erhaltung der einheitlichen ' Arb eiter- 
sportbew.egung einzusetzen. ' • \‘ : ‘ • 

Adam; 3erlin;. G. L ö w e n s t ei n - Berlin; D e p .pe- Dresden ; Litt-: 

witz- Berlip. . ... „ 

Dem Vorstand zur Berücksichtigung Überwiesen: 

Der VT S. -Ae. wolle . ’ 

1. jährlich den Mitgliedern ein Mitgliedcrverzeichnis zugehen lassen, 

2. im Interesse der Volksgesundheit slpb rnit der. ärztlichen -Speziali-. 

tätenfrage beschäftigen. .... ■ .: Btt a n nj 

_. . .Antrag Güterbock: . , 

* rt Da eine neue, R. V. 0. in Vorbereitung ist, die im Jahre .1928 schein 
dem Reichstag vorgelegt werden soll, stelle ich den Antrag, einen Aus- 
schuß zu' bilden, -der sich mit den ' ‘einschlägigen ; Fragen ■ die- R. V. 0.‘ 
betreffend, - beschäftigt,’ um rechtzeitig Vorschläge am die 'sozialistischen: 
Parteien vorznbereiten .“ I 

Arzttum, Gesundheitspflege un^’ Sozialismus. 

U eher dieses lhema sprach in der Ffankfüirtef' Vereinigung 
zum 1 Studium -der sozialistischen Prob lene ■ unser Mitglied,' Dr. 
Th. Plant. Der Referent setzte sich vüöi Stäridptinkt de'S 
sozialistischen Arztes mit den Buch- von Litek';,Der Arzt 
und seine S endungV,' das seit 1926- fünf -Auflagen Erlebt 
hat, auseinander und weist insbesondere 'die- Kritik^ der so- 
zialen Gesetzgebung zurück. Wie we ! it die Angriffe gegen 
unsere sozialen Versicherungen gehen können, das zeigt sich 
in den von Liek beifällig zitierten Leitsätzen eines Schweizer 
Arztes; 

1. Die Unfallversicherung tötet den Willen zur ^Arbeit. 

2. Die Krankenversicherung lähmt den Willen zur Gesundheit. 

3. Die Altersversicherung zerstört den Sparsinn des Volkes. 

Und in einem Artikel der „Aerztl. Mitteilungen“ wird von 

der Gefahr der Krankheitszüchtung, der Rentenjägerei und 
der negativen Auslese gesprochen. Hierzu sei gesägt: Krank- 
heitszüchtung gibt es gerade auch in. der Privatpraxis. Ver-> 
weichlichung ist ein Schlagwort, dem angesichts der elenden 
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Lage der arbeitenden Massen und der trotzdem zunehmenden 
sportlichen Betä igung jede Berechtigung fehlt. Rentenjägerei 
mag auch bei Kriegsbeschädigten Vorkommen, aber soll man 
deshalb etwa die Entschädigung der Kriegsopfer ablehnen?' 
Negative Auslese ist ebenfalls, abgesehen vom Kriege, ein 
ochlagwort. Menschliche Gemeinschaft beruht auf werktätiger 
Nächstenliebe. Wer nur die Mitglieder fordern will, die sozu- 
sagen die Kosten lohnen, die anderen aber verkommen lassen 
will, der negiert die Menschlichkeit und damit die Menschheit. 
Wem die Kosten für die unproduktiven Elemente Bedenken 
{verursachen, der arbeite mit an der Beseitigung der Rüstungen. 

Plaut bejahte unbedingt die Krankenversicherung, fordert 
aber gerade vom Standpunkt der vollkommenen Gesundheits- 
pässe die ireie Arztwahl. Wohl aber müßte es möglich 
sein, die Vorteile, die die Ambulatorien bieten, jedem 
Kassenarzt bzw. seinen Patienten zu Gute kommen zu lassen.. 
Jeder Arzt sollte in der Lage sein, seine Kranken zu diagnosti- 
schen und therapeutischen Maßnahmen dorthin zu weisen,, 
ohne sie dabei aus der Hand zu geben. Anfänge dazu be- 
stehen bereits z. B. bei der frankfurter Ortskrankenkasse ^ 
A.s Ziel, das manchem heute noch utopisch erscheint, schwebt 
uns sozialistischen Aerzten vor die Einbeziehung der 
gesamten Bevölkerung in die Kassengesetz- 
gebung, die Beseitigung des Unterschie.des^von. Privat- und 
Die höheren Einkommen müssen dann na- 
turnen zu erheblichen Beitragsleistungen herangezogen wer- 
qen. Das Verlangen nach einer Versicherung im Krankheits- 
raLe öesteht heute schon unzweifelhaft in weiten Kreisen der 
bisher nicht Versicherten, daher die große Verbreitung der 
privaten Krankenkassen. 

Mit dem Referenten verlangen wir Aerzte, die unabhängig 
vom materiellen Interesse den Kranken wirkliche Helfer sein. 
woHen und die das höchste Ziel erstreben, sich so weit als 
mognen überflüssig zu machen, indem sie eine gesündere: 
Menschheit schaffen wollen. 

M. Slodki. 


Bücher und Zeitschriften. 

(Besprechung vorbeh.lten) 

J°el, D?2 Behandlung der Giftsuchten. (Verlag Georg Thieme, Leipzig- 

Die eingehende Darstellung des Verlaufs und der Behandlung der 
. ^suchten ^at großen Wer: für Sozialhygieniker, Neurologen und. Tu- 
bewMn ^ f ° e ' -“ r jeden unentbehrlich, der in der Äbstinenz- 

bewegung taug ist. Es wird mit Recht darauf hingewiesen, wie un- 
J®““ un f. unso »al es ist, ungeheure Mengen von Alkohol bereitzustellen, 
oageger. die veror eiiung der Alcaloide eifernd zu -verfolgen. Die Zahl 
der Alkoholgeschadxgten im Vergleich zu den Alcaioidsüchtigen läßt 
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allein schon die entschiedene Bekämpfung des Alkoholismus und der 
Trinksitten als notwendig erscheinen. 

Franz Rosenthal. 

Sanitäfcwrrte (Zeitschrift für das Personal in Kranken*. Heil* und Pflege* 
Anstalten >i Organ der .Reichssektion Gesund heicStKSen und des Reicbsbundes 
-der Beamter, und Angestellten. . 

XXVIII Jahrgang Nr. 5 enthält u. a.: Kampf den gewerbsmäßigen 
Schwesternheimen / Entwurf eines Reichshebammengesetzes / Das Gesund* 
heitswesen vor dem Preußischen Landtag / Die Gesundheitsbehörden des 

T^AI«4c/*kA*S P »i/'k »C 1 1 M .T * /*t>A & 

«J* V« v... V» AJ 

Volksgesqndheit (Organ des Verbandes Volksgesundheit). Dresden, März 
1928. Aus dem Inhalt heben wir hervor: Eigenbetriebe der Krankenkassen / 
Kranken versicherungs* und Sozialisierungsfeinde / Das Pauschalsystem in der 
Krankenversicherung. 

DeutscIwRussische Medizinische Zeitschrift, Verbindungsorgan der medizini* 
sehen Wissenschaft Deutschlands und der UDSSR. Schriftleitung: F. Kraus 
(Berlin; und N. Semaschko (Moskau). Berlin SW. 68. 

Die Zeitschrift, die bereits seit drei Jahren mit gutem Erfolge für die 
Zusammenarbeit der deutschen und sowjetrussischen medizinischen Forscher 
■wirkt, erscheint von jetzt ab in zwei getrennten Ausgaben, einer russischen 
und einer deutschen. Jede Ausgabe wird reichhaltiges Informationsmaterial 
-über die Gesundheitsfürsorge in beiden Ländern veröffentlichen. 

Die nene Generation, herausgegeben von Dr. Helene Stöcker, Berlin* 
Nikolassee. Das Märzheft 1928 enthält u. a.: Julian Marcuse: Im Kampf 
um eine Sexuaireform / Walter Fabian: Sexualnot und Sexualberatung / 
Kurt Beck: Jugenderziehung oder Jugendberatung / Mutterrecht und ärzt* 
Ziehe Schweigepflicht. 

Arbeiter»Esperantist. Verlag: Leipzig C 1, Wasastraße J6. 

Film und Volk, Zeitschrift des Vblksvcrbandes für nimkunst. 1. Heft, 
Teoruar/März 1928. Dieser vor etlichen Wochen gegründete Volksverband, 
-der parteipolitisch neutral ist, umschließt alle, die für Fortschritt und Freiheit 
sind. Viele Tausende haben sich ihm berei’S angeschlossen. Sein Kampf 
richte- sich gegen den künstlerischen Schund, gegen die politische und 
sczialeReaktion. Ihm sollten deshalb auch die Sympathien der sozialistischen 
Ärzte ge- ören 1 

Blätter für Alle, Monatsschrift der Universum -Bücherei. III. Jahrgang» 
Ar. 1. Berlin NW. 7. 

. Das Neue Rußland,- Zeitschrift für Kultur. Wirtschaft und Literatur, heraus* 
gegeben -von Erich Baron in Verbindung mit Dr. Graf Georg Arco, Eduard 
Fuchs, Dr. Max Ostonn, Dr. H. Stöcker. . . 

Heft 2 des 5. Jahrgangs ist soeben mit einem Titelbild von Käthe Kollwitz 
erschienen und bringt neben vielen wertvollen literarischen Beiträgen einen 
Reisebericht von Prcf. L. J acobsohn * Lask : Al? Arzt in Sowjet* 

rußland, sowie einen Artikel von Wera Lebedewa: Neues Leben in 
der Sowjetunion, Mutter* und Kindesschutz. 

— A) Magnus Hirschfcld und Rieh. Linsert: Empfängnisverhütung. Mittel und Methoden. 
Neuer Deutscher Verlag, Berlin 1928. 

Die sozialistischen Ärzte haben in ihrem ganzen Wirken immer wieder 
betont, daß in der so notwendigen Aufklärung über die Empfängnisverhütung 
das beste Mittel gegen die kurpfuscherische Abtreibung und die Verbreitung 
der Geschlechtskrankheiten zu erblicken ist. Deshalb ist auch diese neue 
Broschüre, die zum Preise von Mk. 1.25 durch jede Buchhandlung oder 
direkt vom Verlag zu beziehen ist, zu begrüßen, weil sie wissenschaftlich 
einwandfrei zu den Methoden und Mittein Stellung nimmt Sie schützt die 
unendlich große Zahl von Unwissenden, die au? wirtschaftlichen oder gesund* 
heitlichen Gründen für eine Beschränkung der Kinderzahl sorgen müssen, 
vor der Ausbeutung durch geschäftstüchtige Händler und markfschreierische 
Anpreisungen. Diese kleine Broschüre ist zur Massenverbreitung auf das 
»beste zu empfehlen. F» 
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Dr. Theodor Grsscska (ÄnSig): Warum unverminderten Mieterschutz? Verlag 
der Dtsch. soziald. Arbeiterpartei in derTsch. Slov. Republik. Prag 1928. 

Gruschka bringt in diesem gedruckt vorliegenden Referat, das er im 
Febr. d. J. auf dem Mietertag in Teplitz erstattet hat, neues gewchtiges Material 
zu der brennenden Wohnungsfrage, die er im Voijihre im V. S. Ä. behandelt 
hat. Die Ergebnisse, zu denen er kommt und denen wrar auch in Deutschland 
unsere volle Zustimmung gegeben bähen, müssen gerade im bevorstehenden 
Wahlkampf von den Sozialisten in die breiten Massen gebracht werden. Die 
Befriedigung des Wohnbedürfnisses ist eine öffentliche Aufgabe und muß aus 
öffentlichen Mitteln gedeckt werden, wie Krankenhauswesen, Schulverwaltung, 
Seuchenschutz und andere Aufgaben, die die zivilisierten Staaten bereits ans 
erkennen. Dann wird neben der organisierten Kapitalsbildung für den 
Wohnungsbau, der Erhebung einer Wohnbausteuer, eine andere herrliche 
Kapitalsbildung sich entwickeln: Gesunde Lungen, kräftige Glieder, Arbeits* 
fähigkeit. Der Mieterschutz ist eine unerläßliche Vorbedingung, der unbe* 
dingt aufrecLt zu erhalten ist. iE. F. 

Der literarische Hochverrat von Johannes R Becher. Mopr Verlag 1928. 

Die fortdauernden unerträglichen Eingriffe der Justiz in die Selbständigkeit 
der Kunst und Literatur haben die Vertreter und Verbände der geistigen Arbeit 
veranlaßt, in der Öffentlichkeit, in Presse und Versammlungen Protest zu er* 
heben. Unter dem Vorwände, Staat, Religion und Sittlichkeit zu schützen, 
unterdrückten Verwaltung und Justiz die persönliche Freiheit des Denkens 
und Handelns, die für starke Leistungen unentbehrliche Voraussetzung ist 
jetzt verfolgt man den revolutionären Dichter J oha nn es R. Becher wegen 
Vorbereitung zum Hochverrat und Gotteslästerung, begangen in seinen Dich* 
tungen. Die vorliegende Broschüre bringt eine Darstellung der Anklage, 
insbesondere auch die beanstandeten Stellen aus dem Roman „Levisite; der 
einzig gerechte Krieg”. Zum Schluß protestieren freiheitliche Geister der Kultur* 
weit gegen den beabsichtigten Prozeß wie Maxim Gorki, Romain Rolland, 
Upton Sinclair, Karl Zuckmayer, Walter von Molo u. a. 

Der Kassenarzt. Schriftleitung: Dr. Julius Moses, W50, Augsburger Str. 7. 
5. Jahrgang v. 31. März 1928. 

Aus dem Inhalt: Experimentierwut und ärztliche Ethik — Der Ärzte- 
kampf gegen die Kurpfuscher — Arztberuf und Konfession - Ausle se Minder * 
wertiger — Pockenimpfung und Gehirnentzündung — Verboten (Gutachten 
zu dem Verbot der Bücher von Max Hodann) — Bücher und Zeitschriften* 
schau. 

Deutsche Krankenkasse. Zeitschrift des Hauptverbandes deutscher Kranken* 
kassen, Bln.*Chark>ttenburg. 15. Jahrgang Nr. 10. 

Aus dem Inhalt: Zur- Rechtsstellung des Arztausschusses von Heiimut 
Lehmann — Krankenversicherungspflicht und Krankenhilfe — Die sozialen 
Lasten in der Landwirtschaft — Richtlinien fii» Gesundheitsfürsorge. 

15. Jahrgang Nr. 13. 

Aus dem Inhalt: Aufbau und Aufgaben der Krankenkassenvorstände von Bürger* 
meisterFr. Kleris, Aschersleben — Die Sonder Vorschriften des § 5 derZuiassungs* 
grundsätze von F. Okraß — Notstand der Krankenversicherung in der 
Tschechoslowakei von Abg. Anton Schaefer — Reichenberg — Sozialhygiene 
und Siadthausbalt von Stadtarzi Dr. .Alfred Korack. 

Bildstatistik. Führer durch die Ausstellungen des Gesellschaft* und Wirt* 
schaftsmuseums in Wien. Hezaesgeg. vom Dürerbund, Leipzig C. 1. 

Arbeiter«:« atz. Zeitschrift für soziale Gesetzgebung — Organ der Reichs* 
kommission des Krankenkassen Österreichs. 

39. Jahrgang v. 15. März 1928 enthält a. Karl Hohenberg: Apotheker 
und Krankenkassen — Dr. Frirz Steiner (Graz): Fragen der Unfallmedizin — 
D.r. P. Märteil (Berlin): Gewerbliche Gifte — Die französische Ärztevereinigung 
und die Sozialversicherung — Die Erhoiungsiursoige der „Vereinigten österr. 
Krankenkassenhiife für tuberkulös gefährdete Kinder” im Jahre 1927. 
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Max Hodaiat: Sexualpädagogik, Erziehungshygiene und Gesund heits* 
Politik. Im. Greifenverlag zu Rudolstadt (Thür.) 192S. 

in diesem zuletzt erschienenen Werk unseres Gen. Hodann, das eine 
Sammlung von Aufsätzen und Vorträgen im leerten Jahrzehnt darstellt, werden 
haur: sächlich die Proble me de : l'exvalpädagogik vom Standpunkte des sozial* 
hygienisch und sex. Apolitisch denkenden Arztes behandelt, Daneben wird 
zu den Fragen der Ambulatorien, der Sozialisierung des Heilwesens, der 
Eheberatung, der hygienischen Fürsorge mit der bei dem Verfasser gewohnten 
Sachkenntnis und Klarheit Stellung genommen. Hier spricht ein Arzt, der 
frei von iedem Standesdünkel Fühlung mit der Arbeiterklasse nehmen wili. 
Deshalb werden interessierte Laien, Erzieher und auch vorurteilsfreie Ärzte 
das Buch mit großem Nutzen lesen. F. 


Schriften der Gesellschaft für Soziale Reform. Der Stand der Heimarbeii m 
Deutschland von Dr. Dora Benjamin. Verlag von Gustav Fischer. Jena 1928 
„Soziale Medizin“, Wissenschaftliche Monatsschrift für die Aerzte, 
Zahnärzte und Apotheker der deutschen Krankenkassen. Schriftleitung: 
Dr. Pryfl, Verlag für Sozialmedizin, Bln.-Chbg. 

Von. dieser neuen Zeitschrift, die ausschließlich wissenschaftliche Auf- 
sätze und Referate bringt, sind bisher drei Hefte erschienen. Wir er- 
wähnen aus den interessanten Abhandlungen u. a. W. Pryll: Die Krank- 
heiten der Hausgehilfen; Alfred Cohn: Wesen, Wert und Grenzen der 
sozialen Zahnheilkunde; Roesie: Die Erkrankungshäufigkeit bei den 

Krankenkassen; Chajes: Organisation und Ergebnisse der Untersuchung 
Gewerbekranker. 


Le Mouvement Sanitaire* Organe officiel du Syndicat des Medecins 
hvgienistes fran^ais et de la Societe de Medecine publique. ("Vol. III. 
4 e AnnW. Paris (VI e } me de Störes. 

In „Le mouvemeni sanitaire,’’ dem Organ des Syndicats der französischen 
Sozialhygieniker berichtet der Direktor der sozialen Fürsorge und Hygiene in 
Vitry - 5 ur - Seine und in Ivry - sur - Seine, der Genosse Dr. Hazemann, über 
die Organisation der sozialen Fürsorge in diesen beiden Vororten von Paris. 

Die erste Aufgabe bestand darin, die sehr verschiedenartigen Elemente, 
welche teils staatlich selbständig, teils religiöser oder phüantropischer Natur 
waren, in eine einheitliche Organisation zu bringen. Den Versorgten soi.te 
das Gefühl genommen werden, demütig Beschenkte zu sein. Die rürsorge 
mußte die Form eines geordneten sozialen Eingreifens «halten. Die Wohl* 
tärigkeit hat ihre historisch begründete Rolle in einer Zeit gespielt, als nur 
sie allein den Gequälten helfen konnte. Die wissenschaftlich ausgearpeiteie 
soziale Fürsorge sollte städtisch neutral ohne politische und konfessionelle 
Leidenschaften durch möglichst zweckdienliche Organisation imponieren. 
Selbstverständlich muß uic Prophylaxe zu- ihren Hauptauigaucü linicz. ns 
ist gelungen, eine Dipktcrie* Epidemie einzuschränken. In enger Zusammen* 
arbeii mir der Wohnungsvcrmittlungsstelle werden rachitische Kinder in bessere 
Wohnverhältnisse gebracht. Mit Hilfe der Wassermann*Reaktion und der 
Röntgen bilden wurden Ammen und stillende Mutter au* n-rc _aug-ic„..cit 
untersucht Die Frauen waren in allen Fällen gern bereit dazu. 

ln den Beratungsstellen stehen freundliche, bequem eingerichtete Wane* 
räume zu. Verfügung. Eine gut geführte Kartothek erleichtert cem rtlege* 
personal , und den Ärzten den Dienst. • , . 

Die Fürsorgerin ist im Besitz einer kleinen Bibliothek, m der sse über 
die in Betracht kommenden Fragen der Hygiene, der Medizin und des Rechts 

nacblesen kann. , . . , ^ I. ,, , _. , ., 

Den Schluß des Heftes bildet eine ausführliche Darstellung der Technik 
der sozialen Fürsorge in den Kommunen und eine Statistik aer me-^mi^chen 
und fürsotgerischen Leistungen. SIodkK 

Die Konferenz der Me«lizinaistäiistiker beim Volkskommissariat für Gesimdheiss. 
weseji -in der RSFSR. Archiv für soziale Hygiene und Demographie. II. du., 
Heft 5, 1927, Chbg. 5, Frahkstr. 3. ; ’ * *’ * '' ’ „ __ . ' , 

Die Konferenz der Medizinalstatistiker fand vom 16.— 19. 2. 27 m Moskau 





statt und versammelte Delegierte ans sämtlichen Gesundheitsabteilungen der 
Gouvernements. 

Der Stand und die Arbeit der san. Statistik wurde für die Gouvernements 
Leningrad und Moskau als mustergültig anerkannt. Die Arbeit in den 
andern Gouvernements wird erschwert durch zu geringe Besoldungsmittel, 
die die Organe für Gesundheitsschutz allein aufbringen müssen. 

Der Hauptvortrag von S. M. Bogodowski gibt ein neues Schema für eine 
umfassende Medizinalstatistik heraus, mit besonderer Berücksichtigung der 
exogenen Bedingungen wie Klima, Soziale Milieu*Bedingungen und Profession. 
Die Richtung medizinischer Arbeit liegt in Sowjetrußiand in der Prophylaxe 
der Erkrankungen. Eine Statistik der feststeliung pathologischer Erscheinungen 
als Ergänzung der Morbiditätsstatistik ist bereits in den Anfängen verwirk* 
licht, bedarf aber noch weitgehender Ausarbeitung und Verbreiterung. 

Sozialnaja GIgiena. Ein Handbuch für Studierende der Medizin und Arzte. 
Archiv für soziale Hygiene und Demographie. II. Bd., Heft 5, 1927. 
r Sozialhygiene bedeutet in Rußland etwas ganz anderes als in Westeuropa, 
■ aus dem einen Grunde, weil die sozialhygienischen Probleme als „politische“ 
und nicht als fiirsorgensclielerkannt uläd l^elmpdeTt werden. ~Difüm~hat sich 
J Rußland, obwohl gerade die deutsche Entwicklung dieses Gebietes sehr be* 
achtet wurde, in sozialhygienischen Fragen unabhängig vom Westen gemacht. 

Das Werk „Sozialnaja Gigiena“ ist in vier Teile, entsprechend dem Lehr* 
gang über soziale Hygiene an der Universität Moskau, geteilt. Die Basis 
des Werkes bildet die Statistik, deren Testlose Auswirkung in Verbindung 
mit^ den darstellenden Methoden der Mathematik nach dem Vorbild Englands 
und Amerikas angestrebt wird. In dem . Programm des Buches wird die 
statistische Fixierung des Gesundheitszustandes des ganzen Volkes gefordert, 
mit besonderer Berücksichtigung der K^nstitutionsforschung. 

Die Rehan^hasg de? Materials, ob über Wohnung. Ernährung. Arbeit. 
Mutterschutz oder sonstige Zweige der sozialen Hygiene gesprochen' wird, 
betont stets das therapeutische Moment. 

Natürlich können die programmatischen Forderungen nicht gleich zu 
100 °/o in die Praxis umgesetzt werden, aber immerhin ist' es bemerkenswert, 
daß es in der RSFSR einen ärztlichen Wohnungsinspektor gibt, daß man z. B. 
eine Enquete über die Ernährung der Landbevölkerung aufgestellt hat, und 
daß man in der H. Moskauer Universität ein sanitäres Journal der russischen 
Schulkinder ausgearbeitet hat. Ein großer Vorzug dieses umfangreichen 
Buches ist seine Billigkeit, erklärlich durch die hohe Auflagenzahl. Ein Be* 
weis, wie sehr weite Kreise in Rußland an dem Gebiet der sozialen Hygiene 
interessiert sind. Lotte Wolff. . 

Dr. Werner Leibbrand: Von gesunden und kranken Nerven. Gesundheit** 
bibiiothek (Heft 7. Verlag G. Birk & Co., München).. 

In flüssiger und populärer Form ein Streifzug durch das gesamte Gebiet 
der Neurologie und Psychiatrie. Anatomie und Physiologie sowie Embryologie 
des Nervensystems werden besprochen und die Psychotherapie in allen ihren 
Formen .abgehandelt. Die fachmännische Aufklärung über die Neurolues und 
und die Schäden der Rauschgifte ist sehr zu .begrüßen, da auf diesem Gebiete 
immer noch erstaunliche Unwissenheit herrscht. Auch die Zerstörung des 
Märchens vom grausamen Irrenhaus ist gut, da die Angehörigen Geistes* 
kranker der Internierung oft aus Angst entgegenarbeiten. — Eine gewisse 
Gefahr- liegt in dein Interesse, das Neurastheniker diesem Heft entgegen* 
bringen werden und in der Verflachung psychotherapeutischer Wirkungen 
auf Patienten. ■ " P. M. 


Briefkasten, 

A. Hoiiischer-Komota-J. Wir' sind über Ihre Werbetätigkeit, die 
Sie mit änderen Genossen in der Tschecho-Slowak.-Rep. mit gutem 
Erfolge für den VS Ae. und unsere Zeitschrift leisten, • sehr erfreut. In 
Anbetracht der Valuta sind wir mit einem freiw. Beitrag nach Selbst*. 
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einschätzung durch au? einverstanden. Ein Artikel aus irgendeinem Ge- 
biete der Sozialhygiene ist u.is stets sehr willkommen. 

G. N. Ihr Material betr. die imerhörte Handlungsweise des Kranken- 
hauses Westend gegenüber Scharlachkranken haben wir den Stadtv.- 
Fraktionen von Charlottenburg sowie den Mitgliedern der Gesundheits- 
deputation überwiesen. Die Verantwortlichen müssen u. E. mit aller 
Strenge zur Rechenschaft gezogen werden. 

Ed. K. Karlsruhe. Unsere Mitgliederliste für Baden ist Ihnen bereits 
zugesandt werden. Eire Zusammenfassung erscheint jetzt geboten, ähn- 
lich wie es in Sachsen der Fall ist. Die 'Pfingsttagung in Frankfurt ab- 
zubalten, ist dieses Mai leider nicht möglich, weil wir uns mit Rücksicht 
auf unsere stärkere Organisation in- Sachsen bereits für Dresden ent- 
schieden haben. 

Paula H. Die Geschäftsstelle des „Volksverbandes für Filmkunst“ 
befindet sich in Berlin, Friedrichstr. 235. Der Monatsbeitrag ist auf 
50 Pf. festgesetzt, dafür hat j’edes Mitglied kostenlosen Zutritt zu 
mindestens zehn Filmveranstaltungen im Jahr. 

Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter. Soweit wir bereits Orts- 
gruppen oder Zusammenfassungen von sozial. Aerzten in den verschie- 
denen Städten Deutschlands haben, 'weisen wir unsererseits gern auf 
ein Zusammenwirken mit Ihren Bezirkssektionen hin, das uns auch für 
unsere Genossen sehr nützlich erscheint. 

M- S. Bereits vor ianger Zeit ist ein Beschluß im V. S. Ae. gefaßt 
worden, daß der Beitrag (Mk. 10, — jährlich) auf Antrag vom Kassenwart 
herabgesetzt oder ganz erlassen werden kann. Das trifft auch besonders 
für Jungärzte, Volontärassistenteii etc. zu. 


Die letzte Nummer der Vierteljahreszeitschrift „De r Sozialistische Arzt“ 
(5. Jahrgang, Nr. 3) enthält: 

Ärzte und Krankenkassen v. J. Zadek — Leitsätze zur Wohnungsfrage 
von Otto Juliusburger — Ärztekammerwahl — Der Kampf gegen Ge- 
schlechtskrankheiten und Prostitution v. Andreas Knack — Gesund- 
heitsfürsorge für Kinder und Jugendliche in SowjebRußland von 
E. Radin — Die Bedeutung der Arbeit für den Lungentuberkulosen in 
psychischer und sozialer Hinsicht v. Margarete Levy — Zahnärztliche 
Versorgung in der U. d. S. S. R. — Spinale Kinderlähmung in Leipzig 
von K. Soloweeischik — Das drohende Sexualstrafrecht — Rundschau 
{Sittlichkeit und Strafrecht, Seelische Erkrankungen im Proletariat, 
Sozialisierung des Arzneiwesens u$w.) — Bücher und Zeitschriften. 

Preis des Heftes 50 Pf. 

Durc’a den Verlag Dr. F. Rosenthal, Berlin- Wilmersdorf, Kaiserallee 175 


Zur besonderen Beachtung. 

Wir verweisen auf die Beilage desHippokrates=Verlages in Stuttgart» 
in der das neue Buch von Isträn Hollös „Hinter der gelben Mauer. Von 
der Befreiung des Irren” angezeigt wird. In zwei Monaten wurden von der 
ungarischen Ausgabe zwei Auflagen verkauft. 
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Abdruck der Beiträge is t mit Genehmigung der Redaktion und unter. 
- - Quellenangabe gestattet. 


preis dieses Heftes. 0,50 Mk. Man abonniert für 4 Hefte zum Preise:’ 
vor. 2 »Mk. .bei dem '/'erlag Pr. R o.s er.th a 1 , Berlin-Wilmersdorf, Kaiser- 
allee 175. Für die Schriftleitung bestimmte Zuschriften sowie Rezensions- 
exemplare sind zu richten an Dr. Ewald Fabian, Berlin W 15, 

Uhlandstr. 52. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Ewald Fabian, Berlin W 15,. Uhland- 
s’traße 52. Für den Verlag; ‘F. Rosentha!, Berlin -Wilmersdorf. Anzeigen- 
Annaüme durch Rud. R. Sternfeld & Co., W 57, Winterfeldstraße 20.' 
Presse; Saladruck Zieger & Steinkopr, Berlin ' SO 16, Köperiicker Str. 134.' 





DIE NEUE GENERATION 

Monatsschi Li. für Mutterschutz, Sexvalreform und Völkerverständigung 
Ft. -aus geberin: Dr. ptil. Helene Stöcker 
24. Jahrgang, jährlich 12 Hefte. Vierteljährlich RM. 2. — 

Diele Zeitschrift ist eine dar kühnsten und unerschrockensten, die wir haben. 

Uallttche r Generalanzeiger. 

Lest ..Die Neue Generation“.’ Da schreibt Kelche Stöcker, «ine Cer freiesten Frauen 
unseres Ze.rjAers, aut tiefstem Herten herverquellenoe Artikel für die Weltanschauung der 
Gewaltlosigkeit. Volkzblatt für Anhalt. 

„Die Neue Generation“ leinet seit zwei Jahrzehnten eine ungeheure nationale Durch, 
geistigungsarbeit. Es gibt wenig Parallelen. Zeitedio. 

Wie ein Weckruf an die Zukunft mutet „Die Neue Generation" an. Wie eine Mahnune. 
alle Kräfte auf die Kommenden zu konzentrieren. Hamburger Fremdenblatt. 

Die inhaltsreichen Hefte befriedigen in ihrer Vielseitigkeit die versch irdensten Interessen. 

Berliner Tageblatt. 

Erotik und Altruismus 

Von Helene Stöcker. Preis RM. 1. — 

Helene Stöcker kämpft gegen die Unnatur und Verlogenheit des modernen Geschlechts* 
lebens. Sie steht in ihrem Freimut und ihrer stolzen Wahrhaftigkeit beinahe unerreicht da. 

Die s&affendc Frau. 

Fort mit der Abtreibungsstrafe ! 

Von Dr. phil. Helene Stöcker, Dr. med. Heinz Stabei, Dr. jur. Siegfried VFeinberg 

Preis RM. 1. — 

Lest und verbreitet diese klare Schrift! Es ist dringend nötig, daß hier endlich Wandel 
geschaffen wirdi Das Material ist erschütternd überzeugend 1 Tao. 

Zu beziehen durch alle Buchhandlungen, wie den 

Verlag der Neuen Generaäon, Berlin*Nikeiassee, Mönchowsir. 1 
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Der 


Verein Sozialistischer Ärzte 



bezweckt den Zusammenschluß der soziaüsti- 
sehen Ätzte zur Erörterung aller das fleil- und 
Gesundheitswesen betreffenden Fragen und zur 
Betätigung in der darauf bezugnehmenden 
Gesetzgebung und Verwaltung in Staat und 
Gemeinde. Der Verein will auch unter nicht- 
sozialistischen Ärzten Aufklärung verbreiten 
über die Ziele der sozialistischen Arbeiterbe- 
wegung und unter den Parteigenossen das 
Verständnis fördern für aieBedeutung der Ärzte 
und der sozialistischen Gesellschaft. 

Mitglied kann jeder Arzt werden , der sich zum 
Sozialismus bekennt. Der Beitrag beträgt 5 RM 
halbjährlich, Beitrittserklärungen sind an den 
Schriftführer Gen. Ewald Fabian > WiS, Uhland- 
straße 52, zu richten. 


Kassen wi rtschafti i sh I 


DSaiPÄN CarcSiotonlcum 


Lösnog Glu mit 5 cm 

Tabletten Glas mit 12 Stück 

Ampullen Schachtel mit 3 Stück 


Mk. 0.65 
Mk. 0.70 
Mk. 1.00 


tilsalb« 

Mk. 0.80 


EPITHENSALBE 

Kleinpackung 

mmmm SecaleprSparat 

Lösung Glas mit 5 cm Mk. 1.60 

Tabletten Glas mit 10 Stück Mk. 1.30 
Ampullen Schachtel mit 3 Stück Mk. 1.40 

FAEXALIN Hefeprlparat 

Original dose mit 100 gr. Mk. 1 .00 

GONOCIN AfieigcnocThoiciiRi 

Kassenpackung mit 25 Stück • Mk. 0.89 

KAiMATOGEN „TEMMLER“ 

Roberans 

Originalflasche ca. 250 gr. Mk. 2.20 

MENOSTATICUM HSmostypticum 

OriginalSaschs . ca. 50 gr. Mk. 1.95 

PHENAPYRIN Antipyreticum 

ivassenpackung 10 Stück 0*5 gr. Mk. 0.90 

SCABEN Antiscabiosum 

Originalflasche mii tr. 100 gr. Mk« i*"5 


SIRAri 


Antipiittilsicum-Expectorans 

Kaasenpackung ca. 200 gr. Mk. 1.75 


THYMOSAYUM Keuchhustonmlttel 

■Originalflasche ca. 160 gr. Mk. 1.65 


TEMMLER 


BERLIN-JOHANNISTHAL 


